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Vorwort 



Nicht nur die schweizerische Eidgenossenschaft, sondern auch 
einzelne Kantone, wie Bern, Freiburg, Graubünden, Neuenburg, 
Waadt und Zürich haben in der zweiten Hälfte des 19. Jahr- 
hunderts eine aktive, großzügige Eisenbahnpolitik getrieben. 
Mit der Verstaatlichung der schweizerischen Hauptbahnen ist 
nun aber die kantonale Eisenbahnpolitik an einem Wendepunkte 
angelangt, die grossen Aufgaben sind an den Bund übergegangen. 

Indessen sind noch einige Pendenzen abzuwickeln, bei 
welchen die interessierten Kantone speziell beteiligt sind: 

1. Die Bodensee-Toggenburgbahn (Thurgau und St. Gallen); 

2. Die Lötschbergbahn (Bern); 

3. Die Ostalpenbahn (Graubünden); 

4. Die Zufahrtslinien zum Simplon (Genf und Waadt). 

Die Bodensee-Toggenburgbahn geht ihrer Vollendung ent- 
gegen; die Lötschbergbahn, dieses Bpezifisch bernische Unter- 
nehmen, wird nolens volens in die Bundesbahnen einbezogen 
werden müssen. Wenn dann auch noch die Frage der Erstellung 
der Ostalpenbahn und der Simplonzufahrten ihre Erledigung ge- 
funden haben wird» dürfte die kantonale Eisenbahnpolitik sich 
nur noch mit ihren engern häuslichen Aufgaben zu befassen 
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haben. Die Kantone werden sich mit der Förderung von normal- 
oder schmalspurigen Lokalbahnen begnügen müssen. 

Mit dem Übergang der Hauptbahnen an den Bond hat 
also eine erste Periode des Eisenbahnbaues und der Eisenbahn- 
politik ihren Abschluss gefunden; die grosszügige kantonale 
Eisenbahnpolitik dürfte ihr Ende erreicht haben. Es ist des- 
halb jedenfalls nicht zu frühe, ^enn die Wissenschaft sich des 
Näheren mit der Eisenbahnpolitik der Kantone befasst. Be- 
reits hat es auch Dr. C. F. Geiser unternommen, die Vorzüge 
und Nachteile der bernischen Eisenbahnpolitik zu sohildernr Da 
ausser Bern vor allem aber der Stand Zürich für Eisenbahnbauten 
grosse Opfer gebracht hat, dürfte es angezeigt sein, nun die 
zürcherischen eisenbahnpolitischen Verhältnisse ins Auge zu 
fassen und die Stellungsnahme des Kantons Zürich zu den 
Eisenbahnen eingehend zu erörtern. 

Die Quellen, aus denen die vorliegende Arbeit über die 
zürcherische Eisenbahnpolitik hervorgegangen ist, sind im Staats- 
archiv des Kantons Zürich zu finden. Es sind vor allem zu 
nennen : 

Das Amtsblatt des Kantons Zürich; 

Die Eisenbahnaktensammlung; 

Die Protokolle des Grossen Rates, bezw. des Kantonsrates 
des Kantons Zürich ; 

Die Auszüge aus den Protokollen des Begierungsrates, das 
Eisenbahnwesen betreffend ; 

Die zürcherische Gesetzessammlung; 

Die seitens der verschiedenen Kantonsregierungen, Eisen« 
bahngesellschaften und Eisenbahnkomitees an die zürcherische 
Regierung gerichteteten Aktenstücke, etc. 

Kurz das gesamte amtliche Aktenmaterial. 
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Gute Dienste bei der Abfassung der Arbeit haben neben 
einigen kleineren Broschüren auch die Abhandlung von R. Herold: 
„Der schweizerische Bund und die Eisenbahnen bis zur Jahr- 
hundertwende", die Geschäfteberichte der Direktion der Nord- 
ostbahn und die Rückkaufsbotschaft des Bundesrates vom 
25. März 1897 geleistet. 

Zürich, im Mai 1909. 

M. B. 



§1. 

Die schweizerische Eidgenossenschaft 

und Ihre Stellung zn den Eisenbahnen bis zum 

„Rückkauf". 



Bevor wir zu unserem eigentlichen Thema, der „zürcherischen 
Eisenbahnpolitik*, übergehen, ist es für das leichtere Verständnis 
nötig, zuerst die Grundzüge der schweizerischen Eisenbahn- 
politik zu erörtern, da die letztere von ihrer anfänglichen 
untergeordneten Bedeutung nach und nach die dominierende 
{Stellung über die kantonale Politik gewann, dieselbe ganz in 
den Hintergrund drängte und als schliesslichen Erfolg die Ver- 
staatlichung der Hauptbahnen verzeichnen kann. 

Bis zum Jahre 1848 gab es keine schweizerische Eisen- 
bahnpolitik, weil bis dahin die Eidgenossenschaft nur ein mehr 
oder weniger loser Staatenbund der 22 völlig souveränen Kan- 
tone war. 

Erst das Revolutionsjahr, welches der Schweiz die neue 
Bundesverfassung brachte und sie von dem Staatenbunde in den 
Bundesstaat umwandelte, zeitigte auch die Anfange einer eid- 
genössischen Eisenbahnpolitik, nachdem die kantonale schon seit 
12 Jahren eingesetzt hatte und als Resultat die erste Eisenbahn 
der Schweiz „Zürich-Baden" (eröffnet 1847) ^aufwies, wie wir 
später sehen werden. 

! ) Reichesberg, N. Handwörterbuch der Schweizerischen Volks- 
wirtschaft, Sozialpolitik und Verwaltung. I. pag. .864. 
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Wenn auch die Bundesverfassung die Eisenbahnen nicht 
speziell erwähnte, so waren sie doch in Art. 21 derselben, wel- 
eher von der Erstellung „öffentlicher Werke" handelt, implicite 
eingeschlossen. Dies umsomehr, als der Bericht der Revisions- 
kommission 1 ) der konstituierenden Tagsatzung vom 26. April 1848 
zu Art. 21 ausdrücklich sagte: „Bei diesem Artikel hatte man 
besonders die Einführung von Eisenbahnen im Auge. tt Bei der 
Beratung des Kommissiorisentwurfes wurde zu dem genannten 
Artikel eine noch deutlichere Erklärung gegeben: 

„Es werde die Schweiz sich auch in Beziehung auf die 
Eisenbahnen künftig nicht mehr passiv wie bisher verhalten 
können; sie werde durch die Verhältnisse getrieben, diesem 
wichtigen Verkehrsmittel grössere Aufmerksamkeit zu schenken, 
wenn sie nicht Gefahr laufen wolle, ihren Transithandel, sowie 
auch teilweise den Absatz ihrer Waren zu verlieren." 

Es war nicht mehr zu früh, wenD die Eidgenossenschaft 
im Jahre 1849 sich endlich anschickte, der Frage der Erstellung 
von Eisenbahnen näher zu treten, da schon im Jahre 1845 in 
Grossbritanien etwa 4000, in Nordamerika 7500 und in Deutsch- 
land über 2300 Kilometer Eisenbahnen existierten, während da- 
inals in der Schweiz noch kein einziger Kilometer vorhanden 
war. 2 ) Der gebirgige Charakter unseres Landes, welcher der 
jungen Eisenbahnbautechnik grössere Schwierigkeiten bot, mag 
dies wohl erklären. 

Am 18. Dezember 1849 8 ) erteilte die Bundesversammlung 
dem Bundesrate den Auftrag: 

a) zur Aufnahme des Planes eines allgemeinen schweize- 
rischen Eisenbahnnetzes, 



>) Abschied des Jahres 1847. IV. Teil. pag. 184. 

•) Elster, Ludwig. Wörterbuch der Volkswirtschaft. I. pag. 727 ff. 

») B. Bl. 1851. I, pag. 347. 
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* b) zum Entwürfe . eines eidgenössischen Expropriations- 
gesetzes, 
c) and zu Gutachten und Anträgen, über die Beteiligung 

des Bundes an dem Bau der Eisenbahnen. 
Der Bundesrat berief zunächst die beiden im Eisenbahnbau 
erfahrenen englischen Ingenieure Stephenson und Swinburne als 
technische Experten, da ja qualifizierte einheimische Fachleute 
noch nicht vorhanden waren. 1 ) Diese Experten hatten den 
Auftrag, die IJauptrichtungen eines schweizerischen Eisenbahn- 
netzes zu bezeichnen, das für den Verkehr, die Ertragsfahigkeit 
und die Landesverteidigung am zweckmässigsten sei. Ebenso 
sollten sie die Möglichkeit eines Alpenüberganges in Bezug auf 
Rentabilität in Erwägung ziehen. 

In einem Plane markierten die Herren Stephenson und 
Swinburne die notwendigsten Hauptlinienzüge und bemerkten 
in ihrem Berichte, dass dieselben vom Staate ausgeführt werden 
sollten, da man mit dem Privatbau durch Gesellschaften in andern 
Ländern keine guten Erfahrungen gemacht habe. 2 ) 

. Die finanziellen Experten des Bundesrates — Ratsherr 
Geigy- Basel und Ingenieur Ziegler -Winterthur — welche den 
Auftrag erhalten hatten, über die Frage der Erstellung der 
Bahnen und die Beteiligung des Bundes beim Bau und Betrieb 
derselben ein Gutachten auszuarbeiten, gelangten unter sich zu 
entgegengesetzten Schlüssen 8 ). Herr Geigy empfahl den Staats- 
bäu und Herr Ziegler den Privatbau. Der Bundesrat schloss 



') B. Bl. 1850, III. pag. 429. 
'S) Bericht der H. H. R. Stephenson und H. Swinburne über den 
Bau von Eisenbahnen in der Schweiz. Bern 1850, pag. 7 ff. 

8 ) Bericht der H. H. Geigy und Ziegler über die Ausführung 
eines schweizerischen Eisenbahnnetzes in finanzieller Beziehung. 
Bern 1850. pag. 3. 
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«ich der Ansicht des Herrn Geigy an, und in seiner Botschaft 
vom 7. April 1851 beantragte er den Staatsbau mit Beteiligung 
des Bundes und der Kantone. 1 ) 

Die Mehrheit der nationalrätlichen Kommission s ), an deren 
Spitze der Berner Stämpfli stand, trat energisch für den Staats- 
bau ein, während die Minderheit unter Führung des Zürchers 
Dr. Alfred Escher ebenso entschieden den Privatbau verlangte. 

Für den Staatebau sprachen: Die Möglichkeit der Anlage 
eines einheitlichen, rationellen Eisenbahnnetzes; die Wahrung 
der Staatsinteressen und die Vermeidung von mächtigen, geld- 
erwerbenden Gesellschaften; das mächtige Agens der Staats- 
bahnen für ein rasches und festes Gefüge des jungen Bundes- 
staates, für die Entwicklung des Gefühles der Zusammen- 
gehörigkeit des Volkes, für die Machtstellung des Staates nach 
aussen. Das war der ideale Standpunkt. 

Gegen den Staatsbau konnten ebenso viele Argumente gel- 
tend gemacht werden: Die widerstreitenden Interessen der ein- 
zelnen Kantone, die jedes Projekt vereiteln würden, wenn es 
dem einen oder andern nicht passte; die ungeheure Schulden- 
last, die sich das junge Staatswesen aufladen würde, etc. 8 ) Das 
war der mehr reale, der praktische Standpunkt. 

Wer die richtige Prophetengabe damals besessen hat, ist 
heute ja schwer zu entscheiden ; sicher ist, dass die Finanzkraft 
der Schweiz ohne überwiegende Mithülfe des ausländischen 
Kapitales das Staatsbahnnetz nie hätte realisieren können. Der 
Staat wäre in den Zeiten der Krisen ebenso sehr erschüttert 
worden wie die mächtigsten Privatgesellschaften. Es ist wider- 



') B. Bl. 1851. 1. pag. 347 ff. 
*) B. Bl. 1852. II. pag. 157, 385. 
») B. Bl. 1852. II. pag. 49 ff. 
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sinnig, die grossen Eisenbahngesellschaften immer nur ab „Aus- 
beuter 44 zu bezeichnen ; in den siebziger Jahren des vorigen Jahr- 
hunderts lagen sie beinahe alle am Boden; ungezählte Hillionen 
in- und ausländischen Privatkapitals waren verloren. Auch 
einige Kantone mussten bittere Pillen schlucken« Und damals 
wagte es der Staat noch nicht, zuzugreifen« als ihm die Bahnen 
zu einem Schleuderpreise in die Hände gefallen wären. Er 
war eben auch damals noch nicht stark genug. Und gerade 
die Verstaatlichung der Hauptbahnen hat gezeigt« dass die 
„Schuldenlast* kein „leerer Wahn* ist und dass die Staats- 
bahnen auch Erscheinungen zeitigen, die die ideale Begeisterung 
schon ziemlich gedämpft haben. 

Am 8. Juli 1852 hatte sich der Nationalrat für den Privat- 
bau der Bahnen entschieden 1 ) ; diesem Beschluss trat der Stände- 
rat bei, und am 28. Juli 1852 *) wurde das „ Bundesgesetz über 
den Bau und Betrieb von Eisenbahnen im Gebiete der schwei- 
zerischen Eidgenossenschaft* erlassen. Das besagte Gesetz über- 
liess den Bau und Betrieb den Kantonen, beziehungsweise der 
Privattätigkeit. 

Die Eantone hatten die Befugnis, die Eonzessionen zu er- 
teilen; die Genehmigung durch den Bund war zwar torbehalten, 
sie durfte aber nur verweigert werden, wenn durch die Erstellung 
der konzedierten Bahnen militärische Interessen der Eidgenossen- 
schaft verletzt werden sollten. 

Wir können das erste schweizerische Eisenbahngesetz vom 
28. Juli 1852 nicht als so verfehlt betrachten, wie dies oft ge- 
geschieht, weil es den Privatbau stipulierte. Es war unter den 
damaligen Verhältnissen wohl die erspriesslichste Lösung. Ein 



*) Rückkaufsbotschaft, pag 7. 
*) E. A. S. (a. F.) I. pag. 21 ff. 
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schwerer Fehler des Gesetzes war jedoch die Bestimmung, das« 
die Kantone zur Erteilung der Eonzessionen zuständig seien, 
und nicht der Bund. Diese Befugnis war ein Missgriff; sie 
führte zu unendlichen Streitigkeiten zwischen den Kantonen, zu 
einem Wirrwar, zur Erteilung der unsinnigsten Eonzessionen, 
zur Gewährung von Ausschluss- und Vorzugsrechten und war die 
Grundursache der spätem grossen Eisenbahnmisöre in den sieb- 
ziger Jahren. 1 ) Die Erwerbung von Kantonalkonzessionen wurde 
vielfach zur Spekulation, wie wir an einem Beispiel zeigen 
wollen: Ingenieur Sulzberger von Frauenfeld erhielt im Jahre 
1852 vom Kanton Waadt die Eonzession für die Linie Morges- 
Lausanne- Yverdon ; er trat dieselbe an englische Spekulanten 
um eine Million Franken ab, und die Engländer verkauften sie 
wieder mit erheblichem Nutzen an die Westbahngesellschaft 2 ). 

Unter der kantonalen „Eonzessionshoheit* entstanden dann 
die grossen und mächtigen Eisenbahngesellschaften, denen die 
einzelnen Elantone nicht mehr gewachsen waren und über die 
der Bund keine Gewalt hatte. 8 ) Diesem Zustande konnte nur 
durch eine Erweiterung der Bundeskompetenzen abgeholfen 
werden. 

Nach 20 Jahren endlich wurde der Hauptfehler des ersten 
Eisenbahngesetzes vom Jahre 1852 — die Befugnis der Eon- 
zessionserteilung durch die Kantone — ausgemerzt. Das zweite 
Eisenbahngesetz vom 23. Dezember 1872 4 ) übertrug das Recht 
der Eonzessionserteilung ausschliesslich auf den Bund, ebenso 
die Erneuerung der bereits erteilten kantonalen Eonzessionen 
und schaffte für die Zukunft alle Ausschluss- und Vorzugsrechte 



1 ) Memtninger, A. Der Krach. Zürich 1879. pag. 9. 

2 ) Stampf li, J. Die schweizerischen Eisenbahnen. 1878. pag. 13 ff 

3 ) Rückkaufsbotschaft, pag. 10 und 11. 
*) E. A. S. (n. F.) I. pag. 7 ff. 
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ab; es sicherte den Bundesbehörden den Entscheid über alle 
wesentlichen Bau- und Betriebsfragen. Den Kantonen war das 
Recht der Vernehmlassung gewahrt. 

Wären diese Grundsätze schon in das Gesetz vom Jahre 
1852 aufgenommen worden, so hätten sich die Auswüchse des 
Privatbahnsystems nie so geltend machen können, die Kantone 
tragen eine grossen Teil der Schuld daran. 

Mit dem Gesetze vom Jahre 1872 war auch der Höhepunkt 
der Macht der Eisen bahngesellschaften überschritten ; die Bundes- 
behörden griffen kräftig ein und erweiterten immer mehr ihre 
Kompetenzen, selbst auf untergeordnete Dinge. Die neue Bundes- 
verfassung von 1874 stärkte die Macht der Bundesregierung 
noch mehr, so dass sie auch in Eisenbahnsachen immer kräftiger 
auftreten konnte. Nach der überstandenen Krisis der siebziger 
Jahre trat der Gedanke der Verstaatlichung der Bahnen in den 
Vordergrund und zeitigte gesetzgeberische Massnahmen als Hölfs- 
mittel, von denen einige einen etwas einseitigen Standpunkt 
verrieten. Am 21. Dezember 1883 wurde das Gesetz über 
das Rechnungswesen der Eisenbahnen erlassen *) und dasselbe am 

27. März 1896 durch ein viel schärferes ersetzt 2 ). Durch das 
sog. Stimmrechtsgesetz der Aktionäre von Eisenbahngesellschaften 
und die Beteiligung des Staates bei deren Verwaltung vom 

28. Juli 1895 griff der Bund direkt in die Leitung der grossen 
Gesellschaften ein. 8 ) Auch durch den Ankauf von Aktien 
(30,000 Prioritätsaktien der Jura-Simplon-Bahn ; 27. Juni 1890) 
suchte er einen massgebenden Einfluss zu gewinnen. 4 ) 



*) Wiedemann, C. P. Die geschichtliche Entwicklung der schwei- 
zerischen Eisenbahngesetzgebung. Zürich 1905. pag. 38. 
8 ) Ibidem, pag. 40. 
8 ) Ibidem, pag. 46. 
4 ) Ibidem, pag. 46. 

2 
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Dor am 25. Juni 1891 (Volksabstimmung) missglückte Ver- 
such des Centralbahnankaufes mag zum Erlaas der späteren 
Gesetze, die von yexatorischen Bestimmungen nicht ganz frei 
waren, beigetragen haben. ') 

War im Jahre 1891 die Stimmung im Schweizervolke noch 
ganz entschieden gegen eine Verstaatlichung der Bahnen, so 
sollte sie doch bald umschlagen. Hiezu haben die Vorgänge bei 
der Nordostbahn in den neunziger Jahren wesentlich beigetragen. 8 ) 
Dem Grossaktionär Guyer-Zeller gelang es nämlich, in Verbindung 
mit ausländischen Aktionären, über die Mehrheit des Aktien- 
kapitals zu verfugen und sich zum Diktator der genannten Ge- 
sellschaft aufzuschwingen. Die alte Leitung wurde ersetzt, und 
die neue stand vollständig unter dem Willen des Allgewaltigen. 

Dieser Vorgang erregte in weiten Kreisen grossen Unwillen ; die 
der alten Nordostbahnleitung, wie jeder menschlichen Einrichtung 
anhaftenden Mängel, konnten den Umsturz nicht allein erklären. 

Unter dem neuen Nordostbahnregiment begann der Kampf 
gegen Bern, die gegenseitige Erbitterung wuchs. Die erregte 
Stimmung im Volke steigerte sich zusehends, sie richtete sich 
nicht nur gegen die Nordostbahn und ihren Diktator, sondern 
gegen die Privatgesellschaften überhaupt, und sie wurde von 
Politikern geschickt ausgenützt und gefördert. 

Die Partie war für die Privatgesellschaften verloren; der 
Bundesrat konnte zum entscheidenden Schritte übergehen. 

Am 25. März 1897 brachte er bei den eidgenössischen 
Räten den Entwurf zum sog. Rückkaufsgesetz ein. 8 ) 



') Wiedemann, C. P. a. a. O. pag. 48. 

2 ) Herold. Der schweizerische Band und die Eisenbahnen bis 
zur Jahrhundertwende. Stuttgart 1902. pag. 192. 

3 ) Rückkaufsbotschaft des B. R. vom 25. März 1897. 
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Derselbe wurde vom Nationalrat in der SommerseBsion 
und vom Standerat in der Herbstsession behandelt und am 
15. Oktober 1897, in der Hauptsache unverändert definitiv ange- 
nommen. 1 ) 

Infolge des ergriffenen Referendums kam es am 20. Februar 
1898 zur Volksabstimmung, und das Gesetz wurde mit 386,634 
gegen 182,718 Stimmen vom Souveräne sanktioniert. 

Der Ansturm gegen den Rückkauf ging hauptsächlich von 
der welschen Schweiz aus ; die deutsche Schweiz dagegen stand 
geschlossen für das Gesetz ein. 

Die Ausführung des beschlossenen zwangsweisen Rück- 
kaufes der Hauptbahnen nach Massgabe der Konzessionen be- 
reitete indessen erhebliche Schwierigkeiten; trotz aller Spezial- 
gesetze wehrten sich die Gesellschaften kräftig gegen die vom 
Bundesrat berechneten Rückkaufswerte ; Angebot und Forderung 
gingen weit auseinander. 2 ) 

Das Bundesgericht sollte in dieser äusserst komplizierten 
und zu einem gewaltigen Yolumen angewachsenen Materie ent- 
scheiden. Nachdem das genannte Gericht über einzelne Vor- 
fragen sein Urteil gefällt hatte, sahen Käufer und Verkäufer die 
Notwendigkeit einer Verständigung ein, und der „freihändige 
Rückkauf* gelang. Das Verdienst, den „Rückkauf" erreicht 
und durchgeführt zu haben, gehörte dem verstorbenen Bundes- 
rate Zemp, der aus einem der schärfsten Gegner zum hart- 
näckigsten Befürworter desselben geworden war. 9 ) 

Aber nun kam die grosse Aufgabe: Die „Finanzierung" 
für die Übernahme der fünf Hauptbahnen, beziehungsweise der 



') Herold, a. a. O. pag. 243 ff. ; 251 ff. 
») Reichesberg. a. a. O. pag. 878 ff. 

3 ) Steiger, J. Zur Orientierung über die Frage der Eisenbahn- 
verstaatlichung in der Schweiz. Zürich 1898. pag. 219 ff. ; 231. 
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Schuldenlast von rund einer Milliarde Franken. 1 ) Auch diese 
gelang durch Ausgabe festverzinslicher Papiere (Obligationen), 
wobei es indessen nicht an warnenden Stimmen fehlte wegen 
der Verschuldung der Schweiz an das Ausland, namentlich an 
Frankreich. 

Der von den Politikern dem Volke so laut gepriesene und 
yerheissene Erntesegen, den die Bundesbahnen bringen sollten 
und der „Zins und Amortisation" reichlich decken müsse, ist 
innerhalb kurzer Zeit zu einem bescheidenen Ertragnis geworden. 

Zugegeben, dass die Bundesbahnen manche Verkehrsver- 
besserungen gebracht haben; allein sie sind teuer erkauft. Der 
Bund musste erfahren, dass es leichter war, den Privatbahnen 
zu diktieren, als nun selbst alle Wünsche zu erfüllen. 

Nach dieser gedrängten Darstellung der schweizerischen 
Eisenbahnpolitik wollen wir unser Interesse nunmehr den zür- 
cherischen Verhältnissen zuwenden und der Eisenbahnpolitik des 
Kantons Zürich die nötige Aufmerksamkeit entgegenbringen. 



l ) Wteäemann. a. a. O. pag. 52 ff. ; 68 ff. 



§2. 

Die Entstehung und Entwicklung 

der Eisenbahnen Im Kt. Zürich und Ihre Ausdehnung 

auf die angrenzenden Gebiete. 

(Allgemeine Übersicht). 



Die zürcherische Eisenbahnpolitik: tritt uns am klarsten vor 
Augen, wenn wir sie mit den Hauptfaktoren, welche dieselbe 
beherrscht und ihr auch das Gepräge gegeben haben, zur Er- 
örterung bringen. 

Zuerst war es die liberale Herrschaft (bis 1869) und dann 
die darauffolgende „ demokratische Aera", welche im Verein mit 
der Nordostbahn, der Stadt Winterthur und den Vereinigten 
Schweizerbahnen einen entscheidenden und nachhaltigen Einfluss 
auf die Eisenbahnpolitik im Eanton Zürich ausgeübt haben. 

Wenn auch die aus der Privatinitiative hervorgegangenen, 
sogenannten Eisenbahnkomitees meistens die Eonzessionen er- 
warben, so gingen letztere behufs Realisierung in der Regel an 
die grossen Gesellschaften über. Nur einige kleinere und erst 
später auftauchende Gesellschaften konnten bis heute sich selb- 
ständig halten, wie die Tösstalbahn, die Sihltalbahn, die Uerikon- 
Bauma-Bahn und die Wetzikon-Meilen-Bahn ; ihr Einfluss war 
jedoch von untergeordneter Bedeutung. 

Am engsten mit der zürcherischen Eisenbahnpolitik verknüpft 
war die im Jahre 1853 entstandene „Nordostbahngesellschaft Ä . 
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Die Vorläufer der Nordostbahn waren: 

a) Die Basler-Zürcher Eisenbahngesellschaft, die erste 
Eisenbahngesellschaft der Schweiz, welche eine' Bahn- 
verbindung von Basel nach Zürich, längs des Rheins, 
der Aare und der Limmat anstrebte und sich nach 
fruchtlosen Bemühungen wieder auflöste (gegründet 1838 ; 
aufgelöst 1841). 

b) Die Nordbahngesellschaft (Linie Zürich-Baden), welche 
im Jahre 1846 aus der Asche der Basler-Zürcher- 
Gesellschaft (a) erstand und die erste schweizerische 
Eisenbahn, von Zürich nach Baden (die damals im Volks- 
munde die Spanischbrödli-Bahn hiess), zur Ausfuhrung 
brachte. Betriebseröffnung am 7. August 1847. 

c) Die Zürich-Bodensee Eisenbahngesellschaft (Zürich- 
Winterthur-Romanshorn), welche sich im Jahre 1852 
bildete, um eine Verbindung von Zürich nach Romans- 
hörn (Bodensee) über Winterthur und Frauenfeld anzu- 
streben. Vor der Durchführung des Projektes vereinigte 
sie sich mit der Nordbahn (b) zur Nordostbahn (1853). 

Die Nordostbahn erwies sich als eine kräftige, von Jahr zu 
Jahr mächtiger werdende Gesellschaft, die zu ihrer ersten Linie 
Zürich-Baden nach und nach eine Reihe neuer und wichtiger 
Eisenbahnverbindungen hinzufügte und in verhältnismässig kurzer 
Zeit ein Netz erstellte, mit dem sie den Verkehr beherrschte, 
nämlich : 

Zürich-Baden- Turgi- Waldshut ; 

Zürich-Baden-Brugg-Aarau ; 

Zürich- Winterthur-Frauenfeld-Rontanshorn ; 

Romanshorn-Rorschach ; 

Bomanshorn-Konstanz ; 
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Winterthur-Schaff hausen (Rheinfallbahn); 
Zürich- Affbltern-Zug-Luzern (Reppischlinie) ; 
Zürich-Bülach-Dielsdorf (Lokalbahn). 

Bis zum Jahre 1870 spielte die Nordostbahngesellschaft unbe- 
stritten die erste Rolle in der Eisenbahnpolitik des Kantons Zürich. 

In dieser Periode griffen die „Vereinigten Schweizerbahnen " 
ebenfalls in die zürcherische Eisenbahnpolitik ein, doch lediglich 
in untergeordnetem Masse, und zwar durch die Glattallinie : 
Wallisellen-Uster-Rapperswil. 

Allerdings machten sie noch einen Anlauf für ein grösseres 
Ziel, indem sie die Fortsetzung der Glattallinie nach Waldshut 
und Basel (via linkes Rheinufer) im Auge hatten. Der Zweck 
war, die direkte Verbindung von Chur und St. Gallen her mit 
jenen Orten und dem deutschen Eisenbahnnetze, unter Umgehung 
von Zürich, herzustellen. Allein es blieb bei diesem Anlaufe, 
denn die Nordostbahn erkannte die Gefahr und vereitelte jene 
Bestrebungen. 

Als jedoch im Jahre 1869 die zürcherische Verfassung ge- 
ändert wurde und die Demokraten zur Herrschaft gelangten und 
als im Jahre 1872 das zürcherische Eisenbahn- Subventionsgesetz 
erlassen worden war, machte sich ein Gegengewicht — Winter- 
thur — bemerkbar und verursachte eine Ablenkung der Eisen- 
bahnpolitik aus den bisherigen „ Bahnen a in demokratischer 
Richtung. 

Diese zwei Antipoden, „ Nordostbahn-Zürich u und „Winter- 
thur 11 , brachten die zürcherische Eisenbahnpolitik aus dem festen 
Geleise und zogen sie auf Abwege, die zu den heftigsten Er- 
schütterungen und zu schweren wirtschaftlichen Krisen führten. 

Die demokratische Stadt Winterthur, von der demokratischen 
Kantonsregierung kräftig unterstützt, strebte ein Eisenbahnnetz 
mit Winterthur als Mittelpunkt an, mit welcher der verhassten 



Nationalbahn 
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„Herrenbabn", der Nordostbahn, das Verkehrsmonopol entzogen 
and diese gedemütigt werden sollte* 
Die projektierten Linien: 

Winterthur-Singen- Kreuzungen (Eonstanz). 
Winter th ur- Baden - Lenzburg - Zofingen - Lyss 

(Genfersee), 
Winterthur-Weiach (Waldshut), 
Winterthur-Bauma (Rapperswil), 

sollten den Schwerpunkt von Zürich nach Winterthur verlegen. 
Der Kampf endigte mit der Niederlage von Winterthur; aber 
auch der Gegner war matt geworden. Das Schosskind der Stadt 
Winterthur, „die Nationalbahn a , fiel um einen geringen Preis 
dem verhassten Gegner, der Nordostbahn, in die Hände. 

Im Grunde war es nicht das Winterthurer Konkurrenznetz, 
das die mächtige Nordostbahn bis ins Mark erschütterte, sondern 
ihr durch die Winterthurer Aspirationen angefachter Konzessions- 
hunger für alle in ihrem Wirkungskreise aufgetauchten Projekte. 
Dazu gesellte sich in den denkwürdigen siebziger Jahren die 
auf ganz Europa lastende schwere Wirtschaftskrisis, in welcher 
der Kapitalmarkt die härtesten Bedingungen stellte und für 
grössere Transaktionen fast unzugänglich war. 
In dieser Epoche baute die Nordostbahn: 

Die linksufrige Zürichseebahn (Zürich -Thalwil- 
Richterswil-Ziegelbrücke - Glarus), 

Winterthur-Bülach-Koblenz (Waldshut), 
(Bülach) Nieder glatt -Otelfingen -Wettingen -Baden, 
[ Winterthur-Bülach- Baden als Konkurrenzlinie zur National- 
bahn Winterthur-Kloten-Otelfingen-Baden.] 

Effretikon-Wetzikon-Hinwil (nur mit finanzieller Be- 
teiligung), 



o 
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Glarus-Linttal, 

Bötzbergbahn (Brugg-Pratteln- Basel) | gemeinschaft- 

Aargauische Südbahn. (Aarau-Muri- j lieh mit der 

Rothkreuz) J Centralbahn 

und begann mit dem Bau der 'Rechtsufrigen Zürichseebahn 
(Zürich-Meilen-Rapperswil), den sie jedoch bald wieder einstellen 
musste. 

Ende der siebziger Jahre musste sie ihre ganze Bautätigkeit 
einstellen und für alle weitern Bauverpflichtungen ein Moratorium 
(Fristverlängerung) nachsuchen. 

Es betraf dies die Linien: 

Rechtsufrige Zürichseebahn (Zürich-Meilen-Rapperswil), 

(Zürich) Thalwil-Zug (Luzern), 

Bülach-Eglisau-Schaffhausen, 

Schqffhausen-Etzwilen (Konstanz), 

Koblenz-Stein (Basel), 

Dielsdorf-Niederweningen, 

für welche in der Tat eine vertragliche Stundung von acht 
Jahren erzielt wurde, die sich aber durch die Verhältnisse noch 
um mehrere Jahre verlängerte. 

Im Weiteren hatte sich die Nordostbahn finanziell bei der 
Linie Sulgen - Gossau und der Bahn Wohlen - Bremgarten be- 
teiligt und auch die Dampfschiffe auf dem Zürichsee erworben. 

Als in den siebziger Jahren die vorhin erwähnten Linien 
der Nordostbahn, die Nationalbahn und die Tösstalbahn gebaut 
und alle Kreise erschöpft waren, trat ein vollständiger Stillstand 
ein* Es brauchte über ein Dezennium der Ruhe und Erholung, 
und erst in den neunziger Jahren konnten die Moratoriums- 
linien der Nordostbahn erstellt werden, wozu dann noch einige 
kleinere Linien: 
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Uerikon-Bautna (mit Hülfe der Nordostbahn gebaut), 

Sihltalbahn (Zürich-Sihlwald-Sihlbrück), 

Meilen-Wetzikon (elektrische Strassenbahn), 
als Regionalbahnen hinzukamen. 

Das letzte Dezennium des vorigen Jahrhunderts zeitigte 
dann die Verstaatlichung („Rückkauf 14 ) der Hauptbahnen. Das 
Auftreten des damaligen Diktators der Nordostbahn und der 
Nordostbahnstreik haben wesentlich zur Beschleunigung und zum 
Resultate dieser Aktion beigetragen, wie wir bereits in § 1 ge- 
sehen haben. 



Anmerkung: Als Quellen für § 2 dienten die Rückkaufs- 
botschaft des B. R. vom 25. März 1897, pag. 16 ff. ; Anhang Beilage 
VIH und die §§ 3 und 4 der „zürcherischen Eisenbahnpolitik". 



§3. 

Die Stellung des Kantons Zürich zn den Eisenbahnen 
von Ihren Anfangen bis zum Jahre 1870. 

(Liberale Aera.) 



A. 

Die Basler-Ziircher Eisenbahngesellschaft. 

(Die erste Eisenbahngesellschaft in der Schweiz). 

Wie wir bereits in § 1 bemerkten, befassten sich einzelne 
schweizerische Kantone viel früher (1836) mit der Frage der 
Eisenbahnen als die schweizerische Eidgenossenschaft (1848). 
Allen voran ging Zürich. 

Im März 1836 Hess die zürcherische Handelskammer durch 
eine Kommission die Frage prüfen, ob die Eisenbahnen für die 
Schweiz verwendbar seien und ob in Bezug auf den Kanton 
Zürich eine auf Aktien zu gründende Eisenbahn von Basel nach 
Zürich und Winterthur bis an den Bodensee einige Wahrschein- 
lichkeit des Erfolges haben würde. 1 ) Der Bericht lautete günstig, 
und die Handelskammer wandte sich im Mai an den zürcherischen 
Begierungsrat und setzte ihm die Notwendigkeit und die Vor- 
teile der Erstellung von Eisenbahnen in der Schweiz auseinander. 2 ) 



! ) Eisenbahnwesen. Bericht und Antrag der diesiälligen Kom- 
mission vom 2. Mai 1836. 

8 ) Antrag der Handelskammer betr. einer Voruntersuchung über 
Anlegung von Eisenbahnen vom 11. Mai 1836. 
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Sie wies auf die grossen Anstrengungen hin, die in den um- 
liegenden Ländern bereits gemacht worden seien, um dieses 
neue Verkehrsmittel zu erhalten und da dürfe der Stand Zürich 
nicht zurückbleiben, um Handel und Verkehr zu fördern und 
zu beleben. Zum Schlüsse empfiehlt die Handelskammer die 
Erstellung der Eisenbahnen durch die Privattätigkeit in der 
Form von Aktiengesellschaften, mit dem Wunsch, die Regierung 
möchte die Eisenbahnbestrebungen kraftig unterstützen. 

Die Handelskammer fand es angezeigt, für die in Aussicht 
genommenen Linien von Basel nach Zürich und Ohur und nach 
Winterthur bis an den Bodensee die Vorarbeiten selbst an die 
Hand zu nehmen, damit die Sache nicht von Anfang an ver- 
dorben werde und ersuchte daher den Regierungsrat um einen 
Kredit von Fr. 16,000.—. 

Die Regierung nahm die Anregung günstig auf und be- 
willigte Fr. 5000.—, unter Zusicherung weiterer Beträge, wenn 
das Bedürfnis es erheische 1 ). 

Im Auftrage der Handelskammer machten nun die Herren 
Negrelli und Eschmann mit Herrn Ingenieur Sulzberger eine 
Terrainbesichtigung von Zürich nach Basel und von Zürich über 
Winterthur bis an den Bodensee. 2 ) Für die Linie Zürich-Basel 
sprachen sich diese Experten durchaus günstig aus, weniger 
günstig hingegen für die Linie Zürich -Winterthur -Frauenfeld- 
Bodensee, wegen der Terrainschwierigkeiten auf dem Gebiete 
des Kantons Zürich. Bei dem damaligen Stande der Eisenbahn- 
technik war der Hinweis auf „Terrainschwierigkeiten* ver- 
ständlich. 



*) Auszifg aus dem Protokoll des R. R. vom 19. Mai 1836. 

*) Negrelli und Eschmann. Bericht an die Handelskammer des 
Kantons Zürich. Zeitschrift über das gesamte Bahnwesen. Zürich 
1837. H. pag. 15 ff. 
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Die Handelskammer Hess daher das Projekt Zürich-Bodensee 
vorläufig fallen und konzentrierte ihre Tätigkeit auf die Linie 
Zürich-Basel. 

Eine von ihr veranlasste Konferenz, die von Zürich, Aargau, 
Baselland, Basel-Stadt und Graubünden beschickt wurde, er- 
nannte ein „ provisorisches Komitee für eine Eisenbahn von Basel 
nach Zürich a . Das besagte Komitee versandte dann eine ge- 
druckte Einladung zur Anteilnahme an der ersten schweizerischen 
Eisenbahn Basel-Zürich 1 ) 

Da diesem ersten schweizerischen Eisenbahngründungs» 
prospekt ohne Zweifel eine gewisse historische Bedeutung nicht 
abzusprechen ist, dürfte es angezeigt sein, dessen Inhalt in den 
wichtigsten Punkten wiederzugeben. Nach einem Hinweis da- 
rauf, wie man im Laufe der letztverstrichenen Jahre auf dem 
europäischen Festlande zahlreiche Eisenbahnen gebaut und teil- 
weise bis an die Grenzen dqr Schweiz geführt habe, betonte der 
Prospekt, es dürfte nun auch der Zeitpunkt gekommen sein,, 
die Bahnen ins Innere der Schweiz fortzusetzen. Als erster 
zu erbauender Schienenstrang in der Eidgenossenschaft sei eine 
Bahn von Basel nach Zürich zu empfehlen. Eine solche Linie 
müsse nämlich darum als die zweckmässigste betrachtet werden 
weil sie jede beliebige Fortsetzung und Verzweigung nach an- 
deren Gegenden der Schweiz ermögliche, sei es nun an ihrem 
Endpunkte (Zürich) in nördlicher oder östlicher, sei es an ver- 
schiedenen Zwischenpunkten in südöstlicher, wie in südwestlicher 
Richtung. Die Anlage eines Schienenstranges zwischen Basel 
und Zürich biete auch keine besonderen Schwierigkeiten, da ja 
dieser nirgends in Gegenden mit gebirgigem Charakter zu liegen 
komme. Der Prospekt machte im Weitern darauf aufmerksam, 

*) Einladung zur Anteilnahme an einer ersten in der Schweiz 
zu erbauenden Eisenbahn von Basel nach Zürich. Zürich 1837. 
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dass seit Einführung der Dampfschiffahrt auf dem Rheinstrom 
die Zahl der Besucher der Rheingegenden jedes Jahr stärker 
zunehme. Man dürfe daher mit Recht darauf zählen, dass eine 
bedeutende Anzahl Reisender gerne ihren Zug bis in das durch 
seine Lage und Umgebung so anziehende Zürich fortsetzen 
werde, falls es möglich sei, in zirka drei Stunden von Basel 
nach „Limmatathen* zu gelangen. Eine derartige Verkürzung 
der Reisezeit sei aber mit Hülfe von Dampfwagen leicht zu er- 
zielen. Mit dem Warentransport verhalte es sich nun gerade wie 
mit dem Menschenverkehre ; er werde durch erleichterte Komuni- 
kationen beträchtlich vermehrt. Der Warenverkehr sei aber jetzt 
schon in der Schweiz sehr bedeutend, weil die Bedürfhisse ihrer 
eigenen Industrie alle Hauptstrassenzüge belebten. Da überdies 
die Eidgenossenschaft durch ihre geographische Lage das natür- 
liche Mittelglied für den Warentransport zwischen den südlichen 
und nördlichen Staaten und ihren Eisenbahnen sowie zwischen 
den südlichen und nördlichen Meeren bilde, so seien hinreichende 
Grundlagen zu der Annahme vorhanden, dass die projektierte 
Unternehmung reichliche Zinsen tragen werde. 

Von dieser Überzeugung ausgehend, habe sich eine Anzahl 
Männer aus verschiedenen Kantonen bewogen gefunden, sich zu 
einem provisorischen Komitee zu vereinigen, um die schöne und 
^ wichtige Unternehmung zu verwirklichen, und es lade daher das 
besagte Komitee das in- und ausländische Publikum zur Äusserung 
seiner Teilnahme ein. 

Die Kosten wurden auf 10 Millionen veranschlagt, aber vor- 
sichtshalber ein Aktienkapital von 15 Millionen in Aussicht ge- 
nommen, unter Vorbehalt entsprechender Reduktion, je nach dem 
Ergebnis der definitiven Berechnung. 

Sobald 15,000 Aktien untergebracht wären, sollte eine 
Generalversammlung stattfinden und hierauf die Gesellschaft 
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sich konstituieren. Diese Aktien wurden rasch gezeichnet, am 
17. Januar 1838 wurden die Statuten festgelegt und am 19. 
Februar 1838 die „Basler-Ztircher-Eißenbahogeselkchaft" definitiv 
gebildet« *) Die Statuten setzten das Aktienkapital auf 15 Millionen 
Franken fest (30,000 Aktien zu Fr. 500. — ) mit folgenden Ein- 
zahlungspflichten : 1 °/o nach der Konstituierung der Gesellschaft, 
für Vorarbeiten ; 9 °/o nach Beschluss der Ausführung des Unter- 
nehmens; nachher jeweilen höchstens 10 °/o auf einmal, auf zwei- 
monatliche Voranzeige hin. Der zürcherische Begierungsrat an- 
erkannte die Aktiengesellschaft am 8. März 1838 unter Vorbehalt 
der später zu erteilenden Eonzessionen ; sie erhielt jedoch schon 
jetzt das Recht, alle Vorarbeiten auf dem Terrain vorzunehmen 
(Vermessungen) zur Feststellung des Tracks. 2 ) 

Der englische Ingenieur Locke, als Experte berufen, studierte 
das Trace. Er folgte, wie schon erwähnt, den Flussläufen 
Limmat, Aare und Bhein und erhielt so die Linie : Zürich-Baden- 
Turgi-Koblenz-Stein- Rheinfelden-Basel. 8 ) 

Die Gesellschaft acceptierte das Projekt und ersuchte am 
13., bezw. 17. November 1838 die Regierungen von Zürich 4 ) 
und Aargau 5 ) um baldige Erteilung der Eonzessionen und des 
Expropriationsrechtes. 



*) Statuten der Basler -Zürcher Eisenbahngesellschaft. 1838. 
pag. 4 ff. 

2 ) Die Direktion der Basler-Züreher Eisenbahngesellschaft an 
den h. R. R. des Kantons Zürich. 13. November 1838. 

8 ) Locke J. An das .Komitee der Basler-Züreher Eisenbahn 
(technischer Bericht). 

4 ) Die Direktion der Basler-Züreher Eisenbahngesellschaft an 
den h. R. R. des Kantons Zürich. 13. November 1838. 

6 ) Die Direktion der Basler-Züreher Eisenbahngesellschaft an 
den h. R. R. des Kantons Aargau. 17. November 1838. 
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Am 18. Dezember 1889 ') erteilte der Grosse Rat des Kantons 
Zürich die verlangte Eonsession auf 99 Jahre, die aber erlöschen 
sollte, wenn innert 3 Jahren mit den Erdarbeiten nicht begonnen 
wurde. Trat dieser Fall nicht ein, dann verpflichtete sieh der 
Kanton Zürich, während 15 Jahren keine zweite Linie von Zürich 
nach Baden zu konzessionieren. Der Staat wahrte sich kein 
Bückkauf8recht während der Eonzessionsdauer; nach Ablauf der- 
selben konnte er die Konzession entweder beliebig verlängern 
oder die Bahn auf Rechnung des Staates übernehmen. 

Im Falle der Übernahme der Bahn durch den 8taat hatte 
letzterer der Gesellschaft den vollen Wert zu ersetzen, ohne 
Bücksicht auf den dannzumaligen Ertrag oder den Preis der 
Aktien. 

Mit der Konzession wurde auch das Expropriationsrecht auf 
Grund des Gesetzes vom 21. März 1838 2 ) (Abtretung von Privat- 
rechten) verliehen. Am 6. November 1840 erteilte endlich auch 
der Grosse Bat des Kantons Aargau die gewünschte Konzession, 
welche mit dem zürcherischen Erlass beinahe wörtlich überein- 
stimmte. 8 ) 

Nun fehlten aber immer noch die Konzessionen von Basel- 
land und Baselstadt, welche trotz aller Bemühungen nicht er- 
hältlich waren, da diese beiden Ualbkantone ihr Augenmerk auf 
eine Bahn nach Ölten und Luzern gerichtet hatten. 

Dazu kam, dass im Jahre 1840 der Ausbruch eines euro- 
päischen Krieges befürchtet wurde (Frankreich gegen die Qua- 
drupelallianz), was zur Folge hatte, dass die Gesellschaft bei der 
Einforderung der ersten Bäte von 4% des Aktienkapitals 



l ) Z. G. S. 1839. V. pag. 271 ff. 
*) Z. GL S. 1838. V. pag. 20 ff. 

s ) Neue Sammlung der Gesetze und Verordnungen des Kantona 
Aargau. 1842. III. pag. 163 ff. 



(Ende 1840) einen grossen Misserfolg erlebte. ') Die Einzahlung 
wurde nur auf 9173 Aktien (von 30,000) geleistet« 

Am 2. Juni 1841 wandte sich die Gesellschaft um finanzielle 
Hülfe an die zürcherische Regierung; allein das Resultat der 
behördlichen Beratung ging dahin, dass vor der Gewährung einer 
Unterstützung (Beteiligung) sich der Kanton Zürich mit den 
andern in Frage kommenden Kantonen ins Einvernehmen setzen 
müsse. 2 ) Damit war aber das Schicksal der Basler-Zürcher 
Eisenbahngesellschaft entschieden« weil weder von Aargau, noch 
yon Baselland oder Baselstadt zur Zeit irgend welche Mithülfe 
zu erwarten war« und deshalb sah sich das unter so guten Auspizien 
ins Leben getretene Unternehmen genötigt, am 5. Dezember 1841 
zu liquidieren. 8 ) 

Der politische Hader und der „Kantönligeist 4 hatten ihm 
für einmal das Grab geschaufelt. Die Kantone waren damals 
einfach unfähig, etwas Grosses zu schaffen; sie konnten nur 
verhindern« was tatkräftige Männer anstrebten. So war es auch 
noch im Jahre 1848 bei Erlass der neuen Bundesverfassung. 
Es ist daher nicht zu verwundern« wenn sich die Bundesver- 
sammlung für den Privatbau der Eisenbahnen aussprach. 



*) Die Direktion der Basler-Zürcher Eisenbalingesellscliaft an 
den h. R.. B.. des Kantons Zürich. 2. Juni 1841. 

*) Auszug aus dem Protokoll des B,. R. vom 9. November 1841. 

8 ) Verhandlungen der IV. Generalversammlung der Aktionäre 
der Basler-Zürcher Eisenbahngesellschaft vom 5. Dezember 1841. 
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B. 

Die Nordbahn. 

(Linie Zürich-Baden; die erste Bahn in der Schweiz.) 

Wie wir bereits gesehen haben, musste die Basler-Zürcher 
Eisenbahngesellschaft in Liquidation treten; am 10. Februar 1842 
wurde das Plan- und Aktenmaterial derselben versteigert und von 
der Regierung des Kantons Zürich im Verein mit 8 Privaten 
um die Summe von Fr. 8600. — erworben, an welche der Stand 
Zürich Fr. 2100.— leistete. 1 ). 

Der Finanzrat des Kantons Zürich ergriff nun seinerseits 
die Initiative, um die projektierte Bahn Zürich-Basel doch zur 
Ausführung zu bringen. 2 ) Er beantragte, es solle die zürcherische 
Regierung mit den Ständen Aargau, Basel-Land und Basel- Stadt 
in Unterhandlung treten und für die Realisierung des Unter- 
nehmens eine 8%ige Zinsengarantie für die Konzessionsdauer 
vorschlagen, wovon Zürich '/s, Aargau V 8 und Basel-Land und 
Baselstadt zusammen '/* zu übernehmen hätten. Der Regierungs- 
rat schloss sich dem Antrag des Finanzrates an, da er die Not- 
wendigkeit des Handelns einsah und lud die mitinteressierten 
Stände zu einer Konferenz ein, welche in Aarau stattfand. 8 ) 

Die Delegierten der zürcherischen Regierung erörterten die 
ausserordentliche Wichtigkeit der projektierten Schienenverbind- 
ung und betonten die Notwendigkeit der staatlichen Unterstützung 
durch eine Zinsengarantie. 4 ) Allein sie predigten tauben Ohren ; 



*) Weisung des Finanzrates an den R. R. vom 17. April 1842. 

2 ) Ibidem, vom 22. Januar 1843. 

8 ) Landammann und Kleiner Rat des Kantons Aargau an Bürger- 
meister und R. R. des h. Standes Zürich. 2. März 1843. 

4 ) Bericht an die h. Regierung des Kantons Zürich üter die 
mit der h. Regierung des Kantons Aargau gepflogenen Unterhand- 
lungen. 15. März 1843. 
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Base) Stadt und Basel-Land lehnten die Mithülfe ab, da ihre 
Interessen nach Ölten und Luzern hin tendierten ; die Aargauer 
glaubten, eine Übernahme von etwa 500 Aktien in Aussicht 
stellen zu können. Als die zürcherischen Delegierten die Aus- 
sichtslosigkeit einsahen, die 12 — 15 Millionen kostende Ver- 
bindung „Zürich-Baden-Koblenz-Rheinfelden-Basel" zu realisieren, 
schlugen sie den Aargauern ein reduziertes Projekt vor, nämlich 
^Zürich -Baden-Koblenz", mit Anschluss in Waldshut an die in 
Aussicht gestellte badische Bahn „Lörrach-Bodensee", welches 
nur 6 Millionen Franken kosten würde. Den Aargauern passte 
aber ein Anschluss an die badische Bahn nicht. Ihre ablehnende 
Haltung gegen einen solchen begründeten sie mit der etwas ge- 
wagten Behauptung, dass derselbe nicht populär sei, da die 
Grossherzoglich-badische Regierung sich stets in ihren nachbar- 
lichen Verhältnissen zur Schweiz wenig wohlwollend, ja geradezu 
feindselig gezeigt habe» Sie sprachen für eine Bahn durch oder 
über den Bötzberg. Hierauf drohte Zürich, den Anschluss an 
die badische Eisenbahn durch eine Glattallinie zu bewerkstelligen, 
wodurch der Kanton Aargau in die Qefahr komme, abgefahren 
zu werden. Jeder Stand beharrte auf seinem Standpunkt, und 
man ging resultatlos auseinander. 

Auf Veranlassung der aargauischen Regierung fand am 
17. Mai 1843 in Baden eine zweite Konferenz statt. 1 ) Basel- 
Land hatte die Teilnahme mit der Begründüng abgelehnt, die 
projektierte Bahn längs des Rheins grabe der Landschaft den 
Verkehr direkt ab. 2 ) Das Resultat der zweiten Konferenz war 
wieder negativ, da Basel-Stadt jede finanzielle Mithülfe ablehnte 



*) Landammann und Kleiner Rat des Kantons Aargau an Bürger- 
meister und R. R. des h. Standes Zürich. 20. April 1843. 

2 ) Der R. R. des Kantons Basel-Landschaft an den R. R. dos 
Kantons Zürich. 4. Mai 1843. 
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und die Aargauer auch diese« Mal mit der Boteberglinie hervor- 
traten, auf welche Zürich wegen den technischen Schwierigkeiten 
nicht eingehen wollte. 1 ) Es blieb daher dem Stande Zürich 
nichts anderes übrig, als die Bahnverbindung nach Koblenz, mit 
Anschlus8 an die badische Bahn, eventuell durch das Glattal, im 
Auge zu behalten. 

Durch die kantonale Starrköpfigkeit und kleinlichen Egois- 
mus, verbunden mit teilweiser Indifferenz, wurde das geplante 
Werk zum zweiten Male begraben. 

Nach diesem Misserfolg ruhten während 2 Jahren im Kanton 
Zürich alle Eisenbahnbestrebungen vollständig. Dann ergriff der 
Zürcher Grossindustrielle Martin Escher, im Verein mit einigen 
tatkräftigen Männern, wieder die Initiative und reichte am 24. Mai 
1845 bei der Regierung des Kantons Zürich ein Konzessions- 
gesuch für eine Eisenbahn von Zürich nach Basel und Aarau 
ein. 2 ) Das neue Trace hielt sich von Zürich bis Turgi auf der 
linken Seite der Limmat; in Turgi setzte sich die Linie einer- 
seits nach Brugg und Aarau und anderseits der Aare entlang 
nach Koblenz fort; in Koblenz sollte sie den Rhein überschreiten 
und dann längs dem badischen Rheinufer entlang nach Basel 
geführt werden. 8 ) 

Im Juni 1845 kam das Konzessionsgesuch der HH. Escher 
und Konsorten zur Behandlung im zürcherischen Grossen Rate. 4 ) 
Der Referent, Hr. Regierungsrat E. Sulzer, führte in erster Linie 



») Bericht an den h. R. R. des Kantons Zürich. 17. Mai 1843. 

*) Z. G. S. VII. 1845. pag. 191. 

8 ) Verhandlungen der I. Generalversammlung der Nordbahn 
vom 16. März 1846. pag. 10 ff. 

4 ) Verhandlungen des Gr. R. des Kantons Zürich vom 24. Juni 
1845. pag. 86 ff. 
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aus, dass es sich bei dem in Frage stehenden Projekte nur 
darum handle, unter günstigeren Verhältnissen das auszufahren, 
was schon anno 1839 geplant gewesen sei. 

Er betonte dann des Weiteren, dass bis anhin mit Bezug 
auf die Errichtung von Eisenbahnen gewöhnlich drei Ansichten 
sich geltend gemacht hätten. Ursprünglich sei die Idee herrschend 
gewesen, dass die Eisenbahnen gänzlich von Privaten gebaut 
werden sollen wie in England und Nordamerika. Seither sei 
aber, namentlich auf dem Kontinente, der Grundsatz zur Geltung 
gekommen, dass der Staat die Erbauung einer Eisenbahn ent- 
weder durch eine Zinsengarantie oder zinsfreie Vorschüsse unter- 
stützen müsse. Endlich habe man in einer Anzahl von Ländern 
Eisenbahnen ganz auf Rechnung des Staates gebaut. 

Der Referent fand, dass von Staatsbahnen im Eanton Zürich 
keine Rede sein könne. Dass aber derselbe ohne eine Zinsen- 
garantie zu einer Eisenbahn kommen sollte, hätte er nach den 
bei der Basler -Zürcher Eisenb^hngesellschaft gemachten Er- 
fahrungen für unmöglich gehalten. Trotzdem werde dieser Fall 
nun eintreten. Abgesehen von dem Umstände, dass der Stand 
Zürich also zu einem Schienenstrange gelangen köhne, ohne* 
das mindeste Opfer bringen zu müssen, seien überdies einige 
Bestimmungen des Eonzessionsentwurfes für den Staat noch 
günstiger normiert, als dies in der bereits erteilten Eonzession 
(18. Dezember 1839) der Fall gewesen sei. So hätte man 
z. B. die Konzessionsdauer von 99 Jahren auf 75 herabgesetzt, 
wodurch also dem Staate die Möglichkeit gegeben werde, die 
ganze Eisenbahn schon früher an sich zu ziehen. 

Trotzdem die Eonzessionsbewerber keine Staatshülfe ver- 
langten, traten doch eine Menge von Gegnern im Rate gegen 
das Projekt auf, mit den wunderlichsten Zopfargumenten gegen 
die Eisenbahnen überhaupt. Glücklicherweise drangen diese 
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P&Mbauerideen nicht durch, und schon am 26. Juni wurde die 
Konzession mit grosser Mehrheit erteilt; 1 ) doch war es dem 
„Junker Escher vom Berg* noch gelungen, die folgende Be- 
dingung durchzudrücken: 

„Es dürfe für das Mittragen pekuniärer Lasten der 
Staat unter keinem Vorwande und zu keiner Zeit um 
Hülfe angegangen werden. tt 

Dieses Bahnprojekt wurde damals, wohl semer Eichtung 
.Zürich- Baden -Turgi -Waldshut wegen, die „Nordbahn" genannt. 

Nachdem dann auch die aargauische Eonzession erteilt 
worden war (3. Juli 1845) 2 ), wurden die Bau Vorbereitungen 
energisch an die Hand genommen, in dem die provisorische 
Direktion der Nordbahn zunächst das Plan- und Aktenmaterial 
der frühern Basler-Zürcher Eisenbahngesellschaft erwarb. 8 ) 

Die provisorische Direktion übertrug die Oberleitung de» 
Baues dem Herrn Inspektor Negrelli (Wien), und die Ingenieure 
Wild und Bürkli vollendeten schon im Frühjahr 1846 die Ka- 
tastervermessungen von Zürich bis Baden. 4 ) Die Städte Zürich 
und Baden stellten das für die Stationen notige Terrain unent- 
geltlich zur Verfügung. 

Am 16. März 1846 wurde dann die „Nordbahngesellschaft* 
definitiv konstituiert mit einem Eaptial von 20 Millionen Franken 



1 ) Verhandlungen des Gr. R. des Kantons Zürich vom 26. Juni 
1845. pag. 102 ff. 

2 ) Dekret über Konzession und Expropriation für den Bau einer 
Eisenbahn von Zürich bis Koblenz an den Rhein und nach Aarau» 
3. Juli 1845. 

2 ) Weisung des Finanzrates an den R. R. vom 13. Nov. 1845. 
4 ) Verhandlungen der I. Generalversammlung der Nordbahn vom 
16. März 1846. pag. 9 ff. 
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(40,000 Aktien zu Fr. 500. — , wovon zunächst 85,000 Stück 
mit 10°/o Einzahlung zur Begebung gelangten. 1 ) 

Nach stattgefundener Konstituierung wurde mit dem Bau 
sofort begonnen und derselbe trotz der vielen Expropriations» 
Schwierigkeiten auf aargauischem Gebiete 8 ) so gefördert, dass 
die Direktion schon auf den 7. August 1847 zur Eröffnungsfeier 
der ersten Sektion Zürich-Baden einladen konnte. 8 ) 

Nach mehr als zehnjährigen Anstrengungen, unterbrochen 
durch Enttäuschungen und Misserfolge, gelang es also endlich 
tatkräftigen und weitsichtigen Privaten, das erste Bahnstück der 
Schweiz ins Leben zu rufen. 

Diese Periode der ersten Eisenbahnbestrebungen (1836 bis 
1847) zeigt so recht, welche Hindernisse die souveränen Kantone 
grösseren internationalen Werken bereiteten und wie wenig Ver- 
ständnis sie noch für die immensen Vorteile des Verkehrsmittels 
par excellence, der Eisenbahnen, besassen. 



C. 
Die Zürich-Bodensee-Eisenbahngesellschaft. 

Wie wir bereits erwähnt haben, wurde schon im Jahre 1886 
bei Anlass der Trac6-Untersuohung für die Basler-Zürcher Eisen« 
bahn auch das Projekt einer Bahnverbindung von Zürich über 
Winterthur nach dem Bodensee in Erwägung gezogen, aber auf 
einen ungünstigen Expertenbericht hin (Negrelli und Eschmann) 
wieder fallen gelassen. 



J ) Verhandlungen der I. Generalversammlung der Nordbahn vom 
16. März 1846. pag. 6; 22 ff. 

*) Ibidem, pag. 5. 

•) Die Nordbahngesellschaft an die h. Regierung des Kantons 
Zürich. 28. Juli 1847. 
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Im Jahre 1846 wurde dasselbe neuerdings aufgenommen 
und die Konzession einem Büroherisch-thurgauisohen Komitee 
erteilt, 1 ) dem jedoch die Bildung einer Aktiengesellschaft nicht 
gelang, wodurch die Sache wieder dahinfieL 

Am 80. November 1852 bewarb sich ein „provisorischer 
Ausschluss* abermals um die Konzession für eine Bahn „ Zürich- 
Winterthur-Frauenfeld-Bodensee" und erhielt dieselbe für die 
thurgauische Strecke Islikon-Frauenfeld-Romanshorn am 8. No- 
vember 1852 und für die Zürcher Strecke Zürich -Winterthur- 
Gundetswil (Kantonsgrenze) am 21. Dezember 1852.*) Da alle 
spätem vom Kanton Zürich bis zum Jahre 1869 (Verfassungs- 
änderung) erteilten Konzessionen der sog. Qundetswiler- Kon- 
zession 8 ) nachgebildet, worden sind, wollen wir die Bestimmungen 
derselben wiedergeben, da einige von einschneidender Wichtig- 
keit waren. 

Nicht nur wurde die Konzessionsdauer (99 Jahre), mit der 
Androhung des Erlöschens bei Nichtbeginn des Baues innert 
15 Monaten, festgesetzt, sondern auch zum ersten Male das 
„Rückkaufsrecht* während derselben für den Bund, beziehungs- 
weise den Kanton gewahrt. Wenn der Bund von diesem Hechte 
keinen Gebrauch machen wollte, so konnte der Kanton die Bahn 
gegen Entschädigung mit Ablauf des 30., 45., 60., 75., 90. und 
99. Betriebsjahres an sich ziehen, wenn er die ganze auf zür- 
cherischem und thurgauischem Gebiete gelegene Linie zugleich 
übernahm und den Rückkauf vier Jahre und 10 Monate vorher 
ankündigte. Als Basis für die Entschädigung innerhalb der 
Konzessionsdauer wurde der durchschnittliche Wert des Rein- 



*) Verhandlungen des Gr. R. des Kantons Zürich vom 13. Wein- 
monats 1846. pag. 99 ff. 

*) Ibidem, vom 21. Dezember 1862. pag. 212 ff. 
») Z. Gk S. IX. 1852. pag. 188 ff. 
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ertrages der letzten der Rückkaufsankündigung unmittelbar vor- 
angehenden zehn Jahre angenommen und zwar: 

der 25 fache Wert nach Ablauf des 80. ; 45. ; 60. Jahres ; 
, 227ifeche „ , 75. Jahres;. 

„ 20 fache , „ 90. „ ; 

im Minimum jedoch immer das ursprüngliche Anlagekapital. 

Erfolgte der Rückkauf erst nach Ablauf der Eonzession 
(des 99. Jahres), so war als Entschädigung diejenige Summe zu 
entrichten, welche die Erstellung der Bahn und ihrer Betriebs- 
mittel dannzumal kosten würde. 

Von ganz besonderer Wichtigkeit waren die Art. 8 und 
15 dieser Eonzession. 

Nach Art. 8 verpflichtete sich der Staat Zürich, während der 
nächsten 30 Jahre (vom 1. Januar 1853 an gerechnet) weder 
eine Bahn von Zürich über Winterthur nach „Gundetswil* selbst 
auszuführen, noch eine weitere Eonzession für eine solche zu 
erteilen. Der Konzessionär erhielt im Ferneren das Prioritäts- 
recht bei gleichen Bedingungen für alle in die Linie „Zürich- 
Winterthur- Gundetswil" einmündenden oder von derselben ab- 
zweigenden neuen Linien. 

Nach Art. 15 wurde der Konzessionär (Zürich -Bodensee- 
Eisenbahngesellschaft) von allen kantonalen und Gemeindesteuern 
für Vermögen und Erwerb befreit. 

§ 3 der „Gundetswilerkonzession", mit seinen Ausschluss- 
und Vorzugsrechten, war so recht dazu angetan, das Monopol, 
welches die Eisenbahngesellschaften, wie B. Herold 1 ) mit Recht 
bemerkt, „angesichts des Widerspruches zwischen dem politischen 
Eleinbetrieb der Eantone und dem wirtschaftlichem Grossbetriebe 
der Eisenbahnen, sowieso bald genug erlangen mussten,* nur 



*) Herold, a. a. 0. pag. 31. 
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noch rascher zu verwirklichen und besser auezubauen. Dieser 
Fall ist auch bald im Kanton Zürich eingetreten, denn in 
kurzer Zeit hatte sich der Inhaber der „Gundetswilerkonzession", 
resp. dessen Rechtsnachfolger (Nordostbahngesellschaft) eine all- 
mächtige Stellung im Stande Zürich geschaffen. Bis zum Er- 
lass des neuen Eisenbahngesetzes von 1872 ist beinahe kein 
Schienenstrang auf zürcherischem Gebiete gelegt worden, ohne 
dass die Nordostbahn nicht ihren Segen dazu gegeben hatte. 
Ja, es dürfte jedenfalls nicht zu viel gesagt sein, wenn man be- 
hauptet, dass der Kanton Zürich aus eigener Kraft, trotz den 
Anstrengungen der im Jahre 1869 ans Ruder gekommenen 
demokratischen Partei, nicht im stände gewesen wäre, die Autorität 
der Nordostbahn in Verkehresachen vollständig zu brechen. Die 
erteilten Ausschluss- und Vorzugsrechte bedeuteten eben wohl- 
erworbene Rechte der Gesellschaft dem Kanton gegenüber und 
konnten von demselben nicht einfach negiert werden. 

Erst das schweizerische Eisenbahngesetz vom 23. Dezember 
1872 1 ) räumte mit den Ausschluss- und Vorzugsrechten auf, 
indem die Art. 3 und 6 des genannten Bundesgesetzes der Eid- 
genossenschaft untersagen, irgendwelche Ausschluss- und Vor- 
zugsrechte zu gewähren. In Bezug auf die vom Bunde schon 
vor diesem Zeitpunkte genehmigten Kantonalkonzessionen, welche 
mit solchen Vorrechten ausgestattet waren, enthält das Eisen- 
bahngesetz in den angeführten Artikeln ebenfalls Vorschriften 
zur Entscheidung der Frage, wie es mit derartigen Privilegien 
zu halten sei. 

Da die besagten Vorschriften als wenig klar erschienen, 
brachte Nationalrat Dubs im September 1873 in der Bundes- 
versammlung die Motion ein, es seien neue Eisenbahnkonzessionen, 



*) E. A. S. (n. F.) I. pag. 7 ff. 
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sowie Bewilligungen von Konzessionsübertragungen und Fusionen 
nur unter der Bedingung zu erteilen, dass die betreffenden Ge- 
sellschaften binnen einer vom Bundesrate festzusetzenden Frist 
auf alle ihnen noch zustehenden Prioritätsrechte Verzicht leisten. 1 ) 
Die Bundesversammlung hielt aber die Motion für gegenstandslos, 
in der Meinung, die von den Kantonen eingeräumten Prioritäts- 
rechte verpflichten nur diese, nicht dagegen den Bund. Da die 
jetzige Bundeseisenbahngesetzgebung keine Bestimmung enthalte, 
welche die volle Konzesstonsbefugnis des Bundes in Eisenbahn- 
sachen beschränke, so seien eben durch die Übertragung des 
Konzessionierungsrechtes auf den Bund die Prioritätsrechte gegen- 
standslos geworden ; denn nach der frühem Eisenbahngesetzgebung 
der Eidgenossenschaft seien derartige Vorrechte gar nicht in den 
Bereich der Prüfung und Genehmigung durch den Bund gefallen. 
Dieser Auffassung der Bundesversammlung wurde von keiner 
Seite Opposition gemacht, und damit war das Schicksal der Vor- 
zugs- und Ausschlussrechte definitiv besiegelt. 

Die Motive, welche die Behörden des Kantons Zürich ver- 
anlasst haben, der Zürich-Bodensee Eisenbahngesellschaft in so 
weitgehender Art und Weise entgegen zu kommen, wie dies 
durch die Einräumung der schon mehrfach erwähnten Privilegien 
geschehen ist, sind entschieden zu begreifen, wenn man sich in 
die damaligen Zeitverhältnisse hineindenkt. 

Nach der zu jener Zeit in England in voller Blüte stehenden 
Manchestertheorie, die auch auf dem europäischen Kontinent 
grossen Anklang fand, sollte das freie Spiel der Kräfte durch 
keinen staatlichen Zwang gehemmt werden. Dieser Grundsatz, 
dem man auch in der Schweiz huldigte, war bestimmend ge- 
wesen, als sich die Bundesversammlung in der Frage der Er- 



l ) B. B. vom 19. Oktober 1874. A. S. (n. F.) I. pag. 191 ff. 
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Stellung von Eisenbahnen auf dem Gebiete der schweizerischen 
Eidgenossenschaft für den Privat-, statt für den Staatsbau ent- 
schieden hatte. 

Die Folge des soeben erwähnten Bundesbeschlusses war nun, 
dass in der Schweiz an allen Ecken und Enden Bahnprojekte 
auftauchten, Eonzessionen nachgesucht und Gesellschaften ge- 
gründet wurden. Der Geldmarkt wurde mit viel zu vielen 
solcher „Eisenbahnunternehmungen*, guten und schlechten, zum 
grossen Nachteil des Ganzen überschwemmt. Es gab damals 
beinahe keinen schweizerischen Kanton, der nicht eine oder 
mehrere Eonzessionen bereits erteilt hatte oder zu erteilen im 
Begriffe stand. 

Namentlich in der Mittel- und Ostschweiz trug man sich 
mit dem Gedanken an grosse Eisenbahnunternehmungen. Für 
Zürich wurden fast gleichzeitig Projekte an das Tageslicht ge- 
bracht, welche Verbindungen mit St. Gallen, Chur, nach dem 
Bodensee, mit Schaffhausen, Basel und Bern anstrebten. Nun 
darf man nicht vergessen, dass Zürich seit seinen ersten Be- 
strebungen zur Erstellung einer Eisenbahn anno 1836 bis zur 
endgültigen Fertigstellung der Linie Zürich-Baden im Jahre 1847, 
keine sehr ermutigenden Erfahrungen gemacht hatte. Selbst bei 
dieser Linie, welche eine Verbindung mit Basel bringen sollte, 
war es in Baden stecken geblieben, weil die finanziellen Mittel 
für den Weiterbau nicht aufgebracht werden konnten, obschon 
die Strecke Zürich-Basel schon damals für eine der bestrentieren- 
den der Schweiz gehalten wurde. 

Unter solchen Umstanden musste man sich sagen, dass das 
einheimische Kapital ganzlich unzureichend sei für die Ausführung 
der projektierten Unternehmungen und dass selbst die wichtigsten 
Linien sehr lange auf ihre Ausführung harren könnten, wenn 
es nicht gelinge, auch fremde Finanzkreise für dieselben zu ge- 
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winnen. Um aber auf den fremden Kapitalmarkt; die nötige 
Anziehungskraft ausüben zu können, war es vor allem notwendig, 
die Eisenbahngesellsehaften so zu stellen, dass sie in Bezug auf 
ihre Entwicklungsfähigkeit auf sicherer Basis ruhten und ihnen 
bis zu ihrem Erstarken ruinöse Konkurrenzkämpfe erspart blieben. 

Es lassen sich also die genannten Ausschluss- und Vorzugs- 
rechte wie auch das Steuerprivilegium erklären aus dem Be- 
streben der Staatsgewalt, dem Zustandekommen von Bahnen, 
da ein solches im volkswirtschaftlichen Interesse gelegen war, 
allen möglichen Vorschub zu leisten. Mag man dabei auch zu 
weit gegangen sein, soviel ist jedenfalls sicher, dass das Vor- 
gehen der. Regierung seiner Zeit im Kanton Zürich überall als 
in der Ordnung angesehen wurde und wie wir in der Folge 
sehen werden, auch seinen Zweck erfüllt hat. 

Bald nach der Erteilung der Konzession durch den zürcher- 
ischen Grossen Rat wurde jene auch von der Bundesversammlung 
genehmigt (B. B. vom 28. Januar 1853) 1 ), entsprechend dem 
Bundesgesetze vom 28. Juli 1852. 2 ) 

Die am 28. Februar 1853 einberufene Generalversammlung 
der Gesellschaft konnte die bereits gesicherte Finanzierung des 
Unternehmens konstatieren. 8 ) Vom Baukapital — 15 Millionen 
Franken == 30,000 Aktien ä Fr. 500 — übernahmen die Kantone 
Zürich und Thurgau und die Städte Zürich und Winterthur 
4 Millionen, der Rest war zum grössten Teil durch Private 
gedeckt. 



■) E. A. S. (a. F.) pag. 236 ff. 

■) A. S. (a. F.) IL pag. 170 ff. 

8 ) Auszug aus dem Protokoll der I. Generalversammlung der 
Aktionäre der Zürich-Bodensee-Eisenbahngesellschaft vom 28. Februar 
1853. 
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Tempora mutanter! 

1845 (Nord bahn): Der Staat darf unter keinen Umständen 
und zu keiner Zeit zum Mittragen pekuniärer Lasten herange- 
zogen werden! 

1853 (Zürieh-Bodenseebahn) : Der Staat beteiligt sieh mit 
grossen Summen in Aktien! 

Nun wurde zur Ausfuhrung gesehritten und zunächst die 
Vorbereitung in Angriff genommen und das Trac6 endgültig 
festgestellt 

Inzwischen fanden zwischen der Nordbahn- und der Zürich- 
Bodensee-Gesellschaft Fusionsverhandlungen statt, die schon am 
29. April 1853 zum Abschlüsse eines Vorvertrages führten, der, 
von den beidseitigen Generalversammlungen genehmigt, am 1. Juli 
1853 definitiv in Kraft trat. 1 ) 

Durch den genannten Vertrag vereinigten sich diese beiden 
Gesellschaften zur „Nordostbahn", die von einer günstigen Basis aus 
sich mächtig entwickeln und während eines halben Jahrhunderts 
die zürcherische Eisenbahnpolitik stark beeinflussen konnte. 

Wir werden uns mit der Nordostbahngesellschaft in drei 
weitern Abschnitten befassen und zwar: 

1. Die Nordostbahn und ihre Entwicklung (Linien) von 
1853 bis und mit 1869; 

2. Die Nordostbahn und ihre weitern Linien in den siebziger 
Jahren ; 

3. Die Nordostbahn und der Bau der Moratoriumslinien in 
den neunziger Jahren. 



! ) Die Nordbahngesellschaft an den h. R. R. des Kantons Zürich. 
11. Mai 1853. Fusionsvertrag zwischen der Zürich-Bodensee-Eisen- 
bahngesellschaft und der Schweiz. Nordbahn vom 29. April 1853. 
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D. 



Die Nordostbahn und ihre Entwicklung (Linien) 
von 1853 bis und mit 1869. 

Wie mächtig sich die Nordostbahn Tom Zentrum Zürich 
aus in den fünfziger und sechziger Jahren ausbreiten und ihr 
Schienennetz über den Kanton Zürich hinausführen konnte, zeigt 
die nachstehende Tabelle. 

Die Jahre, in welchen die einzelnen Linien in Betrieb 
kamen, sind durch die eingeklammerten Zahlen angegeben: 

Baden -Brugg (1856)- 
I. Zürich-Baden (1847) { Aarau (1858). 

Turgi-Waldshut (1859). 

Rotnanshorn-Rorschach 
(1869). 

Romanshorn - Konstanz 
(1871). 

III. Winterthur-Schaff hausen (Rheinfallbahn; 1857). 

IV. Zürich-Affoltern-Zug-Luzern (Reppischlinie ; 1864). 
V. (Zürich) Oerlikon-Bülach-Dielsdorf (1865). 

Wir werden nun die einzelnen Linien näher erörtern. 

I. Die Linie Zürich-Baden- (Aarau und Waldshut). 

Wir haben diese Linie bereits unter „Nordbahn" behandelt; 
die Konzession derselben vom 26. Juni 1845 stimmte jedoch in 
vielen Punkten mit derjenigen der Zürich - Bodenseebahn (II) 
vom 21. Dezember 1852 nicht überein. Da nun beide Linien 
ein und derselben Gesellschaft gehörten, wurde die erste Eon- 
zession abgeändert, bezw. mit der zweiten, sog. „Gundetswiler- 



II. Zürich-Winterthur 
(1855/1856)- Frauenfeld 
(lS55yRomanshorn{\856) 
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Konzession*, von untergeordneten Punkten abgesehen 1 )! in Über- 
einstimmung gebracht (29. Juni 1853)*). 

Gleichzeitig wurde auch einem Staatsvertrage zwischen den 
Kantonen Zürich, Aarau und Thurgau, betreffend Ausübung 
des Bückkaufsrechtes der an die Nordostbahn konzedierten 
Linien, die Genehmigung erteilt*) 

Nach diesem Vertrage konnten alle drei Kantone zusammen 
die ganze Bahn zurückkaufen. Wenn aber der eine oder andere 
Kanton yon dem Rückkaufsrechte keinen Gebrauch machen wollte, 
ging dasselbe ungeschmälert auf diejenigen Stände über, welche 
auf den Bückkauf nicht Verzicht leisteten. Wenn zwei Kan- 
tone die Bahn erwerben wollten und sich über das Mass der 
Beteiligung nicht einigen konnten, sollte ein Schiedsgericht 
entscheiden. 

Der vorhin erwähnte Staatsvertrag, welcher am 5. Juni 1853 
in Baden vereinbart worden war, erhielt am 12. Oktober des- 
selben Jahres, nach Ratifikation durch die gesetzgebenden 
Behörden der drei Stände Aargau, Thurgau und Zürich, auch 
die nach Art. 7 der Bundesverfassung von 1848 4 ) (Verkomm- 
nisse der Kantone über Gegenstände der Gesetzgebung, des Ge- 
richtswesens und der Verwaltung) vorgesehene bundesrätliche 
Genehmigung. 5 ) 

Schliesslich wurden auch an der sog. „Gundetswiler Kon- 
zession", um sie in Bezug auf die Termine (Konzessionsdauer, 



>) Weisung des R. R. an den G. R. vom 21. Juni 1853. 

s ) Protokoll des Gr. R. des Kantons Zürich vom 29. Juni 1853. 
pag. 339. 

») Z. G. S. 1853. IX. pag. 354 ff. 

*) Kaiser und Sirickler. Geschichte und Texte der Bundesver- 
fassungen der Schweiz. Eidgenossenschaft. Bern 1901. pag. 273. 

*) Z. G. S. IX. 1853. pag. 367. 
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Bückkaufsdaten) mit der Eonzession Zürich-Dietikon (Baden) 
yom 29. Juni 1853 in vollständige Übereinstimmung zu bringen, 
noch einige, wenn auch unwesentliche Änderungen vorgenommen 
(4. Oktober 1853) *). 

Da der Kanton Aargau bei den Fragen der Staatssubvention 
für Eisenbahnen sich immer zu „ drücken a wusste, blieb die 
Linie Zürich-Baden fast zehn Jahre lang ohne Fortsetzung. 

Erst im Jahre 1 856 konnte die Strecke Baden- Turgi-Brugg 
und im Jahre 1858 Brugg-Aarau eröffnet werden; im Jahre 1859 
folgte Turgi-Waldshut. 2 ) 

II. Die Linie Zürich-Winterthur-Frauenfeld-Romanshorn. 

Wir haben die Vorgeschichte dieser Linie bereits unter dem 
Titel „ Zürich-Bodensee-Eisenbahn tt (C) behandelt; beim Über- 
gang derselben an die Nordostbahn (1853) war mit dem Bau 
bereits begonnen worden. Im Kanton Zürich musste indessen 
zunächst eine Trac6frage geregelt werden, weil die zürcherische 
Regierung die Führung der Linie Zürich- Winterthur über „Kloten" 
bestimmte, entgegen dem Gesuche der Zürich-Bodensee-Gesell- 
schaft um Führung über „Wallisellen*. 3 ) 

Nun hatte aber bald darauf das „provisorische Komitee für 
die Erstellung einer Glattalbahn * das Konzessionsgesuch für die 
Linie „Uster- Wallisellen* eingereicht, und da die Ausführung 
auch gesichert schien, so willigte die zürcherische Regierung ein, 
dass die Linie — Zürich- Winterthur — über „Wallisellen* ge- 
zogen wurde. 

>) Protokoll des Gr. R. des Kantons Zürich vom 4. Oktober 1853. 
pag. 351 ff. 

*) Rückkaufsbotschaft, pag 19. 

8 ) Auszug aus dem Protokoll der I. Generalversammlung der 
Aktionäre der Schweiz. N. 0. B. 12. September 1853. pag. 7 ff. 

4 
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Dann wurden, wie schon unter D I. erwähnt, einige Ab- 
änderungen an der sog. Gundetswiler-Konzession angebracht, um 
sie in Einklang mit der Konzession Zürich-Dietikon (Baden) zu 
bringen. Es ist hier der Ort, dieselben anzuführen (Beschluss 
des Grossen Rates des Kantons Zürich, vom 4. Oktober 1853). *) 

1. „Die Konzession wird bis zum 1. Mai 1937 erteilt Nach 
Ablauf dieses Zeitraumes soll die Konzession nach einer 
dannzumal zu treffenden Übereinkunft erneuert werden, 
wenn sie nicht infolge mittlerweile eingetretenen Rück- 
kaufes erloschen ist. 

2. Soweit der Bund nicht bereits von dem Rückkauferecht 
Gebrauch gemacht oder von demselben Gebrauch 
machen zu wollen erklärt hat, ist der Kanton Zürich 
berechtigt, die Eisenbahn mit dem dazu gehörigen Mate- 
rial, den Gebäulichkeiten und den Vorräten nach Ablauf 
des 30., 45., 60., 75., 90. und 99. Jahre an sich zu 
ziehen, falls er die Gesellschaft jeweilen 4 Jahre und 
10 Monate zum voraus hievon benachrichtigt hat. Von 
diesem Rückkaufsrechte darf jedoch nur Gebrauch ge- 
macht werdeu, falls die ganze Bahn, auf dem zürcherisch- 
aargauisch-thurgauischem Gebiete, der Gesellschaft ab- 
genommen wird.* 2 ) 

Da im Jahre 1853/54 Handel und Industrie darniederlagen, 
ersuchte die Direktion der Nordostbahn die Regierungen von 
Zürich und Thurgau um frühere Einzahlung ihrer Aktienbetreff- 
nisse, um die Privataktionäre etwas zu schonen und um den 



J ) Protokoll des Gr. R. des Kantons Zürich vom 4. Okt. 1863. 
pag. 35 ff. 

2 ) Die Direktion der N. O. B. an den h. R. R. des Kantons 
Zürich. 19. September 1853. 
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ungestörten Fortschritt des Baues zu sichern. 1 ) Beide Regier- 
ungen entsprachen dem Gesuche und zahlten die übernommenen 
Beträge noch im Laufe des Jahres 1854 ein. 2 ) 

Nun wurden die Arbeiten rasch gefördert; Winterthur- 
Frauenfeld 8 ) und Winterthur-Oerlikon 4 ) kamen im Jahre 1855, 
Frauenfeld-Romanshorn und Oerlikon-Zürtch 5 ) im Jahre 1856 
und damit die ganze Linie Zürich-Romanshorn zur Eröffnung. 

Hiemit war die Nordostbahn nach kaum dreijährigem Be- 
stände im Jahre 1856 bereits im Besitze einer wichtigen durch- 
gehenden Linie vom Bodensee nach Frauenfeld, Winterthur, 
Zürich und Baden, mit einer Länge von über 100 Kilometer, 
deren Fortsetzung nach Aarau und Waldshut, wie wir gesehen 
haben, erst in den Jahren 1858/59 realisiert wurde. 6 ) 

Es ist anzuerkennen, dass die Kantone Zürich und Thurgau, 
sowie die Städte Zürich und Winterthur durch ihre Unterstützung 
das Unternehmen kräftig gefordert haben. Das Hauptverdienst 
gebührt jedoch dem Kanton Zürich; mag man auch die von 
seiner Seite der Nordostbahn eingeräumten Vorzugs- und Aus- 
schlussrechte, Steuerprivilegien, sowie die staatliche Aktien- 
beteiligung, d. h. alle diese Faktoren zusammen, als sehr weit- 
gehend bezeichnen, so muss man doch zugeben, dass nur auf 
solche Weise in so kurzer Zeit ein derartig schönes Resultat 
erreicht werden konnte. 



*) Die Direktion der N. O. B. an die Finanzdirektion des Kantons 
Zürich. 23. März 1854. 

2 ) Ibidem. 3. April 1854. 

•) Auszug aus dem Protokoll des R. R. vom 11. Mai 1855. 

4 ) Ibidem. 24. Dezember 1855* 

6 ) Schweiz. N. 0. B. An den h. R. R. des Kantons Zürich. 
22. Juni 1856. 

6 ) Schweiz. N. 0. B. An den h. R. R. des Kantons Zürich. 
10. November 1855. 
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III. Die Linie Winterthur-Schaffhausen (Rheinfallbahn). 

Durch die Eisenbahnbestrebungen im Kanton Zürich an- 
gespornt, regte sich auch der Kanton Schaffhausen, um Sehienep- 
verbinduogen zu erhalten. 

Ein im Jahre 1852 gebildetes Komitee nahm die Sache in 
die Hand, um die für Schaffhausen vorteilhafteste Linie ins 
Leben zu rufen. 1 ) 

Es konnte sich nur um die Verbindung Sehaffhausen- 
Winterthur (über Andelfingen) oder Schaffhausen- Frauenfeld 
(über Stammheim) bandeln. 

Die Wahl des Linienzuges „ Schaffhausen -Winterthur* 
konnte nicht zweifelhaft sein, denn er ermöglichte durch die da- 
mals schon gesicherte Zürich-Bodenseebahn die kürzeste Verbin- 
dung mit Zürich und den südlich und westlich davon gelegenen 
Kantonen und stellte auch die Verbindung mit Frauenfeld und 
der Ostschweiz her. Gegen Ende des Jahres 1852 reichte das 
Schaffhauserkoraitee das Konzessionsgesuch für „Schaffhausen- 
Wiotertbur" bei den Regierungen von Zürich 9 ) und Schaffhausen 8 ) 
ein und ersuchte um deren Unterstützung. 

Auf Anregung der Regierung des Kantons Schaffhausen 
einigten sich dann beide Regierungen zur Förderung des Unter- 
nehmens am 81. Dezember 1852 auf einen Staatsvertrag, der 
am 6. Januar 1853 beidseitig ratifiziert wurde. 4 ) Dieser Vertrag 
stimmt im Wesentlichen mit dem schon früher erwähnten (D I) 
unterm 5. Juni 1853 zwischen den Standen Zürich, Aargau und 



! ) Eisenbahnblätter fürs Schaffhauservolk 1853. pag. 20 ff. 

*) Das Komitee der Rheinfallbahn an die h. Regierung des 
Kantons Zürich. 24. Dezember 1852. 

•) Der R. R. des Kantons Schaffhausen an die h. Regierung 
des Kantons Zürich. 24. Dezember 1852. 

«) Z. G. S. 1852. IX. pag. 203 ff. 
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Thurgau abgeschlossenen Staatsvertrage (zur Realisierung der 
Linie Aarau und Waldshut-Baden-Zürich-Bodensee) überein. 

Der Kanton Zürich übernahm überdies noch die Ver- 
pflichtung, für einen mit möglichster Leichtigkeit zu bewerk- 
stelligenden Anschluss an die Zürich-Bodenseebahn in Winterthur 
besorgt zu sein. 

Unmittelbar nach Eingang des Eonzessionsbegehrens für 
eine Bahn Winterthur -Schaffhausen arbeitete der zürcherische 
Regierungsrat einen Eonzessionsentwurf aus, welchen er zusammen 
mit einer „begleitenden Weisung" dem Grossem Rate zustellte. 1 ) 

In dieser Weisung sprach sich der Regierungsrat dahin aus, 
dass durch die Erstellung der in Aussicht genonmmenen Bahn 
einem grossen Teil der Bevölkerung des Kantons Zürich, vor 
allem aber der Bezirke Andelfingen und Winterthur, wesentliche 
Vorteile erwachsen werden. 

Der Konzessionsentwurf stimme mit Ausnahme einiger un- 
bedeutenden Modifikationen mit der Eonzessionsurkunde für die 
Zürich-Bodensee-Eisenbahn vom 21. Dezember 1852 überein. 
Es sei wieder die Verpflichtung aufgenommen worden, dass der 
Eanton Zürich innert den nächsten 30 Jahren keine Eonzession 
für eine im Wesentlichen die gleiche Verbindung bezweckende 
Linie erteilen dürfe. Die Veranlassung zur Aufnahme einer der- 
artigen Bestimmung in die Konzession habe sich nach Ansicht 
des Regierungsrates schon daraus ergeben, weil unterm 24. De- 
zember vergangenen Jahres von einem thurgauischen Eisenbahn- 
komitee das Gesuch um Erteilung der Konzession für eine Linie 
von Frauenfeld über Stammheim an die Kantonsgrenze bei 
Schaffhausen eingereicht worden sei. Da nun ohne Zweifel die 
Erstellung der einen dieser Bahnen auf die Erbauung der an- 



*) Weisung des R. R. an den Gr. R. vom 5. Januar 1853. 
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dern hindernd einwirken müsse, ja sogar wahrscheinlich die 
Ausfuhrung der zweiten Bahn verunmöglichen werde, so seien 
natürlich die Regierung und der Grosse Rat des Kantons Zürich 
hei einer solchen Alternative berechtigt, ja geradezu verpflichtet, 
in erster Linie die Interessen der eigenen Bevölkerung zu wahren 
und derjenigen Bahn den Vorzug zu geben, welche den Bedürf- 
nissen des eigenen Kantons besser entspreche. Welche Linie 
nun aber den Interessen des Standes Zürich am besten gerecht 
werde, darüber sei keine lange Diskussion notwendig ; für Zürich 
könne nur eine Linie Winterthur - Schaffhausen in Betracht 
kommen. Der Regierungsrat beantrage daher dem Grossen Rate, 
er möchte dem Begehren des Schaffhauser Komitees entsprechen 
und das Gesuch der thurgauischen Konzessionsbewerber ablehnen. 

Wenn man den Verkehr von Winterthur einerseits und 
von Schaffhausen anderseits mit dem Bezirke Andelfingen ins 
Auge fasste, so war die Linie Winterthur -Schaffhausen über 
Andelfingen gegeben. Eine Linie Frauenfeld-Schaffhausen über 
Stammheim konnte hierbei gar nicht in Frage kommen, weil sie 
ausserhalb dieser Verkehrszone lag. Dann musste sich noch ein 
weiteres wichtiges Moment aufdrängen: Die Linie Winterthur* 
Schaffhausen über Andelfingen stellte damals die kürzeste Ver- 
bindung zwischen Zürich und Schaffhausen her, während eine 
Linie Zürich -Winterthur - Frauenfeld - Stammheim - Schaffhausen 
einen verhältnismässig grossen Umweg bedeutet hätte. Der 
zürcherische Regierungsrat nahm also u. E. den richtigen Stand- 
punkt ein, wenn er an einer Linie „ Winterthur -Andelfingen* 
Schaffhausen tt festhielt und das Gesuch der thurgauischen Kon- 
zessionsbewerber abwies. 

Der Grosse Rat des Kantons Zürich versagte der Stellungs- 
nahme der Regierung seine Anerkennung nicht und erteilte am 
7. Januar 1853 nur die Konzession für eine Bahn Winterthur- 



— 55 — 

Schaffhausen, die man damals kurzweg die „Rheinfallbahn* 
nannte. 1 ) 

Da die Zürich-Bodensee-Eisenbahngesellschaft das Prioritäts- 
recht für alle in die Linie „ Zürich -Winterthur-Gundetswil" 
(Kantonsgrenze) einmündenden Bahnen erhalten hatte (21. De- 
zember 1852), wurde in die Eonzessionsurkunde der bezügliche 
Vorbehalt aufgenommen. Die Gesellschaft verzichtete aber darauf, 
und so gelangte das Schaffhauserkomitee am 15. Januar 1853 
in den definitiven Besitz der Eonzession. 8 ) 

Der Eanton und die Stadt Schaffhausen sicherten der 
Rheinfallbahn eine Beteiligung von zwei Millionen Franken zu 8 ), 
während der Eanton Zürich sich ablehnend verhielt trotz einer 
Petition des Bezirkes Andelfingen, die eine Beteiligung von 
Fr. 500,000. — verlangte. Die zürcherischen Behörden gingen 
von dem Standpunkt aus, es könne nicht Sache des Staates 
sein, sich bei jedem Bahnunternehmen, namentlich aber bei 
Zweigbahnen, zu beteiligen. Die Staatsbeteiligung müsse sich 
auf die Fälle beschränken, wo politische und militärische In- 
teressen oder schwierige und kostspielige Bauten eine solche nötig 
machen. Bei der Zürich-Bodensee-Bahn sei eine Beteiligung 
aus dem Grunde (auch vom Eanton Thurgau) übernommen 
worden, weil diese Linie mit ihrer westlichen Fortsetzung „Baden* 
Aarau-Westschweiz" die künftige Haupt- und Stammlinie vom 
Bodensee bis zum Genfersee bilden werde. 

Die Behörden des Kantons Zürich befürchteten offenbar, 
durch eine finanzielle Beteiligung an der Linie „Winterthur- 



J ) Protokoll des Gr. R. des Kantons Zürich vom 7. Jan. 1853. 
pag. 276 ff. 

2 ) Der weitere Ausschuss der Zürich - Bodenseebahn an die 
h. Regierung des Kantons Zürich. 15. Januar 1853. 

8 ) Die provisorische Direktion der Rheinfallbahn an die h. Re- 
gierung des Kantons Zürich. 24. März 1853. 
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Sohaffhausen* ein Präjudiz für die „Subyentionspflicht für alle 
Bahnen 11 zu schaffen, welche schwere Folgen für das Staatswesen 
nach sich ziehen könnte, was in der Tat das zürchericheEisenbahn- 
subventionsgesetz vom Jahre 1872 nur zu deutlich gezeigt hat. 

Trotz der ablehnenden Haltung des Kantons Zürich Hess 
man sich in Schaffhausen nicht abschrecken. Am 25. August 1858 
konstituierte sich dort die „RheinfallbahngeseUsohaft* 1 ), welche 
bis zum Herbst 1854 das vollständige Projekt ausarbeitete 8 ), 
hierauf mit der Ausführung des Baues begann und denselben 
so forderte, dass die Fertigstellung der Linie auf das Frühjahr 
1857 erwartet werden durfte. 

Allein schon vor ihrer Vollendung gelangte die Nordostbahn 
in den Besitz der Linie. 

Am 9. November 1856 wurde ein Fusionsvertrag verein- 
bart, der von den beidseitigen Generalversammlungen im No- 
vember und Dezember des gleichen Jahres ratifiziert wurde. 8 ) 
Die Rheinfallbahn hörte auf, weiter zu existieren und ging in der 
Nordostbahngesellschaft auf. 

Der Fusionsvertrag trat am 1. April 1857 in Kraft 4 ); am 
10. April gestattete die zürcherische Regierung die Betriebs- 
aufnahme, und am 15. April 1857 fand die „feierliche Ein- 
weihung* statt. 5 ) 

Die Nordostbahn hat geschickt operiert und ihrer Linie 
Baden -Zürich -Winterthur-Romanshorn ein 30 Kilometer langes 



') Protokollauszug der am 25. August 1853 abgehaltenen I. Gene- 
ralversammlung der Aktionäre der Rheinfallbahn. 

*) Die Direktion der Rheinfallbahn an den h. R. R. des Kantons 
Zürich. 21. Fehruar 1854. 

«) Ibidem. 9. Februar 1857. 

*) Schweiz. N. O. B. An den h. R. R. des Kantons Zürich. 
20. Januar 1857. 

B ) Auszug aus dem Protokoll des R. R. vom 10. April 1857. 
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Bahnstück hinzugefügt, welches schon von Stephenson und Swin- 
burne in ihrem Berichte an den Bundesrat als eine der wünschens- 
wertesten Abzweigungen von der grossen Transitlinie (Bodensee- 
Genfersee) bezeichnet worden war. 

IV. Die Linie 
Zürich-Affoltern-Zug-Luzern (Reppischlinie). 

Die Erstellung der Bahnlinie Zürich-Affoltern-Zug-Luzern 
bietet ein klassisches Bild aus der Periode der kantonalen 
EonzessionBhoheit. Jahrelang war die kantonale Starrköpfigkeit 
nicht zu brechen; weder Zürich noch Zug wollten auch nur ein 
Jota von dem einmal eingenommenen Standpunkte abgehen, bis 
dann eine Fügung des Schicksals — der Ostwestbahnkrach — 
eine Einigung zeitigte. 

In der Mitte der fünfziger Jahre zeigten sich in den Kantonen 
Zürich, Zug und Luzern die ersten Bestrebungen für eine Bahn- 
verbindung von Zürich nach der Innerschweiz (Luzern und Zug- 
Brunnen gegen den Gottbard). 

Für diese Verbindung kamen damals zwei Linienzüge in 
Betracht, nämlich: 

{Brunnen 
Luzern 
(Sihltallinie) 

und 

2. Zürich-Albis-Affoltern-Knonau-Chatn-Luzern 
(Albislinie), 
und es bildeten sich auch im Jahre 1856 zwei Komitees, ein 
zürcherich-zugerisches für die Linie durch das Sihltal 1 ) und eines 



J) Auszug aus dem Protokoll des R. R. vom 30. Mai 1866. 
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im Bezirk Affoltern für die sogenannte Albialinie 1 ) (über Affoltern); 
sie verlangten auch die notwendigen Konzessionen. Ende No- 
vember 1856 beanspruchte die Nordostbahn, kraft ihres Priori- 
tätsrechtes, die Eonzession Zürich-Sihltal-SihlbrQoke (Kantone- 
grenze) für sich, nachdem sie sich schon vorher mit dem be- 
treffenden Komitee dahin verständigt hatte, dass dieses bis 1. Mai 
1857 gebunden war, die von der Nordostbahn erwirkte Konzession 
selbst zu übernehmen. 2 ) 

Da dem Regierungsrate des Kantons Zürich gleichseitig 
zwei Eonzessionsgesuche vorlagen und der Bezirk Affoltern 
energisch auftrat und den Ausschluss der Sihltallinie verlangte 8 ), 
lies8 die Regierung die Frage der beiden Linien durch die H.H. 
Prof. Wild und Ingenieur Pestalozzi begutachten. 4 ) Dieselben 
kamen zu dem Resultate, die Albialinie über Affoltern verdiene 
den Vorzug, und wenn sie statt durch den Albis um denselben 
herum, über Altstetten und Urdorf nach dem Reppischtal und 
von da nach Affoltern geführt werde, sei diese „Reppischlinie* 
der „Sihltallinie* weit überlegen. 

Das Komitee des Bezirkes Affoltern acceptierte sofort die 
Reppischlinie, 6 ) und das zürcherisch-zugerische Komitee anderseits 
erneuerte sein Gesuch für die Sihltallinie (30. Juni 1857). 6 ) Die 



! ) Das Komitee für eine Albisbahn an den h. R. R. des Kantons 
Zürich. 18. November 1856. 

*) Schweiz. N. 0. B. An den h. R. R. des Kantons Zürich. 
29. November 1866. 

•j Die Konzessionsbewerber der Albisbahn an den Regierungs- 
präsidenten des Kantons Zürich. 18. Februar 1857. 

4 ) Gutachten über die Eisenbahnprojekte von Zürich nach 
Brunnen und Luzern. 18. Mai 1857. 

5 ) Die Konzessionäre der Albisbahn an den h. R. R. des Kantons 
Zürich. 12. Juni 1857. 

•) Weisung des R. R. an den h. Gr. R. vom 1. Juli 1857. 
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zürcherische Regierung entschied sich für die Reppischlinie, und 
der Grosse Rat erteilte die Eonzession am 3. Juli 1857 ^ und 
schloss durch folgende Bestimmungen die Sihltallinie für 80 
Jahre aus: 

„Der Kanton Zörich verpflichtet sich, während 
30 Jahren, vom 1. Januar 1853 an gerechnet, in der 
Richtung von Zarich an die zürcherisch-zugerische Ean- 
tpnsgrenze weder selbst Eisenbahnen zu bauen, noch 
Eonzessionen für die Herstellung solcher zu erteilen. 41 
Indessen wurde der Reppischbahn-Eonzession noch die fatale 
Klausel angehängt (§ 42), 

„daes dieselbe erst dann zur Ausführung gebracht werden 
dürfe, wenn die Inhaber dem Grossen Rate den Nach- 
weis geleistet haben, dass ihnen auch die Eonzessionen 
für die Weiterführung der Bahn ausserhalb des Eantons 
erteilt worden seien und zwar in einer auch den zürcher- 
ischen Interessen dienenden Weise. * 

Der Eanton Zürich war gewissermassen zur „Ausschaltung" 
der Sihltallinie genötigt, da der Eaaton Zug schon vorher den 
Gegenstoss ausführte. Er hatte die Eonzession Zug- Sihlbr ücke 
erteilt 2 ) behufs Fortsetzung der Linie durch das Sihltal nach 
Zürich, indem er die Fortsetzung der Reppischlinie auf Zuger- 
gebiet ausschloss. 

Da die zwei feindlichen Brüder, Zürich und Zug, absolut 
ihre eigenen „Wege" gehen wollten, um zueinander zu kommen 
und einer dem andern die Türe vor der Nase zumachte, suchte 
die zürcherische Regierung eine Lösung, nicht durch das Schwert, 



') Protokoll des Gr. R. des Kantons Zürich vom 3. Heumonat. 
1857. pag. 280 ff. 

*) E. A. S. (a. F.) III. pag. 242 ff. 
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sondern durch eine interkantonale Konferenz. Dieselbe fand am 
27. August 1857 in Zürich statt, und es nahmen daran Anteil 
die vier Stände Zürich, Zug, Luzern und Schwyz. 1 ) 

Zürich und Luzern standen auf der einen Seite, mit der 
Linie 

Zürich- Äff oltern-Knonaur Cham-Lnzern, 
und Zug und Schwyz auf der andern, mit dem Projekte 

Brunnen 



-Zug { 



Zürich-Sihltal-Sihlbrücke-^^ , ,. 

Luzern. 

Beide Standpunkte sind verständlich; Zürich und Luzern 
wollten die kürzeste Verbindung zwischen ihren Hauptstädten 
herstellen, und das abseits von der Beppischlinie liegende „Zug" 
wollte nicht abgefahren werden, wobei es naturgemäss von 
Schwyz unterstützt wurde. Ohne Reppischbahn keine Sihltal- 
bahn, erklärte Zürich ; und ohne Sihltalbahn keine Reppischbahn, 
antwortete Zug! 

Der kleine Stand Zug war unbeugsam ; er hatte sich durch 
einen gut ausgeführten Schachzug eine vermeintlich feste Position 
erobert. 

Zu dieser Zeit hatte nämlich die Ost-West-Bahngesellschaft 
(scherzweise die Oh- Weh-Bahn genannt) — Inhaberin der Kon- 
zessionen für die Linie Neuenstadt-Biel; Biel-Bern; Bern-Luzern; 
Lnzern-Zug und Zug-Sihlbrücke — die Linie Luzern-Zug schon 
im Bau 8 ). Im Sinne eines Vertrags mit der Stadtgetmeinde Zug 
sollte sie auch unverzüglich die Linie „Zug-Sihlbrücke" in An- 
griff nehmen. 

Bei dieser Sachlage konnte Zug auf einen sichern Erfolg 
seiner Bestrebungen rechnen, denn, wenn einmal die Linie 

l ) Konferenzprotokoll vom 27. August 1857. 
8 ) Die Konzessionäre der Reppischbahn an den h. R. R. des 
Kantons Zürich. 15. Dezember 1858. 
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Luzern-Zug bis nach Sihlbrücke fortgesetzt war, so musste sie 
nach Zürich weitergeführt werden, wenn nötig auf dem Wege 
der Erteilung einer Zwangskonsession durch die Bandesbehörden. 

Das Resultat der interkantonalen Konferenz war vorauszu- 
sehen; sie ging eben wieder erfolglos auseinander. 

Nun erkannte aber der Kanton Zürich die Gefahr und die 
Position seines Gegners ; er sah ein, dass er sich mit dem § 42 
der Reppischkonzession, welcher die Erstellung der Bahn auf 
zürcherischem Gebiete untersagte bis die Fortsetzung ausserhalb 
desselben gesichert sei, ins eigene Fleisch geschnitten hatte. 
Deshalb hob der Grosse Rat im Frühjahr 1859 l ) diesen Para- 
graphen auf und setzte die Reppischkonzession definitiv in Kraft, 
mit dem Zusatz: 

„Dem Grossen Rate bleibt die Befugnis vorbe- 
halten, eine aus dem Innern der Schweiz nach der Sihl- 
brücke führende Bahn auf dem Gebiete des Kantons 
Zürich in jeder ihm beliebigen Richtung zu bewilligen, 
sofern auch der Kanton Zug auf seinem Gebiete die 
Fortsetzung der Bahn von Zürich über Urdorf nach 
Knonau in einer den zürcherischen Interessen ent- 
sprechenden Weise gestattet/ 

Mit obigem Zusatz wurde auch der am 3. Juli 1857 in 
der Reppischkonzession stipulierte „30jährige Ausschluss jeder 
andern Verbindung von Zürich an die zürcherisch-zugerische 
Grenze a aufgehoben. 

Die linke Zürichseegegend war nämlich energisch gegen 
einen solchen „Ausschluss" aufgetreten, weil auch sie eine kürzere 



J ) Protokoll des Gr. R. des Kantons Zürich vom 27. April 1859. 
pag. 64 ff. 
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Verbindung, z. B. von Horgen aus, nach Zug anstrebte; 1 ) und 
diesem ausgesprochenen Volkswillen mussten die Behörden 
Rechnung tragen. 

Jene Ausschlussbestimmung ging entschieden zu weit, denn 
es handelte sich hier nicht um Parallelbahnen wie s. Zt. (1857) 
bei der Linie Dietikon-Baden 2 ), linkes und rechtes Limmatufer, 
sondern um drei durch Berg und Tal getrennte Linien: 
Zürich-(Reppischtal )-Affoltern*Zug-Luzem, 
Zürich-(Sihlthal)-Sihlbrücke-Zug-Ltizern, 
Zürich-(Thalwil)-Sihlbrücke-Zug-Luzern, 
welche ja alle auch schon längst gebaut sind. 

Nachdem am 27. April 1859 die Beppischbahnkonzession 
von den zürcherischen Behörden in der oben angeführten Weise 
modifiziert worden war, teilte die Nordostbahn unterm 11. Mai 
1859 dem Regierungsrat des Kantons Zürich mit, dass sie auf 
das ihr für diese Linie zustehende Prioritätsrecht verzichte. 8 ) 

Nun machte der Zufall oder das Fatum diesem „ Stillstand 
der Dinge" ein rasches und willkommenes Ende. 

Die Ost -West-Bahn 4 ) krachte jämmerlich zusammen, bevor 
sie die Linie „Luzern-Cham-Zug tt ganz fertig erstellen konnte ; 
die Fortsetzung Zug-Sihlbrücke hatte sie gar nicht angefangen, 
und mit den zugerischen Hoffnungen war es für einmal aus. 
Der Kanton Bern, welcher in dem „Oh- Weh -Unternehmen* 



1 ) Petition der Gemeinde Horgen an den Gr. R. des Kantons 
Zürich. 1859. 

2 ) Vergleiche § 3 D V. Linie Zürich-Dietikon-Baden und Linie 
Wallisellen-Niederweningen. 

8 ) Die Direktion der N. 0. B. an den h. R. R. des Kantons 
Zürich. 11. Mai 1859. 

4 ) Geiser, Vierzig Jahre Bernischer Eisenbahnpolitik. Bern 
1892. pag. 27 ff. 
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mit mehreren Millionen beteiligt war, übernahm die Linien Biel- 
Neuenstadt und Bern-Langnau. Die Linie „Luzern-Cham-Zug" 
wurde zum Verkauf ausgeschrieben (1861), wobei sich ein ein- 
ziger Käufer — die Nordostbahn — meldete. 

Und jetzt erfasste die bisher abwartende Nordostbahn den 
gegebenen Moment, um einzugreifen; sie ergriff nun selbst die 
Initative für die Erstellung der Bahn Zürich-Luzern über Afloltern. 
Die Nordostbahn teilte der zürcherischen Regierung unterm 
19. Oktober 1861 1 ) mit, sie sei bereit, die Linie Luzern-Cham- 
Zug zu kaufen und die Verbindung Zürich-Zug-Luzern herzu- 
stellen, wenn nach ihren Plänen gebaut werden könne und die 
drei Kantone beim 'Unternehmen sich finanziell beteiligen. 

In den darauf folgenden Konferenzen — Nordostbahn, 
Stände Zürich, Zug und Luzern — vom 19. Oktober und 
D. November 1861 wurde endlich eine vollständige Einigung 
erzielt. 2 ) Mit Erfolg setzte es der Kanton Zug durch, dass die 
Linie nach der Stadt Zug gezogen und auch alle Züge dahin 
geführt werden mussten, wodurch sich folgendes, definitives 
Trace ergab: 

ZÄWcÄ-4ifo/ferw-iir«owaw-(Kollermühle)-Zw^-(Kollermühle)- 
Cham-Luzern. 

Dadurch entstand zwischen Knonau und Cham bei der so- 
genannten „ Kollermühle tt ein Schienendreieck mit den drei 
Eichtungen: Knonau-Cham, Knonau-Zug und Zug-Cham. 

In Folge der Konferenzverhandlungen schlössen die Regier- 
ungen der Kantone Zürich, Zug und Luzern und die Direktion 
der Nordostbahn am 14. Dezember 1861 einen Vertrag mit- 



1 ) Die Direktion der N. 0. B. an den h. R. R. des Kantons 
Zürich. 19. Oktober 1861. 

2 ) Konferenzprotokolle vom 29. Okt. 1861 und 7. Nov. 1861. 
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einander ab zur Begründung der Eiaenbahnunternehmung Zfirieh- 
Zug-Luzern. 1 ) 

Von dem 12 Millionen Franken betragenden Baukapital 
übernahm die Nordostbahn 6,000,000. — , Zürich 3,200,000. — , 
Luzern 2,000,000.— und Zug 800,000. — . Die Nordostbahn 
wurde alleinige Eigentümerin der Linie ; den Kantonen hatte sie 
für ihre Beteiligung Obligationen mit beweglichem Zinsfusse 
auszuhändigen, welcher ans dem Nettoerträgnis der Linie be- 
rechnet wurde. 

Die Obligationen konnten seitens der Gläubiger jeweils nur 
am 31. Dezember auf den 31. Dezember des .nächsten Jahres 
gekündigt werden, von dem Schuldner (Noqlostbahngesellsohaft) 
hingegen jederzeit. 

Erfolgte durch die Nordostbahn eine Kündigung des Obli- 
gationenkapitals bevor dieses für den abgelaufenen Zeitraum 
(inklusive Bauzeit der Bahn) einen durchschnittlichen Zinsertrag 
von 4 7« °/o erzielt hatte, so stand den Obligationaren das Recht 
zu, auch nach erfolgter Rückzahlung der Schuldtitel bei einer 
Rendite des Unternehmens von über 4 1 /i°/o, die Überschüsse so 
lange zu beanspruchen, bis das Baukapital auch für die Zeit, 
in welcher dieselbe weniger betrug, einen Zins von 4 1 /* / P 1 " 
Jahr erhalten hatte. 

Zur Prüfung der Bau- und Betriebsrechnungen wurde ein 
Komitee von 9 Mitgliedern eingesetzt. Drei Mitglieder ernannte 
die Nordostbahn und je zwei die Regierungen der Stände Zürich, 
Zug und Luzern. 

Am 6. Januar 1862 2 ) ratifizierte der Grosse Rat des Kantons 
Zürich obigen Vertrag, von der Erwägung ausgehend, 



») Z. GL S. XII. 1862. pag. 577 ff. 

2 ) Protokoll des Gr. R. des Kantons Zürich vom 6. Januar 1862. 
pag. 260 ff. 
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„der Stand Zürich könne sich der Aufgabe nicht l&nger 

entziehen, denjenigen Verkehrsgebieten, welche bis anhin 

die Eisenbahnen entbehrten, ihnen dieselben, wenn nötig, 

auf dem Wege der Staatssubvention zu verschaffen.* 

Wie die Anschauungen im Eanton Zürich in Bezug auf 

die staatliche Unterstützung bisher schwankten, zeigt sich aus 

den bis jetzt erstellten drei Linien und der jetzigen: 

Ziirich-Dietikon-Baden: Keine Subvention. 

Zürich-Winterthur-Romanshorn : Staatssubvention. 

Winterthur-Schaff hausen : Keine Subvention. 

Zürich-Affoltern-Zug-Luzern : Staatssubvention . 

Mit der Subventionierung der Linie „Zürich-Zug-Luzern" 
war nun aber auch der „ Grundsatz u der Staatssubvention aus- 
gesprochen worden; immerhin konnten die zürcherischen Be- 
hörden noch von Fall zu Fall entscheiden. 

Dieser Grundsatz ist, wie wir später sehen werden, im Jahre 
1869 erweitert und in die zürcherische Verfassung aufgenommen 
worden, woraus dann im Jahre 1872 das so böse Folgen zeitigende 
Eisenbahnsubventionsgesetz hervorging. 

Die Nordostbahn, welche das Ost- West-Bahnstück „Luzern- 
Cham-Zug* erworben hatte, ging rasch an den Bau der ganzen 
Linie von Zürich- Altstetten aus; schon am 31. Mai 1864 konnte 
die durchgehende Linie „Zürich-Affoltern-Zug-Luzern" eröffnet 
werden. 1 ) 

V. (Zürich)-Oerlikon-Bülach-Dielsdorf. 

Bei der Behandlung der Linie Zürich-Winterthur-Romans- 
horn haben wir angeführt, dass die Eisenbahn Zürich- Winterthur 



*) HI. Geschäftsbericht der N. 0. B. für die Eisenbahnunter- 
nehmung „Zürich-Zug-Luzern u . 1864. pag. 3. 

5 
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über Waüisellen (statt über Kloten) gesogen wurde, weil damals 
die Linie Wallisellen -Uster (Olattal) gesichert war und ihre Fort- 
setzung nach Rapperswil dann nur noch eine Frage der Zeit 
sein konnte. 

Die Glattalbahngesellschaft strebte aber nicht nur eine Aus- 
dehnung in südöstlicher Richtung gegen Rapperswil hin an, 
sondern bemühte sich auch für eine Fortsetzung in nord-weat- 
licher Richtung, d. h. von Wallisellen der Glatt entlang abwärts, 
um entweder über Niederweningen oder Weiach den Anschluss 
an eine den Rhein entlang gegen Basel führende Eisenbahnlinie 
zu erreichen. Es war dies im Jahre 1856, zur Zeit als die 
Glattalbahngesellschaft bereits Fusionsverhandlungen für die 
Bildung der „Gesellschaft der Vereinigten Schweizerbahnen* an- 
geknüpft hatte. Das Ziel war, von Chur aus eine direkte Linie 
mit Umgehung von Zürich via Glattal bis nach Waldshut, event. 
bis Basel zu erstellen. Als nun im Jahre 1856 die erforderliche 
Eonzession (Wallisellen-Niederweningen oder Wallisellen- Weiach) 
verlangt wurde, ') bestritt die Nordostbahn den zürcherischen 
Behörden das Recht der Erteilung „als Parallelbahn zur Linie 
Zürich-Baden 41 ! 2 ) 

Für die Entscheidung von Streitfällen, die sich aus der 
verschiedenen Auslegung von Eonzessionsbestimmungen zwischen 
dem Staate und einer Eisenbahngesellschaft ergeben sollten, War 
nun in allen vom Stande Zürich bis anhin erteilten Eonzessionen 
ein Schiedsgericht vorgesehen. 8 ) Seine Zusammensetzung er- 
folgte in der Weise, dass jeder Teil zwei Schiedsrichter zu er- 



1 ) Die Direktion der Glattalbahn an den h. R. R. des Kantons 
Zürich. 9. Dezember 1856. 

2 ) Die Direktion der Glattalbahn an den h. R. R. des Kantons 
Zürich. 12. März 1857. 

8 ) V. Geschäftsbericht der Direktion der N. O. B. 1857. pag. 7. 
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wählen hatte und von diesen letzteren ein Obmann bezeichnet 
werden musste. Wenn eine Einigung über die Person des Ob- 
mannes nicbt erzielt wurde, machte das Bundesgericht einen 
Dreiervorschlag, aus welchem zuerst der Kläger und nachher der 
Beklagte je einen der Vorgeschlagenen zu streichen hatte ; der 
Übrigbleibende war dann Obmann des Schiedsgerichtes. 

Auch in dem vorliegenden Falle fand eine Einigung nicht 
statt und war daher das Bundesgericht genötigt, in Funktion zu 
treten. Nachdem sowohl die zürcherische Regierung, als auch 
die Nordostbahn aus der bundesgerichtlichen Dreierliste je einen 
der Vorgeschlagenen ausgemerzt hatte, resultierte als Obmann 
der Generaldirektor der k. bayrischen Verkehrsanstalten in 
München, Freiherr von Brück. Das Schiedsgericht 1 ) entschied 
zu Ungunsten der Nordostbahn ; die Eonzession wurde erteilt und 
zwar für Wallisellen-Weiach durch das untere Glattal, weil die 
Richtung nach *Niederweningen und das Surbtal wegen ihrer 
untergeordneten lokalen Bedeutung zurücktreten musste. Aller- 
dings waren Regierung und Grosser Rat nicht einig gewesen; 
die Regierung wollte die Eonzession überhaupt verweigern, 2 ) 
aber der Grosse Rat nahm mit Recht den gegenteiligen Stand- 
punkt ein (3. Juli 1857), 8 ) zumal der Bezirk Bülach für diese 
Bahnverbindung energisch eintrat, weil er seit Eröffnung der 
Linie Winterthur-Schaffhausen seinen Verkehr eingebüsst hatte. 
Die endgültige Tracefrage kam im Grossen Rate erst am 
27. April 1859 zur Entscheidung. 4 ) 



') Original-Urteil. Baden, 11. Dezember 1858. 

2 ) Weisung des R. R. an den h. Gr. R. vom 24. Juni 1857. 

3 ) Protokoll des Gr. R. des Kantons Zürich vom 3. Heumonat 
1857. pag. 283 ff. 

*) Z. G. S. XII. 1859. pag. 220. 
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Allein aus dem schönen Projekte wurde nichts ; die Finan- 
zierung gelang nicht, und so konnte das Gründungekomitee, 
trotz zweimaliger Fristerstreckung, seinen Verpflichtungen nicht 
nachkommen. 1 ) 

Der Ende April 1859 ausgebrochene Krieg zwischen Öster- 
reich und Sardinien und Frankreich wirkte lähmend auf alle 
Unternehmungen. Von den „Vereinigten Schweizerbahnen', 
welche an dieser Bahnverbindung das grosste Interesse hatten, 
war wegen ihrer eigenen, misslichen finanziellen Lage auf Jahre 
hinaus keine Hilfe zu erwarten. 8 ) 

In den Bezirken Bülach und Regensberg liess man jedoch den 
Gedanken einer Schienen Verbindung nicht fahren, und da die durch- 
gehende Glatt-ftheintal-Linie ciahingefallen war, suchte man wenig- 
stens eine Lokalverbindung nach Örlikon (Zürich) zu bekommen. 

Im Jahre 1861 traten die beiden Eisenbahnkomitees Bülach 
und Regensberg mit der Nordostbahn für die Erstellung einer 
Lokalbahn (Zürich) Örlikon-Bülach-Dielsdorf in Verbindung. 8 ) 
Nach langen Verhandlungen, in denen von Seite der Nordost- 
bahn zuerst eine Pferdebahn vorgeschlagen wurde, einigte man 
eich schliesslich (4. März 1863) auf eine Lokomotivbahn II. Klasse, 
unter folgenden Bedingungen: 

Von den zu 1,800,000. — Franken veranschlagten 
Baukosten übernahmen die Nordostbahn, die beteiligten 
Gemeinden und der Kanton Zürich je V 8 ? allfallige 
Mehrlasten trug die Nordostbahn allein. 4 ) 



") Z. G. S. XII. 1859. pag. 221. 1860. pag. 372. 

f ) Die Pferdeeisenbahn in die Bezirke Bülach und Regensberg. 
1861. pag. I. 

8 ) Die Bezirkskomitees von Bülach and Regensberg an den h. 
R. R. des Kantons Zürich. 17. Dezember 1861. 

4 ) Konferenzprotokoll vom 4. März 1868. 



— 69 — 

Nachdem die Bezirke Bülach und Regensberg ihre Bereit- 
willigkeit ausgesprochen hatten, die ihnen zugedachte Quote der 
Baukosten (Fr. 600,000.—) zu übernehmen, schloss der zür- 
cherische Begierungsrat mit der Nordostbahn und dem Eisen- 
bahnkomitee „Bülaoh-Regensberg" einen Vertrag ab (6. Juni 1853) 
zur Begründung einer Eisenbahn von Örlikon nach Bülach und 
Dielsdorf. l ) 

Die Nordostbahn wurde alleinige Eigentümerin der Linie. 
Die beiden andern Vertragskontrahenten erhielten für ihre Be- 
teiligung Obligationen ausgehändigt, welche sich nach dem Er- 
trage der Unternehmung verzinsten. Die Nordostbahn übernahm 
den Bau und Betrieb der Bahn auf Rechnung und Gefahr der 
Beteiligten. Als Entschädigung für die Betriebsausgaben erhielt 
sie für das erste Betriebsjahr Fr. 8000. — per km., für das 
zweite Fr. 8300. — und für die folgenden Jahre Fr. 3600. — . 
Die Obligationen konnten von Seite der Gläubiger frühestens 
vier Jahre nach der Betriebseröffhung auf den 81. Dezember des 
darauffolgenden Jahres gekündigt werden. In einem solchen 
Kündigungsfalle war nicht der Nominalwert der Obligationen, 
sondern der 20 fache, durchschnittliche Ertrag der drei der Bück- 
zahlung vorangehenden Jahre zu vergüten. Der Nordostbahn 
hingegen stand jederzeit das Kündigungsrecht zu. Wenn die 
Gesellschaft aber von ihrem Rechte Gebrauch machte, so war 
sie verpflichtet, das Obligationenkapital in seinem vollen Betrage, 
also nach dem Nominalwert der Titel, zurückzuzahlen. 

Am 1. Juli 1863 genehmigte der Grosse Bat obigen Ver- 
trag und erteilte die Konzession nach Antrag der Regierung. 2 ) 



*) Z. G. S. XIII. 1863. pag. 180 ff. 

*) Protokoll des Gr. R. des Kantons Zürich vom 1. Juli 1863. 



pag. 863 ff. 
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Der Nordostbahn wurden für den Bau und Betrieb alle zulässigen 
Vereinfachungen gestattet, wie sie der lokale Charakter der 
Bahn mit sich brachte. 

Dann erhielt die Gesellschaft noch das Vorrecht zur Aus- 
fuhrung jeder Zweigbahn, welche in die konzedierte Linie ein- 
münden oder eine Fortsetzung bilden würde, und zwar zu den 
alten Bedingungen, selbst wenn ein anderer Eonzessionsbewerber 
günstigere anbieten würde. 

Es war dies nur recht und billig, denn dieses Lokalunter- 
nehmen konnte sich erst nach Jahren aus einer prekären Lage 
heben und erforderte daher, von Seite der Nordostbahn zu- 
nächst nur Opfer, die ein Dritter hätte ausnützen können, wenn 
nichts mehr zu riskieren war. 

Am 1. Mai 1865 konnte die Bahn dem Betriebe übergeben 
werden. 1 ) Im Volksmunde hiess sie nur das „HerdSpfelbähnlL* 

Mit der Erstellung der Linie Örlikon-Bülach-Dielsdorf war 
das sog. Stammnetz der Nordostbahn ausgebaut. 8 ) Es umfasste 
also die Linien: 

Rotnanskorn-Winterthur-Zürich-Aarau; 

Rorschach-Rotnanshorn-Konstanz ; 

Winterthur-Schaffhausen ; 

Turgi-Waldshut ; 

Zürich-Affoltern-Zug-Luzern ; 

Örlikon-Bülach-Dielsdorf; 
insgesamt ungefähr 256 km. 

Damit nehmen wir für einmal Abschied von der Nordost- 
bahn und wenden uns den „Vereinigten Schweizerbahnen " zu. 



l ) Auszug aus dem Protokoll des R. R. vom 29. April 1865. 
*) Stoll, G. Über die Finanzlage der schweizerischen Nordost- 
bahngesellschaft. Zürich 1887. pag. 34. 
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E. 
Die Gesellschaft der „Vereinigten Schweizerbahnen" 
und ihre Linien auf dem Gebiete des Kantons Zürich : 

Winterthur-Elgg Kantonsgrenze-(Wil-St. Gallen), 
Wallisellen-Uster-Rüti Kantonsgrenze-(Rapperswil). 

Die Gesellschaft der „Vereinigten Schweizerbahnen tt , deren 
Hauptaktionsfeld in den Kantonen St. Gallen und Graubünden 
lag, spielte im Kanton Zürich gegenüber der Nordostbahn eine 
viel bescheidenere Rolle und zwar nur durch die beiden Linien : 
Winterthur-Elgg Kantonsgrenze-CNil-St Gallen) und 
Wallisellen-Uster-Rüti Kantonsgrenze-iBAffersml). 
Die Vereinigten Schweizerbahnen entstanden im Jahre 1856 1 ) 
(definitive Konstituierung 20. April 1857) durch Fusion der drei 
Gesellschaften : 

1. Südostbahn: 

Rorschach-Sargans-Chur. \ 

t* ., o /^it_ x y Luktnanier-Lago Maggiore, 

Rappersml-Sargans(G\ixxT)./ 6 aa 

2. St. Gallisch-appenzellische Eisenbahngesellschaft: 

Rorschach-St. Gallen-Wü-Winterthur. 

3. Glattalbahngesellschaft: Wallisellen-Uster*Rappersrvil. 

Die damalige Südostbahn — nicht mit der heute noch be- 
stehenden „ Schweizerischen Südost bahn u (Rapperswil-Pfaffikon- 
Wädenswil-Einsiedeln-Goldau) zu verwechseln — war Inhaberin 
der Konzessionen in den Kantonen St. Gallen, Glarus, Graubünden 
und Tessin (1853) für die Lukmanierbahn ; sie wollte die Ver- 
bindung vom Bodensee und dem Zürichsee nach dem Lago 
Maggiore realisieren. 8 ) 



l ) Der Verwaltungsrat der V. S. B. an Präsident und R. R. des 
Kantons Zürich. 21. April 1857. 

8 ) Die Finanzdirektion des Kts. Zürich an den R. R. 17. Juni 1863. 
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Jene Fusion verursachte einen langen Streit zwischen den 
Kantonen Zürich und 8t Gallen, weil der Kanton Zürich die 
Übertragung der zürcherischen Konzessionen an die «Vereinigten 
Schweizerbahnen " von erschwerenden Bedingungen abhängig 
machen wollte, gegen welche der Stand St. Gallen auftrat und 
auch seinen Standpunkt durchsetzte, wie wir später sehen werden. 

Dies vorausgeschickt, gehen wir zur Behandlung der beiden 
zürcherischen Linien über: 

Winterthur-Elgg Kantonsgrenze-iVfil-St. Gallen). 

Ende September 1852 verlangte das Komitee für den Bau 
einer Eisenbahn von „Rorscbach nach St. Gallen, Wil und 
Winterthur" vom zürcherischen Regierungsrat die Konsession 
für die zürcherische Strecke „Winterthur-Elgg Kantonsgrenze", 
um den Kanton St. Gallen an die projektierte Linie Zürich- 
Winterthur-Romanshorn anzuschliessen. *) 

Der Grosse Rat des Kantons Zürich erteilte am 21. Dezember 
1852 die verlangte Konzession, d. h. am gleichen Tage mit der 
sogenannten Gundetswiler-Konzession [Zürich- Winterthur-Gundets- 
wil Kantonsgrenze-(Frauenfeld-Roman8horn)]. a ) 

Die beiden Kantone Zürich und St. Gallen schlössen sodann 
unter sich einen Staatsvertrag ab, betreffend Bau und Betrieb 
von Eisenbahnen auf ihrem Gebiete (21. Dezember 1852/13. Juni 
1853). 8 ) 

Nach dem besagten Vertrage erteilte der Kanton Zürich 
die Konzession „Winterthur-Elgg Kantonsgrenze " nach den Be- 
dingungen der Gundetswiler Konzession, und der Kanton St. Gallen 



') Die st. gallisch-appenzellische Eisenbahngesellschaft an Bürger- 
meister und Kleiner Rat des Kantons Zürich. 30. November 1852. 

*) Protokoll des Gr. R. des Kantons Zürich vom 21. Dez. 1852. 
pag. 256 ff. 

») Z. G. S. IX. 1853. pag. 317 ff. 
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gestattete seinerseits die Fortsetzung der Linie Zürich-Romans- 
horn nach Borsohach ebenfalls zu diesen Bedingungen. 

Die Linie Winterthur - Wil konnte im September 1855 1 ) 
und die ganze Strecke Winterthur -St Gallen im März 1856 
dem Betriebe übergeben werden. 8 ) 

Wallisellm-Ustcr-Rüti Kantonsgrenze-(RAj>j>erBml.) 

Obige unter dem Namen „Glattallinie" bekannte Bahn 
wurde stückweise erstellt, und es wurden die Bahnstücke auch 
successiTe dem Betrieb übergeben: Walliselien-Uster 1856 •); 
Ueter-Wetzikon 1857*); Wetzikon-Rüti 1858 5 ); und die ganze 
Linie Wallisellen-Rappers wil 1. Januar 1859*). 

Wir haben bereits früher erwähnt, dass die Linie Zürioh- 
Winterthur über Wallisellen (statt über Eloten) gezogen wurde, 
weil zu dieser Zeit (1858) ein Komitee in Uster die Anschluss- 
linie gesichert und hiefür die Eonzession verlangt hatte, die ihm 
auch vom Grossen Rate des Kantons Zürich, entgegen dem An- 
trage der Regierung, untern 29. Juni 1853 erteilt wurde. 7 ) 

Nach Erteilung dieser ersten Konzession ging die Glattal- 
eisenbahngesellschaft, nach Leistung 8 ) der verlangten Realkaution 9 ) 



') Der Verwaltungsrat der st. gallisch -appenzellischen Eisen- 
bahngesellschaft an die Regierung des hohen Standes Zürich. 25. Sep- 
tember 1855. 

*) Ibidem. 15. März 1856. 

*) Auszug aus dem Protokoll des R. R. vom 31. Juli 1856. 

4 ) Ibidem, vom 10. November 1857. 

8 ) Präsidialverfügung vom 27. April 1858. 

«) Auszug aus dem Protokoll des R. R. vom 31. Dezember 1858. 

7 ) Protokoll des Gr. R. des Kantons Zürich vom 29. Juni 1853. 
pag. 239 ff. 

») Die Direktion der Glattalbahn an den h. R. R. des Kantons 
Zürich. 16. Juli 1853; 14. August 1853. 

•) Z. G. S. IX. 1853. pag. 302 ff. 
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von Fr. 100,000. — , rasch ans Werk; der Bau wurde im De- 
zember 1854 in Angriff genommen und 1856 vollendet. 1 ) 

Damit aber „Wallisellen-TJster" nicht Sackbahn bleibe, ver- 
langte die Direktion der Glattalbahn schon am 22. November 
1855 die Eonzession für die Fortsetzung „Uster-Wetzikon-Rüti 
Kantonsgrenze", zum Zwecke des Anschlusses an die oben- 
erwähnte „Südostbahn" in Rapperswil. 2 ) Die gewünschte Eon- 
zession wurde am 20. Dezember 1855 vom Grossen Rate des 
Kantons Zürich anstandslos erteilt 8 ) und der Bau so gefordert, 
dass der Betrieb bis Rüti 1858 aufgenommen werden konnte. 4 ) 

In diese Periode fallen nun die Fusionsbestrebungen der 
eingangs erwähnten drei Gesellschaften (Südostbahn, St. Gallisch- 
Appenzellische Bahnen und Glattalbahn) zu einer grossen Ge- 
sellschaft, den „ Vereinigten Schrveizerbahnen" . 

Nachdem die Fusion perfekt und die „Vereinigten Schweizer- 
bahnen tt definitiv konstituiert waren (20. April 1857), teilten 
sie dies der zürcherischen Regierung mit (21. April 1857) 5 ) und 
verlangten die Übertragung der zürcherischen Eonzessionen 

Winterthur-Elgg Kantonsgrenze und 
Walliseilen-Uster-Rüti Eantonsgrenze 

an die neue Gesellschaft, welche ihren Sitz in St. Gallen hatte. 



x ) Auszug aus dem Protokoll des R. R. vom 81. Juli 1856. 

*) Die Direktion der Glattalbahn an den h. R. R. des Kantons 
Zürich. 22. November 1855. 

8 ) Protokoll des Gr. R. des Kantons Zürich vom 20. Dezember 
i855. pag. 189 ff. 

*) Präsidialverfügung vom 27. April 1858. 

6 ) Der Verwaltungsrat der V. S. B. an Präsident und R. R. des 
Kantons Zürich. 21. April 1857. 
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Nun machte aber die zürcherische Regierung endlose 
Schwierigkeiten ') ; sie wollte bei dieser Gelegenheit anter allen 
möglichen Vorwänden die seinerzeit gewährten günstigen Eon- 
zessionsbedingungen — Vorzugs- und Aubschlussreohte, Steuer- 
befreiung — ausmerzen. Solche Vergünstigungen habe man 
nur Einheimischen, nicht aber kantons- und landesfremden Ge- 
sellschaften gewähren wollen! 

Die Regierung des Kantons St. Gallen trat jedoch einem 
solchen Ansinnen entgegen, das im Widerspruch stehe mit dem 
oben erwähnten züroherisch-st. gallischen Staatsvertrage 1 852/53.*) 

Der Grosse Bat des Kantons Zürich sah die unhaltbare 
Stellung seiner Regierung ein, welche den Vereinigten Schweizer*: 
bahnen diejenigen Vergünstigungen entziehen wollte, die sie bei 
der Nordostbahn nicht anzutasten wagte. 8 ) 

Einig ging er mit der Regierung darin, dass das Aufsichts- 
und Rückkaufsrecht durch die Übertragung nicht geschmälert 
werden dürfe; indessen sei die Fusion ein Vorteil und kein 
Nachteil, und man müsse sie fördern statt verhindern. 

Am 25. Oktober 1858 *) fiel endlich die Entscheidung (mit 
knapper Mehrheit, 69 gegen 67 Stimmen): 

Die Übertragung wurde genehmigt, ohne Aufhebung der 
Ausschluss- und Vorzugsrechte und der Steuerfreiheit. 



') Antrag der Eisenbahnkommission an den h. R. R. 22. Ja- 
nuar 1858. 

') Landammann und Kleiner Hat des Kantons St. Gallen an 
den h. R. R. des Kantons Zürich. 16. Juni 1858. 

•) Weisung der grossrätlichen Kommission an den Gr. R. vom 
13. August 1858. 

4 ) Protokoll des Gr. R. des Kantons Zürich vom 25. Oktober 
1858. pag. 28 ff. 
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Hingegen wurde eine neue Bedingung aufgenommen: 

„Dem Kanton Zürich solle in geigneter Weise das 
Recht eingeräumt werden, das Rückkauferecht mit Be- 
ziehung auf jede der beiden Linien der Vereinigten 
Schweizerbahnen auch dann auszuüben, wenn der 
Kanton St. Gallen oder Thurgau oder beide zusammen 
erklären würden, von dem Rückkauferecht für die 
Linien auf ihrem Gebiete keinen Gebrauch machen zu 
wollen.* 
Erst wenn obige Bedingung vom Kanton St. Gallen akzep- 
tiert worden sei und er auch erklärt habe, dass dadurch der 
zürcherisch-st. gallische Staatsvertrag vom Jahre 1852/53 nicht 
alteriert werde, trete die Übertragung in Kraft 

Allein sowohl die Vereinigten Schweizerbahnen 1 ), als auch 
die Regierung des Kantons St. Gallen 2 ) wiesen diese Novation 
zurück, und so musste der Grosse Rat des Kantons Zürich am 
27. April 1859 die Übertragung zu den alten Konzessions- 
bedingungen aussprechen. 8 ) Nach fast zweijährigem Kampfe, 
in welchem der Kanton Zürich vollständig unterlag, gelangten 
die Vereinigten Schweizerbahnen endlich in den Besitz der lang- 
ersehnten Konzessionsurkunden. 



*) Eingabe an den h. Gr. R. des Kantons Zürich vom Ver- 
waltungsrate der V. S. B. 22. Dezember 1858. 

*) Der Kleine Rat des Kantons St. Gallen an den R. R. des 
Kantons Zürich. 29. Januar 1859. 

») Protokoll des Gr. R. des Kantons Zürich vom 26. April 1859. 
pag. 64 und 65. 



Die Stellung des Kantons Zürich zn den Eisenbahnen 
Yon 1870 bis zum Rflckkanf (1897). 



F. 

Die Verfassungsänderung im Jahre 1869 und 

der Erlass des zürcherischen 

Eisenbahnsubventionsgesetzes von 1872. 

Bisher hatte im politischen Leben des Kantons Zürich die 
liberale Partei (bekannt unter dem Namen „ Systemler tt ) die 
Führung in den Händen gehabt. Eine etwas zu weit gehende 
»Sesselpolitik a bildete im Jahre 1867 den A.nstoss zu einer Be- 
wegung gegen die herrschende Partei, welche yon Monat zu 
Monat an Heftigkeit zunahm. Volksversammlung um Volks- 
versammlung trat zur Besprechung der politischen Lage zusammen, 
und immer höher gingen die Wogen der Erregung, immer lauter 
wurde der Ruf nach einer weitern Demokratisierung der Ver- 
fassung, nach Erweiterung der Volksrechte. 

Der Begierungsrat, die Gefährlichkeit der Lage einsehend 
und um eine Beschwichtigung der bis auf den Siedepunkt er- 
hitzten Gemüter herbeizufuhren, fasste den Beschluss, das zür- 
cherische Volk darüber abstimmen zu lassen, ob es eine Änderung 
der Verfassung wünsche und wenn ja, ob diese Verfassungs- 
änderung durch den Grossen Bat oder einen zu diesem Zweck 
zu wählenden Verfassungsrat vorzunehmen sei. 
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Mit übergroßem Mehr stimmte das Volk einer Totalrevision 
der Verfassung zu und übertrug diese Aufgabe einem Verfassungerat. 
Die Wahlen in denselben waren für die liberale Partei eine 
schwere Niederlage und brachten die Demokraten ans Staats- 
ruder, deren politische Hochburg die auf die Stellung der Stadt 
Zürich eifersüchtige Stadt Winterthur bildete. 

Ende März 1869 hatte der Verfassungsrat seine Arbeiten 
zum Abschluss gebracht, und am 18. April desselben Jahres 
nahm das zürcherische Volk mit 35,458 gegen 22,366 Stimmen 
die neue Staatsverfassung an. 1 ) Artikel 26 derselben bestimmt: 

1. „Die Eisenbahnen, welche um ihrer volkswirtschaftlichen 
Bedeutung willen ausserordentlicher Privilegien seitens 
des Staates gemessen, sind unter dessen Aufsicht, dieser 
Bestimmung entsprechend, zu verwalten. 

2. Diejenigen Gebietsteile des Kantons, welche in Hinsicht 
auf Bevölkerung und Verkehr mit denen in gleicher 
Linie stehen, welche mit Staatsmitteln zu Eisenbahnen 
gelangt sind, haben ebenfalls Anspruch auf Staats- 
unterstützung. " 

Der Entwurf 2 ) der Kommission des Verfassungsrates war 
noch weiter gegangen als der definitive Artikel, indem er an 
lemma 1 desselben den Zusatz angeschlossen hatte: 

„Falls dieser Zweck nicht auf anderm Wege erreicht werden 
kann, wird der Staat auf beschleunigte Übernahme der Bahnen 
Bedacht nehmen. 44 

Der Verfassungsrat lehnte jedoch in seiner Sitzung vom 
10. November 1868 den genannten Zusatz mit 142 gegen 37 
Stimmen ab. Es ist zu begreifen, dass nach den Erfahrungen, 



1 ) Verfassung des eidgen. Standes Zürich vom 18. April 1869. 

2 ) A. Bl. des Kantons Zürich. 1868. No. 93. pag. 2184 ff. 
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.wie sie andere Kantone, z. B. Bern und Freiburg, mit ihren 
-Staatebahnen gemacht hatten, die Stimmung in Zürich für solche 
Experimente nicht gerade günstig war. 

Artikel 26 enthält nur die erforderlichen Requisite für 
eine Beteiligung des Staates bei dem Bau von Eisenbahnen, er 
spricht sich aber in keiner Art und Weise über die Form und 
Grösse der Staatsunterstützung aus. Auf Antrag von Statthalter 
Frick fasste daher der zürcherische Eantonsrat in der Sommer- 
eession 1871 den Beschluss, 1 ) den Begierungsrat einzuladen, 
dem Rate Bericht und Antrag vorzulegen, unter was für Be- 
dingungen und in welchem Masse die durch die Verfassung 
vorgesehene materielle Unterstützung des Staates bei der Er- 
stellung von Eisenbahnen auf dem Gebiete des Kantons Zürich 
einzutreten habe. 

Unterm 21. Oktober 1871 legte der Regierungsrat, in Er- 
ledigung des ihm erteilten Auftrages, dem Kantonsrat einen 
Gesetzesentwurf betreffend die Staatsbeteiligung bei Eisenbahnen 
vor. 2 ) Der Kantonsrat erhob denselben mit wenigen unwesent- 
lichen Modifikationen zum Gesetz, und am 14. April 1872 gab 
ihm auch das zürcherische Volk seine Sanktion, allerdings mit 
der knappen Mehrheit von nicht ganz 2500 Stimmen bei unge- 
fähr 50,000 stimmenden Bürgern. 8 ) 

Wir wollen hier die wichtigsten Bestimmungen dieses 
zürcherischen Eisenbahnsubventionsgesetzes, übrigens des ersten, 
welches in der Schweiz erlassen wurde, anführen: 

1. „Der Kanton Zürich beteiligt sich beim Bau derjenigen 
auf seinem Gebiete noch zu erstellenden Eisenbahnen, 



*) Protokoll des K. R, des Standes Zürich vom 4. Juli 1871 
pag. 665 und 666. 

2 ) A. Bl. des Kantons- Zürich. 1871. No. 85. pag. 2022 ff. 

3 ) Z. G. S. XVI. 1871. pag. 521 ff. 
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welche einem ansefolichen Teil des Kantons zum D 

Vorteil gereichen und cfoa Gesamtinteressen des Kau- *< 

tone nicht widersprechen, mit einem Betrage von 1 

Fr. 50,000.— auf den Kilometer <der Bahnlänge. Be- *-, 

tragen die Anlagekosten weniger ah Fr. 150,000. — jg 

auf den Kilometer, so wird die Staatsbeteiligung auf ^ 

einen Drittel derselben vermindert. 

Von Seite der beteiligten Landesgegend wird eine t* 

dem Staatsbeitrage wenigstens gleichkommende Leistung ' i: 

verlangt. Bleibt diese unter Fr. 50,000. — auf den Kilo- » 

meter, beziehungsweise unter einem Drittel der Baukosten, :j 

so ist die Staatsbeteiligung entsprechend zu vermindern. 4 

2. Von der Staatsbeteiligung ausgeschlossen sind solche s 
Bahnen, welche infolge Inanspruchnahme des Priorität- ] 
rechtes gebaut werden. 

3. Die Beteiligung findet statt durch Übernahme von Aktien 
oder Obligationen zu nicht ungunstigeren Bedingungen, 
als sie für den Einschuss der betreffenden Landesgegeud 
aufgestellt werden. Die Einzahlung beginnt erst, wenn 
das Baukapital gesichert ist. 

4. Die subventionierten Bahngesellschaften haben dem Staat 
in dem Verwaltungsrat eine Vertretung einzuräumen, 
welche vom Regierungsrat gewählt wird. 

5. Der Kantonsrat ist ermächtigt, die Summe der Beteilig- 
ung in jedem einzelnen Falle endgültig festzusetzen und 
daran diejenigen Bedingungen zu knüpfen, welche er 
zur Sicherung des Unternehmens, sowie zur Wahrung 
der staatlichen Interessen für erforderlich hält. 

6. Zu dem in lemma 1 bezeichneten Zwecke ist nach Be- 
dürfnis ein Staatsanleihen bis. zu dem Betrage von acht 
Millionen Franken aufzunehmen. 11 
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Die folgenden 5 Paragraphen enthalten noch Bestimmungen 
über die Amortisation der Eisenfaahnschuld. 

Um das zürcherische Eisenbahnsubventionsgesetz richtig 
▼erstehen und beurteilen zu können, sind wir hier gezwungen, 
über die Subvention der Eisenbahnunternehmungen im allge- 
meinen einige Worte zu äussern. 

Wenn wir die Entwicklung des schweizerischen Eisenbahn- 
wesens ins Auge fassen, so bemerken wir ohne weiteres die 
Tatsache, dass diejenigen Linien zuerst zur Ausführung kamen, 
welche den besten Yerkehrsriohtungen folgten und Mittelpunkte 
des Handels und der Industrie miteinander verbanden und daher 
eine gute Rendite für die angelegten Kapitalien in Aussicht 
stellten. Sobald die Eisenbahngesellschaften über Erwarten hohe 
Dividenden auszuzahlen in der Lage waren, beteiligte sich das 
Privatkapital gerne an solchen Unternehmungen. Kantone, Ge- 
meinden und Einzelne zeichneten freiwillig Aktien oder Obli- 
gationen, in der Hoffnung, damit eine gute Anlage ihres Ver- 
mögens gewonnen zu haben und nicht in der Absicht, die 
Unternehmungen bloss zu unterstützen. 

Nach der Erstellung der Hau ptli Dien waren aber zur Ver- 
vollständigung des Netzes noch eine ganze Reihe weiterer Linien 
notig, welche mehr den lokalen Verkehrsinteressen zu dienen 
hatten. Viele wegen ihrer Industrie oder wegen ihrer landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse oder Reize (Touristen wege) ausge- 
zeichnete Gegenden waren noch ohne Eisenbahnverbindung ge- 
blieben. 

Die grossen Aktiengesellschaften zeigten begreiflicherweise 
keine starke Neigung, die Erträgnisse ihrer rentablen Strecken 
durch den Bau von weniger erträglichen Nebenlinien zu schmälern. 
Die Erstellung derselben lag mehr im Interesse der unmittelbar 
beteiligten Landesgegenden der in Frage kommenden Kantone. 

6 
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Wenn es sieb aber gar um die Abführung von Eisenbahnen 
handelte, die tfrit den schon besiehenden Linien in Eonkurrens 
treten mussten, war immer ein Widerstand bis zum Äussenten 
zu verzeichnet). 

Um daher derartige Bahnen doch zur Ausfuhrung bringen 
zu können, gab es nur ein Mittel: Das Eingreifen seitens des 
beteiligten Staates, sei es durch eine Subvention k fonds perdu, 
sei es durch eine Aktienbeteiligung oder durch die Gewährung 
eines Darlehens oder schliesslich durch eine Zinsengarantie. 

Wenn der Staat eine solche Beteiligung als seine Pflicht 
erachtet, um das Wohlergehen des Landes zu fordern, so wird 
er fast in allen Fällen seine Auslagen wieder gewinnen, indem 
durch die Anlage rationeller Schienenverbindungen die Steuer- 
kraft eines Laudes bedeutend gehoben wird. Wenn er aber aus 
Hass gegen eine bestehende mächtige Gesellschaft und aus rein 
parteipolitischen Gründen ungesunde Konkurrenzunternehmungen 
unterstützt, wie dies nach 1869 im Kanton Zürich ja bekannt- 
lich praktiziert wurde, dann können schwere Schädigungen nicht 
ausbleiben. 

Um nun zur zürcherischen Subventionspolitik in Eisenbahn- 
sachen überzugehen, muss man die in die Verfassung aufge- 
nommene Subventionsverpflichtung als im Interesse des gesamten 
Kantons gelegen bezeichnen. Ohne dieselbe wären jedenfalls 
viele Kantonsteile mit blühenden Ortschaften niemals oder erst 
nach einer langen Reihe von Jahren zu einer Bahnverbindung 
gekommen. Im Kanton Zürich lag, wie wir in § 3 e gezeigt 
haben, beinahe der gesamte Verkehr in den Händen der all- 
mächtigen Nordostbahn. Die Politik dieser Bahngesellschaft lief 
in erster Linie darauf hinaus, ihrem Aktienkapital eine möglichst 
hohe Dividende zu sichern. Daher war naturgemäss die Nord- 
ostbahn nicht freiwillig dafür zu haben, ihr Bahnnetz durch den 
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Bau weniger rentabler Nebenstrecken oder sogar von Konkurrenz- 
linien zu ergänzen. Dazu kam noch, dass, solange das sogenannte 
„System" (Liberalen) am Staatsruder stand und dessen leitende 
Männer auch die führende Stellung bei der Nordostbahn inne 
hatten, der Einfluss der Nordostbahngesellschaft auf den Staat 
eher grösser war als umgekehrt. Erst mit der „demokratischen 
Aera* und mit dem Erlass des Subventionsgesetzes wurde der 
Einfluss der Nordosthahn zurückgedrängt und die Ausführung 
von Linien ermöglicht, die nicht speziell nur im Interesse dieser 
Bahngesellschaft gelegen waren. 

Das auf Grund von Art. 26 der zürcherischen Verfassung 
erlassene Subventionsgesetz von 1872, welches allgemeine Normen 
aufstellte, hätte, vernünftig und auf wirkliche Verkehrsbedürfnisse 
angewendet, grossen Segen stiften können. Es ersparte auch 
den Behörden die individuelle Behandlung und Würdigung 
jedes einzelnen Projektes und die damit verbundenen unerquick- 
lichen Debatten und Volksabstimmungen für jeden Betrag über 
Fr. 250,000. — .*) 

Mit dem Gesetze konnte der Staat ein rationelles Eisen- 
bahnnetz schaffen und seinen Einfluss durch die Beteiligung am 
Kapital und in der Verwaltung geltend machen. Er war im 
stände, im Hinblick auf die Bedürfnisse der verschiedenen 
Landesteile ausgleichend einzugreifen, im Interesse des ganzen 
Kantons. 



*) Die zürcherische Staatsverfassung (art. 3/5) bestimmt, dass 
dem Kantonsrat die endgültige Entscheidung zusteht über neue ein- 
malige Ausgaben für einen bestimmten Zweck, welche den Betrag 
von Fr. 250,000. — nicht übersteigen, sowie über neue jährlich wieder- 
kehrende Ausgaben bis auf den Betrag von Fr. 20,000. — . Ausgaben, 
welche über diese Maxima hinausgehen, unterliegen der Volksab- 
stimmung. Verfassung des eidgen. Standes Zürich vom 18. April 1869. 
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Es konnte jedoch nicht ausbleiben, dass das in seinen Grund- 
zügen richtige Gesetz die Begehrlichkeiten und Jalousien ausser- 
ordentlich weckte; wer sich zurückgesetzt fühlte, wollte mit 
Hülfe der Staatasubvention eine Eisenbahn haben. 

Leider wurde das Gesetz in der Hand der demokratischen 
Regierung zur Partei waffe; die genannte Regierung wollte die 
dominierende Stellung der „liberalen* Nordostbahn brechen und 
besass selbst nicht die notige Macht und die Einsicht, um den 
Auswüchsen des grossgezogenen Eisenbahnfiebers zu begegnen. 
Es war ein Glück, das die Staatsbeteiligung limitiert war, sonst 
hätte der Kanton Zürich wahrscheinlich das Schicksal der »vier 
Garantiestadte der Nationalbahn a geteilt. Dass die demokratische 
Herrschaft dieses Eisenbahnfieber noch begünstigte, beweist die 
'Anwendung des Subventionsgesetzes vom 14. April 1872 auch 
auf schmalspurige Bahnen (Beschluss des Kantonsrates vom 
20. August 1873). ! ) 

Infolge einer ganz extensiven Interpretation der Subventions- 
bestimmungen gab es keine Möglichkeit mehr, auch das unsinnigste 
Eisenbahnprojekt zu verhindern; und wenn es mit der Staats- 
subvention nicht aufkam, mussten ihm die Gemeindesubventionen 
auf die Beine helfen. 

Eine derartige Überschreitung aller vernünftigen Grenzen 
hat dem Staate und den Gemeinden des Kantons Millionen gekostet 
und dem wirtschaftlichen Leben durch eine solche Vergeudung 
die schwersten Wunden geschlagen. An und für sich war der 
Staatsbeitrag von Fr. 50,000. — pro Kilometer gewiss nicht 
übertrieben ; der Kanton Bern 2 ) setzte vergleichshalber im Jahre 
1891 die Beteiligung auf Fr. 40,000.— pro Kilometer fest. 



') A. Bl. des Kantons Zürich 1873. pag. 1815 ff. 
2 ) Geiser, a. a. O. pag. 70. 
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Die schwersten Folgen seitigte jedoch das Subventionsgesetz 
in der Hand der herrsehenden demokratischen Partei, als es 
speziell gegen die yerhasste Nordostbahn angewendet wurde, was 
auch deren Sitz, die Stadt Zürich, fühlen sollte. Die Parole 
„kürzeste Verbindung von Winterthur nach der Westschweiz mit 
Umgehung der Stadt Zürich" ertönte von Winterthur aus. Und 
wirklich, das unheilvolle Gespenst, die sog. Nationalbahn, er- 
schien, nahm greifbare Gestalt an und zog die 4 Garantiestädte 
Winterthur, Baden, Lenzburg und Zofingen an den Band des 
Abgrundes. Aber auch die mächtige und finanzkräftige Nord- 
ostbahn wurde durch den „Nationalbahnschwindel" und durch 
ihre eigenen Fehler, jedes auftauchende Eonkurrensprojekt an 
sich zu ziehen, ins Verderben gezogen. 

So standen die Dinge im Kanton Zürich schon im Jahre 
1877, acht Jahre nach Antritt der demokratischen Herrschaft« 



Q. 

Die weitern Linien der Nordostbahn 

im Dezennium 1870—1880. 

(Ohne die Gemeinschaftsbahnen N. O. B. und S. C. B.: 
Bötzbergbahn und aargauische Südbahn.) 

Da die Nordostbahn auch nach der zürcherischen Ver- 
fassungsänderung (1869) und unter dem zürcherischen Eisen- 
bahnsubventionsgesetz (1872) immer noch den Hauptfaktor in 
der Eisenbahnpolitik des Kantons Zürich bildete, so kehren wir 
wieder zu der Tätigkeit dieser Gesellschaft zurück und behan- 
deln zunächst diejenigen Linien, die sie im Dezennium 1870 bis 
1880 entweder selbst erstellt oder durch Rauf (Nationalbahn) 
erworben hat. Es sind dies: 
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VI. Die linksufrige Zürichseebahn (Zürich - Thal wil - 
Richters wil-Ziegelbrücke-Glaras; mit der Ansohlueslinie: 
Glarus-Linttal); 
VII. Winterthur-Bülach-Weiach-{Kob\mz-W*\ABhut)- } 
VIII. (Bülach).M^<?r^/a//-0/^^^-(Wettingen-Baden) ; 
IX. Ejffretikon-Wetzikon-Hintvil] 

Winterthnr-Singen -Kreuzungen, 
Winterfhur-Baden-Lenzburg- 
Zoßngen (Lyss). 



X« die Nationalbahn 



Da die sog. „Nationalbahn " nach einer ausserordentlich 
kurzen Lebensdauer zur „Auflösung 11 kam und ihrem grimmigsten 
Feinde, der .Nordostbahn, in die Hände fiel, so erhöht es die 
Übersichtlichkeit, wenn wir sie zwar selbständig, doch unter den 
Linien der letzteren behandeln. 



VI. Die linksufrige Zürichseebahn: 

Zürich-Thalwil-Richterswil-Ziegelbrücke Glarus ; 
mit der Anschlusslininie : Glaras-Linttal. 

Die Bestrebungen für eine Bahnverbindung längs des 
linken Zürichseeufers datieren schon aus dem Jahre 1856. Ein 
provisorischer Ausschuß in Horgen reichte damals ein Eonzessions- 
gesuch ein 1 ), während ein Zugerkomitee sich um eine Linie von 
Zürich durch das Sihltal nach Zug bemühte. 2 ) 

Die Eonzession für die Linie längs des linken Seeufers 
wurde vom Grossen Rate des Kantons Zürich am 3. Juli 1857 



*) Auszug aus dem Protokoll des R. R. vom 24. Mai 1856. 
*) Das Komitee für Erbauung einer Seetaleisenbahn an den h 
R. R. des Kantons Zürich. 5. März 1857. 
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erteilt 1 ); allein naeh zweimaliger Fristerstreckung erlosch sie 
im Jahre 1866.*) 

Erst am 6. Juli 1871 suchte ein Komitee, bestehend aus 
Abgeordneten der Kantone Zürich, Schwyz und Glarus, wieder 
nm die Konzession nach für die Linie Zürich-Richters wil-Kantons- 
grenze, welche später die Verbindung zwischen der Nordostbahn 
nnd den Vereinigten Schweizerbahnen herstellen solle. 5 ) 

Am 4. Juli 187 1 4 ) erteilte der zürcherische Kantonsrat die 
verlangte Konzession, mit dem Rechte der Erstellung einer Ab- 
zweigungslinie in der Richtung gegen Sihlbrücke (nach Zug und 
dem Gotthard), weil schon damals das linke Seeufer auoh eine 
direkte Verbindung naoh Zug und Luzern anstrebte, gegenüber 
dem Umweg Zürich-Affoltern. 

Die Stammlinie sollte spätestens in einem und die Zweig- 
Knie spätestens in zwei Jahren in Angriff genommen werden 
nach der Genehmigung der Konzession durch den Bund. 

Was diese Konzession (sowie alle seit dem Jahre 1871 er- 
teilten) bemerkenswert macht, ist die gründliche Beseitigung 
sämtlicher Vorzugs- und Ausschlussrechte und Steuerprivilegien. 
Nur an den bestehenden Prioritätsrechten wurde nioht gerüttelt, 
jedoch für die Geltendmachung derselben wurden schärfere Be- 
dingungen aufgestellt. Kurz, der Staat wahrte seit 1870 seine 
Hoheitsrechte in viel weitgehender Weise als vorher, und dies 
ist unbestritten das Verdienst der demokratischen Aera« 



*) Protokoll des Gr. R. des Kantons Zürich vom 3. Heumonat 
1867. pag, 284 und 285. 

») E. A. S. (a. F.) IV. pag. 293. E. A. S. (a. F.) Y. pag. 34. 

•) Das Centralkomitee für Begründung der linkseitigen Seebahn 
an den h. B. R. des Kantons Zürich. 6. Juni 1871. 

*) A. Bl. des Kantons Zürich 1871. No. 55. pag. 1289 ff. 
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Im vorliegenden Falle (linksufrige Seebähn und Abzweigung 
gegen Zug) wurde folgendes bestimmt j 

Diejenige Gesellschaft, welche auf das Prioritäts- 
recht Anspruch macht, ist verpflichtet, Innerhalb sechs 
Wochen naoh Genehmigung der Eonzession durch den 
Bund, beim Begierungsrate eine Kaution von wenigstens 
Fr» 10,000. — per km. zu hinterlegen. Femer hat sie 
sich binnen einer vom Regierungsrate anzusetzenden, 
angemessenen Frist darüber auszuweisen, dass die Aus- 
führung des Unternehmens, soweit es ausserhalb des 
Kantons liegt, ebenfalls gesichert ist. 

Erfüllt die ansprechende Gesellschaft die Beding- 
ungen nicht, so fallt die Konzession dem ursprünglichen 
Bewerber zu, samt der allfallig geleisteten Kaution. 
Mit dieser Bestimmung wollte man verhindern, dass mit 
dem Prioritätsrechte weiter Missbrauch getrieben werden konnte, 
wie dies beispielshalber in den Jahren 1870 und 1871 geschehen 
war (Linie Winter thur-Weiach- Waldshut). Der Ansprecher des 
Prioritätsrechtes musste dasselbe jetzt von sich aus geltend 
machen, ohne dass man ihn wie früher anfragte, indem man die 
Konzessionserteilung nun einfach publizierte. . 

Das Centralkomitee für die „ Seebahn a hatte indessen be- 
reits mit der Nordostbahn Unterhandlungen angeknüpft, die unterm 
4. Juli 1872 1 ) zu einem Vertrage führten, nach welchem die 
Nordostbahn den Bau und Betrieb der Linien 

Zürich-Tbalwil-Richterswil-Ziegelbrücke (Weesen) und 
Thalwil-Sihlbrücke-Zug 

übernahm. Als Gegenleistung hatten die beteiligten Gemeinden 



*) Vertrag betreffend Ausführung der linksufrigen Seebahn nebst 
der Abzweigung von Thalwil nach Zug. 4. Juli 1872. 
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ein Anleihen von 7 Millionen Franken zu beschaffen, gegen 
Ausgabe von Obligationen voA Seite der Nordostbahn. 

Diese Obligationen mussten in 10 Jahren zurückbezahlt 
werden und hatten einen steigenden Zinsfugs von 3— 3 1 /* / - 

Am 21. November 1872 wurde die Konzession vom zürche- 
rischen Kantonsrate an die Nordostbahn übertragen, mit der Be- 
dingung, dass die Zweiglinie Thal wil-Zug spätestens ein Jahr nach 
Eröffnung der Gotthardbahn in Betrieb gesetzt werden müsste. 1 ) 

Inzwischen wurde auf Grund des Subventionsgesetzes vom 
Jahre 1872 die Staatssubvention verlangt 8 ) und zwar 

für Zürich-Richters wil Kantonsgrenze. 28,2 km. | Fr. 
„ Thalwihl-Sihlbrücke Kantonsgrenze. 10,65 km. J 1,900,000. 

Die zürcherische Regierung verweigerte jedoch die Subvention 
für Thalwil-Sihlbrücke, weil die um 11 km. kürzere Linie Thal- 
wil-Zug eine Konkurrenzlinie zur Reppischlinie 8 ) (Zürich- Affoltern- 
Zug) sei und wollte daher nur für die Seelinie Fr. 1,410,000. — 
gewähren. 

Der Kantonsrat teilte den Standpunkt der Regierung nicht 
und bewilligte die Subvention für beide Linien, mit dem Zusätze, 
es dürfe aber ohne Genehmigung des Kantonsrates der Bau der 
Linie Thal wil-Zug vor Ablauf von 5 Jahren nicht in Angriff 
genommen werden. 4 ) 



*) A. BL des Kantons Zürich. 1872; No. 9. pag. 58 ff. 

*) Weisung des R. R. an den h. K. R. vom 8. Februar 1873. 

8 ) Zur Orientierung über die Stellungsnahme der Regierung sei 
daran erinnert, dass der Staat Zürich im Verein mit den interessierten 
zürcherischen Gemeinden durch Vertrag vom Dezember 1861 für 
Fr. 3,200,000. — Obligationen der Eisenbahnunternehmung „Zürich- 
Aff oltern-Zug-Luzern" übernommen hatte, die sich nach dem Ertrag 
derselben verzinsten. Z. G. S. XIII. 1862. pag. 577 ff. 

*) Z. G. S. XVII. 1873. pag. 143 und 144. 
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Der Grand dieser sonderbaren Klausel liegt darin, das» sich 
der Kanton für seine Subvention bei der „Seelinie und der Ab- 
zweigung 11 mit den gleichen Obligationen (8 — 87t / ) begnügen 
musste wie die beteiligte Landesgegend, während er bei der 
Reppisohlinie (Zürieh-Affoltern-Zug-Luzern) schon besser ren- 
tierende Obligationen in der Tasche hatte und daher diese nicht 
durch die kürzere Konkurrenzlinie verschlechtern wollte. 

Da der Nordostbahn das fünfjährige Bauverbot für die Linie 
Thalwil-Zug nicht konvenierte, sohloss sie am 5. Mai 1873 mit 
der zürcherischen Regierung einen Vertrag ab für die Umwand- 
lung der Staatsbeteiligung bei der Reppischlinie. 1 ) 

Nach diesem Vertrage war auf den 81. Dezember 
nach dem Beginn der Erdarbeiten an der Linie Thalwil- 
Zug die im Staatsbesitze noch befindliche Quote von 
nominell Fr. 1,675,000. — der übernommenen Obli- 
gationenbeteiligung in Obligationen auf die Nordostbahn 
umzuwandeln, a 472% verzinslich. 
Die gleiche Verpflichtung übernahm die Nordostbahn auch 
gegenüber den bei der Reppischbahn beteiligten Gemeinden und 
Privaten. 

Damit waren alle Anstände zwischen der Nordostbahn und 
dem Eanton Zürich beseitigt. Der Regierungsrat sprach sich 
dahin aus, dass nun jeglicher Grund für die Beibehaltung einer 
Baubeschränkung für die Linie Thalwil-Zug dahingefallen sei. 2 ) 
Am 26. Mai 1873 hob der zürcherische Kantonsrat die 
beschränkende Bestimmung auf und ermächtigte die Regierung, 
den vorhin genannten Vertrag mit der Nordostbahn endgültig zu 
genehmigen. 8 ) 



*) A. Bl. des Kantons Zürich. 1873. No. 48. pag. 1315 ff. 
*) Weisung des R. R. an den K. R. vom 17. Mai 1873. 
*) A. Bl. des Kantons Zürich 1873. No. 28. pag. 118. 
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Die Bahn wurde nun (1873) energisch in Angriff genommen; 
der Bau hatte mit grossen Schwierigkeiten (Rutschungen, nament- 
lich in Horgen) zu kämpfen. 1 ) 

Bei Thalwil musste das Trac6, behufs Anschlusses der Linie 
nach Zug, erheblich in die Höhe gezogen werden. 
Am 20. September 1875 wurde die ganze Linie 

Zürich-Thaltvil-Richterstvil-Ziegelbrücke- Glarus 
eröffnet. 

Gegenüber dem Kanton Glarus hatte die Nordostbahn auch 
noch die Verpflichtung übernommen, die Fortsetzung der links- 
ufrigen Seebahn von Glarus nach Linttal auszuführen, was ihr 
Ende der siebziger Jahre, infolge ihrer damaligen prekären 
Lage, nur mit grosser Mühe gelang. 2 ) 

Bei der linksufrigen Zürichseebahn sind die Bauvorschläge 
wegen der schwierigen Terrainverhältnisse und der ganz exor- 
bitanten Expropriationsentschädigungen bedeutend überschritten 
worden ; das war der Anfang zur Finanzmisere der Nordostbahn. 8 ) 

VII. Die Linie 
Winterthur-Bulach-Weiach-(Koblenz-Wald8hut). 

Wie wir bereits in § 2 angedeutet haben, gehörte die Linie 
Winterthur-Weiach-Waldsbut zu dem Eisenbahnnetze, welches 
die Stadt Winterthur als „Mittelpunkt" anstrebte. 

Durch die direkte Linie nach Waldshut erreichte Winter- 
thur den Anschluss an die badische Staatsbahn auf einem um 



l ) XXTTI. Geschäftsbericht der Direktion der N. 0. B. 1875. 
pag. 73 ff . 

*) Rückkauf sbotschaft. pag. 21. 
») Stoll G. a. a. 0. pag. 37. 
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zirka 25 km. kürzeren Wege als über Zürich -Turgi -Waldshut 
(Nordosthahnlinie). 

Die Stadt Winterthur verlangte daher von den zürcherischen 
Behörden die Eon Zession für die Linie Winterthur - Weiach- 
Eantonsgrenze (zum Zwecke der direkten Fortsetzung auf aar- 
gauischem Gebiete bis Waldshut) 1 ), welche ihr auch am 25. Ok- 
tober 1870 vom Kantonsrate erteilt wurde. 2 ) 

Ebenso erhielt sie die aargauische Konzession mit direktem 
Anschluss, bezw. Einmündung in das Geleise Koblenz- Waldshut 
unmittelbar bei der Rheinbrücke Koblenz, mit Umgehung der 
Nordostbahn-Station Koblenz. 8 ) 

Der Nordostbahn stand aber das Prioritätsrecht zu, und sie 
fand sich vor die Alternative gestellt, entweder dem verhassten 
Gegner Winterthur eine sie schwer schädigende Konkurrenz- 
linie zu überlassen, oder aber diese selbst zu bauen und dem 
Gegner so den Weg nach Basel zu verlegen. Zunächst suchte 
die Nordostbahn die Prioritätserklärung so lange als möglich 
hinauszuschieben; allein die zürcherische Regierung liess sich 
nicht länger hinhalten, und so musste die Bahngesellschaft nolens 
volens nach sechs Monaten Farbe bekennen. 4 ) Am 29. April 
1871 erklärte die Nordostbahn, von ihrem Prioritätsrechte Ge- 
brauch zu machen und verlangte die Übertragung der Konzession* 

Da die Stadt Winterthur der Linie „Winterthur- Waldshut 
den Charakter einer Transitbahn zwischen der Ostschweiz und 
dem deutschen Eisenbahnnetze beilegte, so hatte sie auch in ihrem 



l ) Der Stadtrat Winterthur an die h. Regierung des Kantons 
Zürich. 24. August 1870. 

*) Z. G. S. XVI. 1870. pag. 42 ff. 

•) E. A. S. (a. F.) VI. pag. 397 ff. 

4 ) Die Direktion der N. O. B. an den h. R. R. des Kantons 
Zürich. 29. April 1871. 
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EonzeBsionsgesuoh die kürzeste Route angenommen : von Winter- 
thur der Töss entlang, mit Umgehung von Bülach, nach Glatt 
felden (über die sog. Wagenbreche); von da dem Rhein ent- 
lang bis Koblenz, und mit Umgehung der Station Koblenz, 
direkte Einmündung in das Geleise Koblenz -Waldshut unmittel- 
bar bei der Brücke über den Rhein. 1 ) 

Dieses Trac6, mit den zwei Hauptpunkten — Umgehung 
von Bülach und Koblenz — , wollte nun Winterthur bei der 
Konzessionsübertragung festgelegt haben, und es hatte die 
zürcherischen Behörden auf seiner Seite. 

. Dass die Nordostbahn den Ansohluss an ihre beiden Stationen 
Bülach und Koblenz, d. h. den Anschluss an ihr eigenes Netz 
nicht preisgeben konnte und wollte, — auch die aargauische 
Regierung wollte von der Umgehung der Stadt Koblenz und der 
direkten Einmündung bei der Rheinbrücke nichts mehr wissen 8 ) 
— war selbstverständlich, umsomehr als die Linie Bülach-Eglisau- 
Schaffhausen früher oder später kommen musste. 

Die Stadt Winterthur fürchtete den Linienzug Winterthur- 
Waldshut über Bülach, weil er ihre Nationalbahnpläne durch- 
kreuzte, denn die Nordostbabn konnte durch eine Linie „Bülach- 
Niederglatt-Otelfingen-(Baden) a ihr einen gewaltigen Strich durch 
die Rechnung machen. Letztere konnte damit leicht die zwei 
Linien verwirklichen 
(Singen) Schaffhausen-Bülach - Nieder glatt - Otelfingen-Baden 

und (Winterthur) Bülach- Niederglatt- Otelßngen-Baden 
und gegen die „grosse Nationalbahn" 

Singen- Winterthur-Kloten- Otelfingen-Baden(Zofingen-Ly8a) 
ausspielen. 

! ) Weisung des R. R. an den K. R. vom 17. Brachmonat 1871. 
*) Der R. R. des Kantons Aargau an den h. R. R. des Kantons 
Zürich. 4. August 1871. 
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Da die Regierung des Kantons Zürioh die Macht der ver- 
hassten Nordofltbahn ä tout prix brechen wollte, ging sie, soweit 
es nur immer möglich war, Hand in Hand mit Winterthur und 
unterstützte dessen Begehren — Aufrechterhaltung der ursprüngl- 
ichen EonzeBsionsbedingungen — bei der Übertragung. 1 ) Sie 
verlangte, dass der „internationale" Charakter der projektierten 
Bahn sowohl auf zürcherischem, als auch auf aargauischem Ge- 
biete gewahrt bleibe und dass sich die Nordostbahn mit der 
Stadt Winterthur (als Inhabarin der aargauischen Eonzession) 
über die Fühlung der Linie ausserhalb des Kantons Zürich ver- 
ständige. Am 30. Juni 1871 sprach der Kantonsrat die Über- 
tragung der zürcherischen Konzession — Winterthur -Weiach- 
Kantonßgrenze — an die Nordostbahn, genau im Sinne seiner 
Regierung, aus und zwar auch hinsichtlich der Fortsetzung der 
Bahn auf aargauischem Gebiete. 2 ) 

Da der zürcherische Kantonsrat selbstverständlich dem 
Kanton Aargau keine Vorschriften machen konnte, fügte er aller- 
dings vorsichtshalber hinzu, 

dass, wenn die direkte Einmündung bei der Koblenzer- 
brücke von der aargauischen Regierung abgelehnt und 
die Einführung in die Station Koblenz verlangt würde, 
ein Äquivalent im unmittelbaren Ansohluss an die ba- 
dischen Züge in Waldshut zürcherischerseits gefordert 
werden müsste. 

Wie bereits oben erwähnt, hat dann die aargauische Re- 
gierung in der Folge der Einführung der projektierten Bahn 
in den Nordostbahnhof Koblenz strikte verlangt und ihren 
Willen auch durchgedrückt. 



') Weisung des R. R. an den K. R. vom 17. Brachmonat 1871. 
*) Z. G. S. XVI. 1871. pag. 373 ff. 
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Durch dieses Begehren des aargauischen Begierungsrates 
fühlte sich die Stadt Winterthur „tiefgekrankt* und erhob ener- 
gischen Protest, dass die „internationale Transitlinie 44 Winterthur- 
Waldshnt zu einer Lokalbahn degradiert werde, womit auch die 
direkte Linie Winterthur-Basel dahinfalle. 1 ) 

Nach langen Verhandlungen zwischen allen Beteiligten — 
Regierungen von Zürich und Aargau, Stadtrat Winterthur und 
Nordostbahn — kam es Ende September 1871 zu einer Ver- 
ständigung in Bezug auf den umstrittenen Punkt „Koblenz", 
dahingehend : *) 

1. Die Nordostbahn ist befugt, die Eisenbahnlinie Winter 
thur -Waldshut in die bestehende Nordostbahnstation 
Koblenz einmünden zu lassen, an Stelle der ursprünglich 
projektierten direkten Einführung nach Waldshut (vor* 
der Rheinbrücke); 

2. Die Nordostbahn übernimmt die Verpflichtung, den auf 
der Linie Winterthur- Waldshut von und nach Waldshut 
sich bewegenden Personen- und Güterverkehr, über 
Koblenz in unmittelbaren Anschluss an die in Waldshut 
ankommenden und abgehenden Züge der badischen 
Staatsbahn zu bringen. 

Nach dieser Verständigung wurde die Konzession der Linie 
Winterthur -Koblenz von Zürich 8 ) und Aargau 4 ) auf die Nord- 
ostbahn übertragen. Allein im Kanton Zürich war der Trac6- 



*) Der Stadtrat Winterthur an den h. R. R. des Kantons Zürich. 
9./16. September 1871. 

2 ) Die Direktion der N. O .B. an den h. R. R. des Kantons Zürich. 
27. September 1871. 

») Auszug aus dem Protokoll des R. R. vom 7. Oktober 1871. 

4 ) E. A. S. (a. F.). VII. pag. 393 ff. Regierungsratsbeschluss 
vom 28./30. November 1871. 
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streit — Führung aber Bülach oder längs der Töss (Wagen- 
breche) — noch nicht gelöst. 

Die Nordostbahn verlangte die Führung der Linie durch 
den Dettenberg über Bülach und Egüsau, für die spätere Fort- 
setzung Eglisau-Schaff hausen. 1 ) Diesem rationellen, in volks- 
wirtschaftlicher und verkehrspolitischer Beziehung begründeten 
Begehren gegenüber beharrte Winterthur auf der Ausführung 
des „Wagenbreche Projektes". Die Herren von Winterthur 
erklärten, nur dann einer Führung der Linie über Bülaeh-Bglisau 
zustimmen zu können, wenn die Nordostbahn sich verpflichte 
„niemals eine Eisenbahn von Bülach nach Baden zu bauen!* 2 ) 

Denn „Winterthur-Bülach-Baden" war ja die gefürchtete 
Eonkurrenzlinie zur Nationalbahn „Winterthur-Kloten-Baden." 

So naiv war nun allerdings die Nordostbahn nicht, sich für 
eine solche Verpflichtung fangen zu lassen ; sie lehnte rundweg ab. 

Die Regierung stand wieder auf der Seite von Winterthur 
und verlangte die Ausführung des ursprünglichen Eonzessions- 
traces, indem sie sich des Langen und Breiten über den formalen 
Rechtsstandpunkt äusserte. 3 ) Die Nordostbahn hatte aber mit 
ihrem Projekte „Führung der Linie über Bülach und Egüsau 
und Anschluss nach Schaffhausen hin, direkt von Zürich aus", 
eine zu starke Waffe in der Hand, um sich aus der Fassung 
bringen zu lassen. Sie wandte sich direkt an den Kantonsrat, 
um Genehmigung ihres Begehrens. 4 ) 



*) Die Direktion der N. O. B. an den h. R. R. des Kantons 
Zürich. 19. Juni 1872. 

2 ) Auszug aus dem Protokoll des R. R. vom 26. September 1872. 
8 ) Ibidem. 

4 ) Die Direktion der N. 0. B. an den b, K. R. des Kantons Zürich. 
16. Oktober 1872. 
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Inzwischen wurde aber von den eidgenössischen Räten das 
neue Bundesgesetz über den Bau und Betrieb von Eisenbahnen 
im Gebiete der schweizerischen Eidgenossenschaft erlassen (1872). 
Die Nordoatbahn sog daher ihr Gesuch beim zürcherischen Kantons- 
rate zurück und wandte sich an den Bund. 1 ) 

Das Eisenbahndepartement ordnete eine Konferenz an, an 
der die zürcherische Regierung, der Stadtrat Winterthur und die 
Nordostbahn Teil nahmen. 2 ) Die Nordostbahn drang mit ihrem 
Standpunkte vollständig durch, so dass der Bau der Linie endlich 
in Angriff genommen und die Betriebseröffnung am 1. August 
1876 stattfinden konnte. 8 ) 

Die zürcherische Eisenbahnpolitik war in diesem Falle zu 
sehr nur demokratische Parteipolitik, und der Misserfolg ist ihr 
daher nur zu gönnen* 

VIII. Die Linie 
(Bülach) Niederglatt-Otelfingen (Wettingen-Baden). 
Wir haben bereits im vorigen Abschnitt (G VII), bei An- 
lass des Trac6streites zwischen der Nordostbahn und der Stadt 
Winterthur betreffend Führung der Linie Winterthur-Waldshut 
„über Bülach oder die sog Wagenbreche", auch die Linie 
„Bülach- Baden" als Eonkurrenzlinie zur „ Nation albahn tt er- 
wähnt. Sobald die Nordostbahn mit der Führung der Winter- 
thur- Waldhüter Linie über Bülach durchdrang, war für sie die 
Linie von Bülach nach Baden gegeben. 

Die Vorgeschichte derselben ist kurz. Im August 1872 
verlangten die H.H. Fürsprech Bucher und Eonsorten in Regens- 



*) Die Direktion der N. O. B. an den h. K. R. des Kantons Zürich. 
1. Januar 1873. 

») XXI. Geschäftsbericht der Direktion der N. 0. B. 1873. 
*) Rückkaufsbotschaft, pag. 21. 

7 
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berg die Eonsemion für eine Eisenbahn von Niederglatt (Station 
vor Bülach) bis an die Kantonsgrenze bei Otelfingen. 1 ) Da der 
Nordostbahn das Prioritätsrecht zustand (laut Eonzession vom 
1. Juli 1863 für eine Bahn Bülach-Regensberg), setzte ihr der 
zürcherische Regierungsrat eine Frist von 3 Monaten an zur 
Abgabe einer bezüglichen Erklärung. Die Nordostbahngesellschaft 
wollte jedoch zuerst die Tracäfrage „Bülach oder Wagenbreche 6 
entschieden haben und ersuchte daher um Fristverlängerung bis 
nach gefälltem Entscheide. 2 ) 

Der Regierungsrat erstreckte auch die verlangte Frist be- 
reitwilligst. v 

Inzwischen trat. das neue Bundesgesetz über den Bau und 
Betrieb von Eisenbahnen im Gebiete der schweizerischen Eid- 
genossenschaft in Kraft, und die Nordostbahn wandte sich direkt 
an die Bundesbehörden mit dem Gesuche (11. Mai 1873) 

„um Erteilung der Eonzession einer Bahn, welche in 
Niederglatt von der bestehenden Linie Örlikon-Bülach 
abzweigen und an der zürcherisch-aargauischen Kantons- 
grenze bei Otelfingen an die vom Eanton Aargau der 
Nordostbahn bereits konzedierte Linie Baden-Otelfingen 
anschliessen würde.* 3 ) 
Durch Bundesbeschluss vom 23. September 1873 4 ) erhielt 
sie dann auch die verlangte Eonzession. 

Die Linie sollte auf 1. Juli 1877 dem Betriebe übergeben 
werden. Sie konnte jedoch erst im Oktober zur Eröffnung ge- 
langen, weil damals die Nordostbahn die grosse Finanzkrisis 



1 ) Auszug aus dem Protokoll des R. R. vom 15. August 1872. 

2 ) Ibidem, vom 9. Wintermonat 1862. 

•) Die Direktion der N. 0. B. an den tit. B. R. der Schweiz. 
Eidgenossenschaft. 14. Mai 1873. 

*) E. A. S. (n. F.) I. pag. 217 ff. 
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durchmachte, welche die einst so blühende Gesellschaft hart an 
den Abgrund der Zwangsliquidation brachte. 1 ) Die Bahn Bülach- 
Otelfingen-Baden wurde auch nur deshalb von den Moratoriums- 
linien, deren Schicksale wir spater noch eingehend erörtern müssen, 
ausgeschlossen, weil der Bau schon zu weit vorgerückt war und 
«in Aufgeben des vollständigen Ausbaues der Linie äusserst 
unrationell gewesen wäre. 

In Bezug auf die aargauische Strecke, Otelfingen- Baden, ist 
noch folgendes zu bemerken: 

Nach dem ursprünglichen Projekte sollte die Linie nach 
Niederglatt von der Nordostbahnstation Baden ausgehen und 
dann zwischen Baden und Killwangen (d. h. auf offener Strecke) 
von der Hauptlinie Zürich-Baden nach Otelfingen abzweigen. 
Einer derartigen Abzweigung versagte aber das schweizerische 
Eisenbahndepartement seine Genehmigung. 

Dies gab nun die Veranlassung zur Verlegung eines Stückes 
der Stammlinie Zürich-Baden auf das rechte Ufer der Limmat, 
durch zweimalige Überbrückung des Flusslaufes. Beim Seminar 
Wettingfen wurde dann die neue „ Station Wettingen* einge- 
schaltet, und von hier aus zweigte nun die Linie nach Otelfingen, 
Niederglatt und Bülach ab. 

In die neu geschaffene Station Wettingen war auch die 
Einmündung der „Nationalbahn" (Westsektion) vorgesehen, die 
sich von da dann nach Baden-Oberstadt, Lenzburg und Zofingen 
weiterziehen sollte. 

IX. Die Linie Effretikon-Wetzikon-Hinwil. 

Wir führen obige Bahn unter den Linien der Nordostbahn 
an, weil sich diese an ihrem Zustandekommen zunächst finanziell 



") XXV. Geschäftsbericht der Direktion der N. 0. B. 1877. pag. 53, 
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beteiligte, dann den Betrieb übernahm und sie hierauf ganz ihrem 
Stammnetz einverleibte. 

Die Linie Eflretikon-Wetzikon-Hinwil hat keine lange Vor- 
geschichte. Nachdem die im Jahre 1865 von Pßffikon (Kanton 
Zürich) ausgegangenen Bestrebungen für eine Bahn durch das 
Eempttal resultatlos geblieben waren, wurde das Projekt erst 
sechs Jahre später wieder aufgenommen und dann auch ver- 
wirklicht 1 ) 

Im Jahre 1871 erhielt die zürcherische Regierung fast 
gleichzeitig zwei Eonzessionsgesuche für eine Bahnverbindung 
durch das Eempttal, die nicht sehr wesentlich von einander ab* 
wichen, nämlich: 

1. von der Stadt Winterthur 2 ) für eine Bahn Kempttal 
(N O.B.yillnau-FehraUorf'Pfäffik(m'Wetzikon(Y.8.B.) > 

2. vom Gründungskomitee des obern Eempttales 3 ) für eine 
Bahn Effretikm (N. O.B.)-lllnau-Fehraltorf-Pfäffikon- 
Kempten-Hinwü -Wald, die es dann noch modifizierte in 
Effretikm (N. 0. B.)- Illnau- Fehraltorf- Pfäffikon- 
Kempten- Hinrvil, mit Abzweigung nach Bubikon oder 
RUH (V. 8. B.) 4 ) 

Eine von der zürcherischen Regierung veranstaltete Kon- 
ferenz zur Verschmelzung der beiden Projekte vermochte keine 
Einigung herbeizuführen. 6 ) Der Regierungsrat beantragte daher 



l ) An den R. R. des h. Standes Zürich. 5. Mai 1866. 

f ) Der Stadtrat Winterthur an den h. R. R. des Kantons Zürich. 
22. April 1871. 

8 ) Das Gründungskomitee der Eisenbahn „Effretikon -Hinwil- 
Wald M an den h. R. R. des Kantons Zürich. 2. Mai 1871. 

<) B. B. vom 23. September 1873. E. A. S. (n. F.) I. pag. 257 ff. 

B ) Weisung des R. R. an den h. K. R. vom 19. Brachmonat 1871. 
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dem Kantonsrate, beide Konzessionen au erteilen. Derselbe be- 
willigte in der Tat die zwei Projekte 

Kempttal (N. 0. B.)-Wctzikon{Y. 8. B.) und 

Effretikon (N. O. B.) - Hintvil - Wald- (mit Abzweigung 
Bubikon) (V. 8. B.), 

entgegen einem Antrage des Herrn Nationalrates Dr. Escher, 
dass der Regierungsrat eine Konzessionsvorlage für eines der 
beiden einzubringen habe und zwar für dasjenige, welches den 
Verkehrsinteressen des ganzen Kantons am besten entspreche. 1 ) 

Bei den beiden vorhin erwähnten Projekten spielt der Aus* 
gangspunkt die Hauptrolle, d. h. die Abzweigung von der Nord- 
ostbahnlininie Zürich-Dietikon- Winterthur. 

Die eine Konzessionsbewerberin, die Stadt Winterthur, 
wollte diese Abzweigung so nahe als möglich an sich heran- 
rücken (Station Kempttal). Der andere Bewerber, das Gründungs- 
komitee des oberen Kempttales, unterstützt von der Nordostbahn 
und der Stadt Zürich, tendierte nach Zürich hin und verlangte 
den Anschluss in Effretikon. 

Die durch letzteren Anschluss zu erwartende Ablenkung 
des Verkehrs des Kempttales und eines Teils des zürcherischen 
Oberlandes nach Zürich hin erklart auch die finanzielle Be- 
teiligung der Stadt Zürich und der Nordostbahn bei der Bahn 
Effretikon- Wetzikon-Hinwil. 

Die Nordostbahn und die Stadt Zürich setzten ihren Willen 
durch; Winterthur unterlag. 

Am 29. Mai 1878*) konstituierte sich die Eisenbahngesell- 
schaft „Effretikon- Wetzikon-Hinwil 14 unter finanzieller Beteiligung 



>) Protokoll des K. R. des Standes Zürich vom 3. und 4. Juli 1871. 
pag. 650 ff.; 660 ff. 

•) Der leitende Ausschuss der Eisenbahnunternehmung,, Effreti- 
kon- Wetzikon-Hinwil" an den h. R. R. des Kantons Zürich. 16. Juli 1873. 
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des Kantons, der interessierten Gemeinden, der Nordostbahn- 
gesellscbaft und der Stadt Zürich. 1 ) 

Die Unternehmung war selbständig; die Nordostbahn leitete 
den Bau und übernahm mit der Eröffnung (17. August 1876)*) 
auch den Betrieb gegen eine Aversalentschädigung, welche für 
die ersten Tier Betriebsjahre Fr. 5700. — per Jahr und Kilo- 
meter betrug und die später auf Fr. 6000. — erhöht wurde. 8 ) 
Der Betriebsvertrag zwischen dem leitenden Ausschuss der Eisen* 
bahnunternehmung „Effretikon-Wetzikon-Hinwil* und der Direk- 
tion der Nordostbahn erhielt am 28. September 1876 die Ge- 
nehmigung der Bundeebehörden. 4 ) 

Später ging die Linie ganz in den Besitz der Nordostbahn 
über; die Übertragung der Eonzession erfolgte durch Bundes* 
ratsbeschluss vom 16. Oktober 1885. 5 ) 



*) Die finanzielle Beteiligung durch Übernahme von durchaus 
gleichberechtigten Aktien gestaltete sich folgendermassen : 



Politische Gemeinde Hlnau . , 


Fr. 


100,000 


Stadtgemeinde Zürich . . . . 


n 


200,000 


Gemeinde Fehraltorf . . . 


n 


100.000 


Politische Gemeinde Wetzikon 


» 


20,000 


Gemeinde Hinwil 


n 


180,000 


Gemeinde Kempten .... 


r) 


40,000 


Politische Gemeinde Pfäffikon 


n 


200,000 


„ „ Bussikon 


n 


12,000 


Nordostbahngesellschaft . . . 


n 


500,000 


Kanton Zürich 


» 


1,150,000 


XXL Geschäftsbericht der Direktion der N. 


O. B 


. 1873. pag. 9 


f ) Rückkaufsbotschaft, pag. 21. 






») E. A. S. (n. F.) IV. pag. 147 ff. 






*) E. A. S. (n. F.) IV. pag. 145. 






*) E. A. S. (n. F.) VIII. pag. 212. 
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Die Nordostbahn hat mit der Förderung der Bahn durch 
das Eempttal einen geschickten Schaehzug gegen die Stadt 
Winterthur und die von ihr projektierte Tösstalbahn geführt, 
denn die Linie Eflretikon-Wetzikon (Rüti-Rapperswil) wurde 
zur ernsthaften Konkurrenzlinie der Tösstallinie Winterthur« 
Bauma-Wald (Rüti-Rapperswil). 

X. Die Nationalbahn. 

Winterthur-Singen-Kreuzlingen (Ostsektion) ; 
Winterthur-Baden-Lenzburg-Zoflngen-Lyss (Westsektion). 

Das unglücklichste Produkt, welches die zürcherische Eisen- 
bahnpolitik unter der demokratischen Aera, unterstützt durch die 
Aspirationen von Winterthur, hervorgebracht hat, ist die sog. 
Nationalbahn. 

Wir haben dieselbe schon einige Haie gestreift und wieder« 
holen die Grundgedanken ihrer Entstehung : 

1. Die demokratische Regierung des Kantons Zürich, deren 
Hochburg die Stadt Winterthur war, wollte die Macht 
der ihr verhassten Nordostbahn, der „Horrenbahn", 
brechen durch — Konkurrenzbahnen. 

2. Die demokratische Stadt Winterthur wollte sich (gegen 
die Stadt Zürich) zum Mittelpunkte eines neuen Eisen- 
bahnnetzes aufschwingen, das die Nordostbahn mit ihrem 
Sitze auf den zweiten Rang hinunterdrücken würde. 

Die höchste demokratische Weisheit von damals bestand 
darin, dass man gegen das Kapital, „die Wurzel alles Übels* 1 , 
Sturm lief. Also mussten auch die Eisenbahnen demokratisiert 
werden! Die Verfassungsänderung von 1869 und das zürcherische 
Eisenbahnsubventionsgesetz vom Jahre 1872, mit seiner Aus- 
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dehnung auch auf Lokalbahnen) zeigten bereits die „Bahnen", 
in denen die demokratische Herrschaft sich zu bewegen vorge- 
nommen hatte« 

Winterthur glaubte seine Zeit für gekommen, um nicht 
nur die Metropole des politischen, sondern auch des wirtschaft- 
lichen Gebens des Kantons Zürich und der Ostschweiz zu werden. 

Und so gingen die demokratische Regierung des Kantons 
und Winterthur Hand in Hand zur Erreichung ihrer Ziele. 

Wir haben auch schon früher erwähnt, dass das projektierte 
Eisenbahnnetz 

1. Winterthur-Singen-Kreuzlingen (Bodensee), \ National- 

2. Winterthur-Zofingen-Lyss (Genfersee), I bahn 

3. Winterthur-Wäldshut (Basel), 

" 4. Winterthur -durch das Tösstal (Rappers wil nach Chur 

und dem Gotthard) 
die erträumte Hegemonie bringen sollte. 

Wir wissen bereits (G VII), dass Winterthur-Wäldshut in 
die Hände der Nordostbahn fiel ; No. 4, d. h. die Tösstalbahn, 
Winterthur- Wald, fristet noch heute als selbständige Unternehm- 
ung ein kärgliches Dasein. Wir haben uns daher in diesem 
Abschnitt nur mit 1 und 2, der sog. Nationalbahn, zu befassen, 
indem wir zunächst auf deren Vorgeschichte eintreten. 

Schon in den sechziger Jahren tauchte in zürcherischen und 
thurgauischen Kreisen das Projekt einer Schienenverbindung 
„Andelfingen-Stammheim-Singen" auf, ohne dass dasselbe jedoch 
ernstlich verfolgt wurde. 1 ) 

Im Jahre 1868 sandte der thurgauische Regierungsrat eine 
Abordnung nach Karlsruhe, um mit der badischen Regierung 



*) Das Bezirkskomitee Andelfingen an den h. R. R. des Kantons 
Zürich. 10. Januar 1869. 



— 105 — 

den Anschluss der Linie Ä Rorschach-Romanshorn-Konstanz* an 
die badische Staatsbahn in der 8tadt Konstanz su bereinigen. 
Bei dieser Gelegenheit soll sieh die badische Regierung dahin 
geäussert haben, dass sie auch bereit sei, einer schweizerischen 
Bahn in Singen den Anschluss su gestatten, wenn diese über 
die Aargauische Ortschaft Diessenhofen gezogen werde. 

Es handelte sich also bereits um die zwei Projekte (Varianten) 

Andelfi^gen-S/aww&mn-Stem-Singen 
und Andelfingen-Z>ii556ftA0/ift-Singen. 

Das erstere lag mehr in zürcherischem, das letztere mehr 
in thurgauiflohem Interesse. 

Um zürcherischerseits den thurgauischen Bestrebungen zu- 
vorzukommen, beauftragte das , erweiterte Komitee Andelfingen- 
Singen* im Februar 1869 die Ingenieure Näf und Zschokke in 
Aarau mit den nötigen Vorarbeiten, und schon im August reichte 
dasselbe beim zürcherischen Begierungsrate das Eonzessions- 
gesuch für die Linie 

„Andelfingen- Ossingen - Stammheim - Etzrvilen (Kantons- 
grenze tt ) ein. 1 ) 

Die zürcherische Regierung, in Erwägung, dass die pro- 
jektierte Linie den Weg von Winterthur nach Singen um 10 km. 
gegenüber der bestehenden Linie (via Schaffhausen) abkürze und 
einem grossen Kantonsteil diene, arbeitete einen Konzessions- 
entwurf aus, 2 ) der unterm 28. Februar 1870 vom Kantonsrate 
endgültig bereinigt wurde. 8 ) 



*) Regierungsbeschluss betreff Bestellung einer Kommission für 
Festsetzung der Konzessionsbedingungen für die Eisenbahn Andel- 
fingen-Singen vom 4. Sept. 1869. 

*) Weisung des R. R. an den K. R. vom 6. Januar 1870. 

») Z. G. S. XVI. 1872. pag. 479 ff. 
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Wie wir bereits erwähnt haben, hat der Kanton Zürich in sämfc-> 
Hohen seit dein Jahre 1870 erteilten Konzessionen seine Hoheits- 
rechte kräftig gewahrt, indem er bestrebt war, mit allen Vor* 
zugs- und Aussehlussrechten, Steuerprivilegien etc. tabula rasa, 
zu machen. So geschah es auch bei der vorliegenden Konzession; 
nur erhielt die Gesellschaft noch das Vorzugsrecht für Zweig- 
bahnen bei gleichen Bedingungen anderer Bewerber. Dann 
waren die wesentlichsten Konzessionsbestimmungen: 

1. Ohne Genehmigung darf die Konzession nicht abgetreten 
werden und die Gesellschaft auch keine Fusion mit 
einer andern Unternehmung eingehen. 

2. Der Kanton kann schon im Jahre 1888 (erster Rück- 
kaufstermin der Linie Winterthur-SchafFhausen) vom 
Rückkaufsrecht Gebrauch machen; nachher je von 15. 
zu 15 Jahren, bei Anzeige je 4 Jahre vorher. 

3. Die Entschädigung wurde, je nach den Rückkaufs- 
terminen, auf den 25 — 20fachen durchschnittlichen jähr- 
lichen Reinertrag derjenigen 10 Jahre, die dem Zeit- 
punkte der Rückkaufserklärung unmittelbar vorangehen, 
festgesetzt. 

Im letzten Jahre der Konzessionsdauer (1969) 
musste der Rückkauf zu den Erstellungskosten erfolgen. 

4. Der Konzessionär hat sich allen „noch etwa aufzustellen- 
den Gesetzen zu unterziehen, dem Staat ein grösseres 
Aufsichts- und Kontrollrecht einzuräumen, ihm die 
Fahrtenpläne und Transportreglemente zur Genehmigung 
vorzulegen, umfassendere Haftpflicht einzugehen etc. etc. 

5. Die Taxen sind bei einem 8% (früher 10%) abwerfen- 
den Reinertrag herabzusetzen. 

Nach Erteilung der Konzession an das „Komitee Andel* 
fingen-Singen" wandte sich die zürcherische Regierung an die 
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Regierungen von Thurgau und ßchaffhausen, um In einer Kon- 
ferenz eine Einigung für die ganze Konzession (die drei Kantone 
berührend) herbeizuführen. 1 ) 

Die Konferenz scheiterte, weil die Regierung des Kanton» 
Thurgau der zürcherischen Regierung erklärte, nur eine Linie 
„ Andelfingen - Diessenhofen - Singen * diene den thurgauischen 
Interessen, nicht aber die Konkurrenzlinie , And el fingen- Stamm- 
heim- Stein- 8iogen* . 

Auch auf die wiederholten Eingaben des Komitees selbst 
weigerte sich sowohl Thurgau, als auch Schaffhausen, die Frage 
zu behandeln. Daraufhin wandte sich das Komitee im Oktober 
1870 ao den Bundesrat mit dem Gesuche um Erteilung der 
Zwangskonzession, gemäss Art. 17 des Eisenbahngesetzes 2 ) vom 
Jahre 1852.*) 

Der Bundesrat ordnete auf den 18. April 1871 eine Kon- 
ferenz in Bern an, an der alle Beteiligten teilnahmen. 4 ) 



*) Der R. R. des Kantons Thurgau an den R. R. des Kantons 
Zürich. 8. April 1870. 

*) Art. 17 des Bundesgesotzes über den Bau und Betrieb von 
Eisenbahnen im Gebiete der Eidgenossenschaft vom 28. Juli 1852 : 
„Wenn ein Kanton die Bewilligung zur Erstellung einer im Interesse 
der Eidgenossenschaft oder eines grossen Teiles derselben liegenden 
Eisenbahn auf seinem Gebiete verweigert, ohne selbst die Erstellung 
derselben zu unternehmen, oder wenn er sonst den Bau und Betrieb 
einer solchen Bahn irgendwie in erheblichem Masse erschweren sollte, 
so steht der Bundesversammlung das Recht zu, nach Prüfung aller 
hierbei in Betracht kommenden Verhältnisse massgebend einzu- 
schreiten und von sich aus das Erforderliche zu verfügen» u E. A. S. 
(a. F.) I. pag. 21 ff. 

8 ) An den h. B. R. der Schweiz. Eidgenossenschaft in Bern, 
17. Oktober 1870. 

4 ) Auszug aus dem Protokoll des R. R. 8. April 1871. 
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Neben Zürich zeigte sieh nun auch Scbaffhausen bereit, 
die Konzession zu erteilen. 1 ) Die thurgauischen Delegierten ver- 
teidigten ihren alten Standpunkt durch leere Ausflüchte und 
hielten an dem Projekte über Diessenhofen fest. Damit war 
die Hoffnung des Bundesrates, eine Verständigung zu erzielen, 
dahingefallen. 

Inzwischen zog das „Komitee Andelfingen-Singen" sein 
Zwangskonzessionsbegehren zurück, da es sich mit dem Gründ- 
ungskomitee für eine „thurgauiscbe Unterseelinie* (von Kreuz- 
ungen ausgehend) vereinigte. 2 ) 

Die neue Unternehmung hiess nun: 

„ Winterthur-Singen-Kreuzlingen* , 
womit die Richtung über Stammheim den Sieg davon trug. 

Auf ein Gesuch des alten „Komitees Andelfingen-Singen tt 
vom 1. September 1871 übertrug der zürcherische Kantonsrat 
am 30. Oktober 1871 8 ) die von ihm unterm 28. Februar 1870 
erteilte Konzession auf das neue „vereinigte Komitee 11 für Winter- 
thur-Singen-Kreuzliogen. 

Unterm 19. Januar 1872 erhielt dasselbe ausserdem die 
Bewilligung, den Anschluss an die Nordostbahnlinie in Andel- 
fiogen oder Winterthur oder einer Station zwischen denselben 
wählen zu können. 4 ) 



! ) Konferenzprotokoll vom 18. April 1871. Bern. 

*) Das Komitee Andelfingen-Singen an den h. R. R. des Kantons 
Zürich. 1. September 1871. 

8 ) Protokoll des K. R. des Standes Zürich vom 80. Oktober 1871. 
pag. 695. 

*) Protokoll des K. R. des Standes Zürich vom 19. Januar 1872. 
pag. 848. 
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Die Nordostbahn yeratchtete auf das Prioritätsrecht für 
diese Linie 1 )) weil ihr schwerere Bedingungen auferlegt worden 
wären (Kaution Fr. 10,000. — per km.) als den Konzessions- 
bewerbern und ihr bei einfacher Geltendmachung jenes Rechtes 
wohl jede finanzielle Mitwirkung versagt würde. 9 ) 

Auf einer Konferenz zwischen der Nordostbahn und dem 
„Komitee W in terthur-Singen- Kreuzungen" zur Besprechung der 
gegenseitigen Beziehungen erklärten die Vertreter desselben, 
dass man eine Beteiligung bei dem neuen Unternehmen von 
Seite der Nordostbahn nicht wünsche! Denn hinter diesem 
Komitee standen die demokratischen Führer, die unter allen 
Umständen verhindern wollten, dass das neue Unternehmen etwa 
in die Hand der ihnen verhassten Nordostbahn falle und ihr 
Monopol noch erweitere. Das „Unternehmen" sollte absolut 
selbständig sein und das erste Glied für eine unabhängige und 
durchgehende Linie vom Bodensee bis an den Genfersee bilden, 
mit welcher der Einfluss der grossen Eisenbahngesellschaften, 
namentlich der Nordostbahn und der Centralbahn, gebrochen 
werden sollte. 

Inzwischen wurde das zürcherische Eisenbahnsubventions- 
gesetz vom 14. April 1872 in der Volksabstimmung angenommen. 

Schon Mitte Juni ersuchte das „Komitee Winterthur-Singen- 
Kreuzlingen" den Kantonsrat um die Staatssubvention 8 ), welchem 
Gesuche er am 20. August 1872 entsprach. 4 ) 



') Die Direktion der N. O. B. an den h. R. R. des Kanton» 
Zürich. 7. April 1872. 

*) XX. Geschäftsbericht der Direktion der N. 0. B. 1872. pag. 9 
und 10. 

•) Das Gründungskomitee „Winterthiir-Singen-Kreuzlingen" an 
den h. R. R. des Kantons Zürich. 14. Juni 1872. 

*) Z. G. S. XVII. 1872. pag. 13 ff. 
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Als Ausgangspunkt für die neue Bahn wurde definitiv 
Winterthur angenommen; sie sollte sich über Oberwinterthur, 
Ossingen und Stammheim gegen Etswilen hinziehen und hier 
«ich in zwei Arme teilen, von denen der eine dem Untersee 
entlang nach Kreuzungen, der andere unterhalb Stein über den 
Rhein nach Singen weiter zu führen war. 1 ) 

Ein Initiativkomitee aus dem eigenen Lager versuchte jedoch 
die Ausführung der projektierten Bahn mit Hülfe der Nordost- 
bahn zu hintertreiben. 8 ) Nach einem zwischen diesen beiden 
Kontrahenten abgeschlossenen Verträge sollte die Nordostbahn 
den Plan einer Linie Andelfingen - Etzwilen-Singen wieder auf- 
nehmen (die Strecke Etzwilen-Singen aber nur unter Vorbehalt 
einer befriedigenden Lösung aller Verhaltnisse auf badischem 
Gebiete) und damit, was die Hauptsache war, das Teilstück 
„Etzwilen-Schaff hausen u der künftigen schweizerischen „Rhein- 
linie " verbinden. 

Vom Baukapital von 14 Millionen Franken (5 Millionen 
Obligationen und 9 Millionen Aktien) hätten Staat und Ge- 
meinden nur 4 s /2 Millionen in Aktien und den übrigen Teil die 
Nordostbahn zu übernehmen gehabt. 

Der Zweck dieses Vorgehens für die Nordostbahn war, mit 
der Linie „Scbaffhauscn-Etzwilen a auch das Stück „Etzwilen- 
Konstanz" in die Hände zu bekommen und damit die durch- 
gehende Verbindung „Schaff hausen - Rorschach tt herzustellen, 
neben der Zweigbahn „Etzwilen-Andelfingen." 

Es ist bedauerlich, dass diese rationelle und gesunde Losung 
nicht durchgedrungen ist; sie hätte dem Kanton Zürich ver- 
schiedene Millionen erspart. 



*) Das Gründungskomitee „Winterthur-Singen-Kreuzlingen" an 
den h. R. R. des Kantons Zürich. 14. Juni 1872. 

8 ) XX. Geschäftsbericht der Direktion der N. O. B. 1872. pag 10. 
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Der Vertrag (Nordotibahn/Initiativkomitee) wurde in der 
ausserordentlichen Generalversammlung ') der Aktionäre der 
Unternehmung „Winterthur-Singen-Kreuzlingen" durch die demo- 
kratische Zürcher Regierung bekämpft 2 ) und zur Verwerfung 
gebracht. Ein verhängnisvoller Sehritt war gemacht; die nüch- 
terne und vorurteilsfreie Abwägung aller Faktoren war ge- 
schwunden. Die Macht der verhassten Nordostbahn muoste, 
coüte que co&te, gebrochen werden. 

Dem demokratischen Traume, dieses Ziel durch die „unab- 
hängige Verbindung Bodensee - Genf ersee" zu erreichen, folgte 
ein böses Erwachen, die gemachten Fehler rächten sich schwer. 

Nachdem nun die Generalversammlung den selbständigen 
Bau und Betrieb der Linien Winterthur-Etzwilen- Singen und 
Etzwilen-Kreuzlingen (Eonstanz) beschlossen hatte, wurde zur 
Beschaffung des auf 12 Millionen Franken veranschlagten Bau- 
kapitals geschritten. 8 ) Dasselbe sollte durch 6 Millionen in 
Obligationen 4 ) und 6 Millionen in Aktien 5 ) aufgebracht werden. 

Als dann ein Obligationenkapital von 5 Millionen Franken 
durch ein Bankkonsortium unter gewissen Bedingungen über- 



1 ) XX. Geschäftsbericht der Direktion der N. 0. B. 1872. pag. 10. 

2 ) Auszug aus dem Protokoll des R. R. vom 17. März 1873. 

8 ) Die Direktion der Eisenbahn „ Winterthur-Singen-Kreuzlingen" 
an den R. R. des Kantons Zürich. 7. März 1873. (Kostenvoranschlag 
des Oberingenieurs). 

4 ) Die Direktion der Eisenbahn „Winterthur-Singen-Kreuzlingen" 
an den h. R. R. des Kantons Zürich. 16. März 1873. (Vertrag zwischen 
der Bank in Winterthur, der Eidgenössischen Bank in Bern, der 
Rheinischen Kreditanstalt in Mannheim, dem Basler Bankverein und 
der Eisenbahngesellschaft „Winterthur-Singen-Kreuzlingen", ratifiziert 
am 8., bezw. 11., 15., 13. und 18. März 1873). 

*) Ibidem. 17. Februar 1873 (Abschrift der Aktienzeichnungen). 
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nommen worden, ein Aktienkapital von 6,387,260 auegewiesen 
war (Private und Gemeinden Fr. 4,265,750. — ; Thurgau Fr. 
645,000.— ; Zürich Fr. 1,476,000) and überdies die politische 
Gemeinde Winterthur 1 ) sich noch verpflichtet hatte, das Bau- 
kapital, soweit dasselbe nicht bereits gedeckt war, bis auf 
12 Millionen vorzuschiessen, konnte der Finanzausweis als ge- 
geleistet betrachtet werden. 8 ) Die Erstellung der Linie „Winter- 
thur-Siogen - Kreuzungen (Konstanz) 11 , des ersten Teiles der 
„Schweizerischen Nationalbahn 11 , war gesichert. 

Und nun sollte der zweite Teil, das Hittelstück, folgen. 
Der Stadtrat Winterthur 9 ) verlangte beim Bundesrate, zu 
Händen einer zu bildenden Aktiengesellschaft, die Konzession 
für eine Linie 

„ Winterthur- Baden-Lenzburg-Zofingen (Aarau), 
mit Umgehung der Stadt Zürich, die „abgefahren" wurde durch 
den genialen Trac6-Zug von Winterthur über Kloten, Regens- 
dorf und Otelfingen nach Baden. In Zofingen sollte sich dann der 
dritte Teil der Nationalbahn, die„ Westsektion 11 , d. h. Zofingen- 
Langenthal-Lyss, anschliessen. 

Und mit dieser wahnwitzigen Idee wollte man die Nordost- 
und Centralbahn zugleich erdrücken und dem grössten Verkehrs- 
zentrum, der Stadt Zürich, einen Schlag versetzen! Die ge- 
plante Zukunftslinie ergab ja eine theoretische Abkürzung von 
einigen Kilometern gegenüber den bestehenden Schienensträngen. 
Man kann es heute nicht mehr verstehen, dass so Viele in den 



") Auszug aus dem Protokoll der politischen Gemeinde Winter- 
thur vom 17. März 1876. 

*) Auszug aus dem Protokoll des R. R. vom 17. März 1878. 
•) Der Stadtrat Winterthur an den b. B. R. der schweizerischen 
Eidgenossenschaft. 23. Mai 1878. 
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damaligen Taumel mitgerissen worden und dasa die Bundes- 
versammlung diese Eonsession erteilte (22. September 1873) 1 ), 
für welche allerdings der zürcherische Kantonsrat bereits im 
Juli die Subvention von Fr. 50,000 per km. für die zürcherische 
Strecke beschlossen hatte.*) 

Die Stadt Wintertbur trat dann die erworbene Eonzession 
an die am 27. August 1873 in Baden gegründete Gesellschaft 
für die Eisenbahnunternehmung „Wintertbur- Zofingen* ab. 8 ) 
Am 11. Dezember 1873 wurde diese Übertragung durch die 
Bundesversammlung genehmigt. 4 ) 

Zur Deckung der Baukosten (17 Hillionen Franken), wo- 
von 8 Millionen in Aktien bereits fest übernommen worden 
waren, sah sich die Gesellschaft veranlasst, ein Obligationen* 
anleihen von 9 Millionen Franken, zu 5°/o verzinslich, aufzu- 
nehmen, für welches die vier Städte Wintertbur, Baden, Lenz- 
burg und Zoffugen solidarisch die Garantie übernahmen. 5 ) 

Das waren verhängnisvolle Beschlüsse der demokratischen 
Mehrheiten der soeben erwähnten vier politischen Gemeinden, 
welche jede Opposition ihrer einsichtigen Minderheiten nieder- 
stimmten. 

Nach dieser Garantieübernahme erfolgte dann die Ver- 
schmelzung der beiden Gesellschaften „Winterthur-Singen-Kreuz- 
lingen " und „ Winterthur - Zofingen a zur „ Schweizerischen 



*) E. A. S. (n. F.). I. pag. 153 ff. 

*) Z. GL S. XVII. 1873. pag. 388 ff. 

8 ) Das Komitee der Eisenbahn „Winterthur-Zofingen" an den 
h. R. R. des Kantons Zürich. 22. August 1873. 

*) E. A. S. (n. F.) I. pag. 326. 

5 ) Auszug ans dem Protokoll der politischen Gemeinde Winter- 
thur. 13. September 1874. 

8 
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Nationalbahn 11 , welche am 1. Juli 1875 von der Bundes- 
versammlung genehmigt wurde. 1 ) 

Jetzt fehlte nur noch das dritte Stück, die Westsektion 
Zofingen-Lyss, die 11 Millionen Franken kosten sollte, um die 
grosse „Transitlinie* endlich erreicht zu haben.*) Allein das 
Geld für diesen „Schlusstein" der demokratischen Eisenbahn- 
politik fand sich nicht, trotzdem der Kanton Bern eine Subvention 
Von zwei Millionen Franken in Aussicht stellte. 

Inzwischen wurde die sogenannte Ostsektion (Winterthur- 
Singen-Ereuzlingen) dem Betriebe übergeben (Juli 1875)*). 

Schon anfangs 1876 begann sich der Nationalbahnhimmel 
zu verdunkeln. Zur Fertigstellung der Ostsektion (Winterthur- 
Singen-Ereuzlingen) hatten beinahe 2 Millionen Franken Bau- 
gelder der Linie Winterthur-Zofingen verwendet werden müssen. 
Zudem warf sie nicht einmal die Betriebskosten ab. 4 ) 

Für die Fortführung des Baues der Linie Winterthur- 
Zofingen mussten ä tout prix weitere Mittel beschafft werden. 
Die Regierung des Kantons Zürich konnte die Subventionsquote 
(1,875,000 Fr.) 5 ) nur nach dem Verhältnis <fer geleisteten Ar- 
beiten am Bahnkörper einbezahlen, und das Bankkonsortium 
durfte die 5 Millionen Franken (Obligationen) erst ausgeben, 
wenn 90% des ganzen Aktienkapitals verwendet waren. 



») E. A. S. (n. F.). III. pag. 133 ff. 

*) Bericht des Verwaltungsrates der Eisenbahngesellschaft 
„Winterthur- Singen -Kreuzungen" an die Generalversammlung der 
Aktionäre . vom 4. Januar 1875. 

s ) Der schweizerische B. R. an Präsident und R. R. des Kantons 
Zürich. 15. Juli 1875. 

4 ) Weisung des Stadtrates Winterthur an die Versammlung der 
politischen Gemeinde Winterthur vom 6. März 1876. 

6 ) Auszug aus dem Protokoll des R. R. vom 26. Februar 1876. 
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Nachdem nun aber die Regierung die vorzeitige Aushän- 
digung der staatlichen Subvention ablehnte und auch die Stadt 
Winterth'ur, dieselbe als „Vorochuss* zu leisten, nur unter ge- 
wissen Bedingungen einwilligen wollte, schien der Zusammen- 
bruch unvermeidlich. 1 ) 

Durch denselben bitte der Staat aber zwei Millionen Franken 
und die zürcherischen Gemeinden noch mehr an einbezahlten 
Subventionsgeldern verloren. 2 ) 

Die Stadt Winterthur, die am stärksten an dem National- 
bahnunternehmen engagiert war, nahm die Sache in die Hand, 
und es gelang ihr, den Bedarf von 2 Hillionen Franken, mit 
den interessierten Nationalbahngemeinden zusammen, aufzubringen, 
von welchem sie selbst 600,000 Fr. übernahm. 9 ) Damit war 
für einmal die Gefahr des Zusammenbruches abgewendet; die 
Linie Winterthur-Zofingen konnte fertig gebaut und am 15. Ok- 
tober 1877 eröffnet werden. 4 ) 

Allein die grosse wirtschaftliche Erisis der siebziger Jahre, 
die schwer auf Handel und Verkehr lastete, zog sozusagen alle 
Kreise in Mitleidenschaft« Im Jahre 1877 zeigte sich die tiefste 
Depression ; ein böses Zusammentreffen mit der Eröffnung der 
ganzen Nationalbahn bis Zofingen» Die demokratische Schöpfung, 
welche mit Ausnahme des Stückes Etzwilen-Konstanz vom volks- 
wirtschaftlichen, vom verkehrspolitischen und vom technischen 



! ) Auszug aus dem Protokoll der politischen Gemeinde Winter- 
thur vom 17. März 1876. 

*) Die Direktion der Nationalbahn an den h. R. R. des Kantons 
Zürich. 28. März 1876. 

•) Beschlussantrag an die Generalversammlung der Aktionäre 
der Nationalbahn vom 22. Juni 1876. 

4 ) Der schweizerische B. R. an Präsident und R. R. des Kantons 
Zürich. 13. Oktober 1871. 



— 116 — 

Standpunkte aus verurteilt werden mues, konnte in normalen 
Zeiten nicht leben, and die Krisia beschleunigte daher ihre »Auf« 
Usung." 

Der demokratische Traum war verflogen, es «folgte ein 
jähes Erwachen: 

Am 18. Februar 1878 1 ) ordnete das Bundeegerieht, gemäss 
Bundesgesetz vom 24. Juni 1874 *), die Zwangsliquidation des 
Unternehmens an. 

Die Durchfuhrung der Liquidation gestaltete sich äusserst 
schwierig und mühsam. Zunächst musste für die Deckung des 
Betriebsdefiaites für das laufende Jahr (1878) gesorgt werden, 
um eine Betriebseinstellung zu verhüten. Das Bundesgericht 
wollte die Übernahme dieses zirka 150,000 Fr. betragenden 
Defizites durch die „Masse" nicht zugeben und gelangte an den 
Bundesrat. 8 ) 

Auf einer Konferenz (24. April 1878), unter dem Vorsitze 
des Vorstehers des Eisenbahndepartementes, einigte man sich 
dahin, dass die „Masse 44 die eine Hälfte (75,000 Fr.) und die 
Nationalbahngemeinden die andere Hälfte übernahmen. 4 ) 

Allein es war nicht möglich, die Steigerungsbedingungen 
rechtzeitig durch den Bund und die beteiligten Kantone festzu- 



l ) Der Masseverwalter der Nationalbahn an die beim Unter 
nehmen der schweizerischen Nationalbahn beteiligten Gemeinden. 
28. Februar 1878. 

*) Bundesgesetz über die Verpfändung und Zwangsliquidation 
der Eisenbahnen auf dem Gebiete der Schweizerischen Eidgenossen- 
schaft vom 24. Juni 1874. A. S. (n. F.). I. pag. 121 ff. 

•) Der schweizerische B. R. an Präsident und R. R. des Kantons 
Zürich. 16. April 1878. 

4 ) Protokoll der Konferenz betreff Deckung des Betriebsdefizites 
"während der Liquidation der Schweiz. Nationalbahn. Bern. 24. April 
1878. 
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setzen und die Yenteigerang:, wie man gehofft hatte, schon gegen 
Ende des Jahres (1878) zn vollziehen. 1 ) 

Die beteiligten Bankinstitute übernahmen daher ein weiteres 
Defizit von Fr. 100,000. — und zwar bis 15. Oktober 1870. 2 ) 

Das Bestreben aller Behörden, mit Ausnahme von Thurgau, 
ging dahin, die Bahn ungeteilt und nur als Ganzes zum Ver- 
kaufe zu bringen, um einen Abbruch der schlechten Partien 
— Winterthur-Ossingen und Winterthur-Zofingen — zu verhüten. 

Alle Versuche, die Nationalbahnkantone oder die 4 Garantie- 
städte mit den übrigen Nationalbahngemeinden ab ernsthafte 
Erwerber der Bahn hervortreten zu lassen, schlugen fehl. Man 
wusste ganz gut, dass nur noch die Nordostbahn, eventuell in 
Verbindung mit der Centralbahn, als Erwerber in Frage kommen 
konnte. 

Allein diese durfte ruhig die Sache an sich herankommen 
lassen; zudem war sie damals selbst in finanzieller Bedrängnis. 

Schon am 23. Dezember 1878 8 ) wurden auf Anregung der 
aargauischen Regierung die Nordost- und Centralbahn zu einer 
Konferenz nach Bern eingeladen, an welcher der Bundesrat, die 
Regierungen von Zürich und Aargau und die 4 Garantiestädte 
sich beteiligten. Die beiden Bahngesellschaften erklärten, sie 
seien unter gewissen Voraussetzungen eventuell bereit, den Be- 
trieb der Nationalbahn zu übernehmen oder sie zu erwerben. 



*) Schweiz. Eisenbahn- und Handelsdepartement an Präsident 
und R. R. des Kantons Zürich. 16. August 187a 

8 ) Protokoll der Konferenz betr. Beratung der Steigerungs- 
bedingungen für den Verkauf der Nationalbahn. 18. September 1878. 
Zürich. .. 

Protokoll der Konferenz betr. die Verhandlungen Über den 
Fortbetrieb der Nationalbahn. 19. September 1878. Zürich. 

.*) Konferenzprotokoll vom 23. Dezember 1878. Bern. 
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Auf einer zweiten Konferenz (14. Januar 1879) ! ) fährte jedoch: 
die Nordostbahn aus, dass die beiden Bahngesellschaften Ton 
einer Betriebeübernahme absehen müssten und eine käufliche 
Erwerbung vorziehen würden. Da nun die bandeegerichtlichen 
Experten den Wert der Ostsektion (Winterthur-Singeh-Kreuz- 
lingen) auf 8 Hillionen Franken angegeben hätten und nach 
ihrem Berichte das Stück Winterthur-Zofingen um ebensoviel 
passiv stehe, so müsste dies für ihr (Nordostbahn) Angebot 
massgebend sein. Unter Umständen würden aber die beiden 
Bahngesellschaften nioht abgeneigt sein, den Garantiestädten 
später ein Äquivalent zu bieten in Form einer Mitbeteiligung 
am Reinertrage ihrer Gesamtunternehmungen. 

Alle Einwendungen der Nationalbahninteressenten ver- 
mochten die Nordostbahn nicht von ihrer Haltung abzubringen; 
sie kannte deren Ohnmacht zu gut. Auch auf die Anregung 
einer Schlusskonferenz reagierte sie gar nicht. 8 ) 

Am 29. Juni 1879 machten dann die beiden Nationalbahn- 
kantone Zürich und Aargau auf einer Konferenz in Baden einen' 
letzten Versuch, das Nationalbahnunternehmen als Ganzes zu 
erhalten und dasselbe eventuell zu übernehmen und zu betreiben. 8 ) 
Aber auch dieser scheiterte; niemand wollte die Last auf sich 
nehmen. 

Man versuchte nun die Versteigerung hinauszuschieben, um 
vielleicht doch noch einen Retter in der Not finden zu können,. 
aHein das Bundesgericht trat nicht darauf ein und setzte den 



*) Konferenzprotokoll vom 14. Januar 1879. Bern. 
*) Schweizerisches Post- und Eisenbahndepartement an den. 
Stadtrat Winterthur. 24. April 1879. 

*) Auszug aus dem Protokoll des B. R. vom .24. Juli 1879. 



— 119 — 

ersten Steigerungstermra definitiv auf den 30. August 1879 an. 1 ) 
Angesichts der gewaltigen Opfer, welche der Kanton Zürich 
(über 8 Millionen Franken) und die zürcherischen Gemeindei* 
(über 9 Millionen Franken) für die Nationalbahn gebracht hatten, 
wollte die zürcherische Regierung das Steigerungsobjekt nicht 
konkurrenzlos in die Hände der Nordostbahn übergehen lassen, 
damit dieselbe das Unternehmen nach ihrem Gutdünken be- 
treiben oder zum Teil eingehen lassen könne (Winterthur-Ossingen 
und Winterthur-Zofingen). Mit ihrer Hülfe kam ein interkanto- 
nales Komitee zu stände, welches als Bieter auftreten sollte. 8 ) 

Bei dieser ersten Steigerung erschienen nun drei Reflektanten: 

Das interkantonale Komitee, die Nordostbahn und die 
eidgenössische Bank (mit der Stadt Winterthur). 8 ) 

Das interkantonale Komitee bot für die Ostsektion Winter- 
thur-Siogen-Kreuzlingen (Anschlagspreis 4 7* Millionen Franken) 
3,400,000 Fr. und für die Westsektion Winterthur-Zofingen den 
Anschlagspreis von einer Million, d. h. für die ganze Linie 
Fr. 4,400,000.—. 

Zunächst wurde ihm nur die Westsektion, aber dann etwas 
spater auch die Ostsektion, durch Beschluss des Bundesgerichtes 
vom 26. September 1879, zugeschlagen. 4 ) 



*) Der Präsident des Bundesgerichtes an den tit. E. R. des 
Kantons Zürich. 2. August 1879. 

*) Der schweizerische B. R. an Präsident und R. R. des Kantons 
Zürich. 12. August 1879. 

Vergleiche auch: Weisung des R. R. an den h. K. R. vom 
14. Februar 1882. 

•) Protokoll über die Versteigerung der schweizerischen National- 
bahn vom 30. August 1879. 

4 ) Schweizerisches Bundesgericht in Sachen der Liquidation der 
schweizerischen Nationalbahn. 26. September. 1879. 
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Allein da» interkantonale Komitee konnte die Ratifikation 
der Versteigerung von Seite der von ihm vertretenen Gemeinden 
nicht erlangen 1 ) nnd so musste die zweite Steigerang angäsetst 
werden. 

Dieselbe fand am 15. März 1880 statt; 8 ) auf Grund der 
Angebote wurde 

a) die Ostsektion der eidgenössischen Bank in Bern um 
3,150,000 Franken, 

b) die Westsektion der Nordostbahn um 750,000 Franken 
zugeschlagen (Beschluss des Bundesgerichtes vom 17. April 1880). 

Bald darauf trat die eidgenössische Bank die Ostsektion 
zum gleichen Preise an die Nordostbahn ab, 8 ) womit diese in 
den Besitz der ganzen Nationalbahn gelangte. 

Durch Bundesratsbeschluss vom 14. Mai 1880 4 ) wurde der 
Nordostbahn die Eonzession für die Westsektion der National- 
bahn übertragen, und am 15. Juli 1880 5 ) kam sie auch in den 
Besitz der Eonzession „Winterthur-Singen-Kreuzlingen." 

Das war das ruhmlose Ende der Nationalbahn, welche, 
unrettbar verloren, ihrem verhasstesten Gegner in die Hände fiel. 
Welches Unheil dieses demokratische Experiment angerichtet 
hat, geht aus nachstehenden Zahlen hervor. Das in das National- 
bahn-Unternehmen gesteckte Aktien- und Obligationenkapital 
betrug in runder Summe 32 Millionen, dem ein Kaufpreis von 



') Das interkantonale Komitee an das- hohe schweizerische 
Bundesgericht in Lausanne. 26. Januar 1880. 

s ) A. Bl. des Kantons Zürich. 1880. pag. 418 ff. 
) A. Bl. des Kantons Zürich. 1880. pag. 607. 
*) E. A. S. (n. F.) pag. 20 ff . 
6 ) E. A. S. (n. F. pag. 59 ff. 
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nicht ganz 4 Millionen Franken gegenüber stand, also ein Verlust 
Ton 28 Millionen Franken. 1 ) 

Die betreffenden Nationalbahngemeinden litten schwer unter 
dieser Last, am schwersten die vier Qarantiestädte Winterthur, 
Baden, Lenzbarg and Zofingen. Da nämlich aus dem Konkurs 
der Nationalbahn für die Obligationäre nur wenig herausschaute, 
wurde die im Jahre 1874 für das Obligationenanleihen — 
9 Millionen Franken — übernommene Solldargarantie der ge- 
nannten vier Städte aktuell. 2 ) Winterthur kam seinen Ver- 
pflichtungen in loyalster Weise nach, anders aber die aargauischen 
Garanten, welche kurzerhand die Erklärung abgaben, sie seien 
ausser stände, ihre Garantieanteile zu bezahlen. Es drohte des- 
halb sowohl ihnen wie Winterthur, welches nun auf Grund der 
übernommenen Solidargarantie auch noch für die Anteile der 
aargauischen Städte aufkommen sollte, dies aber nicht zu tun 
vermochte, der Eonkurs. Um einen solchen zu verhindern, 
knüpfte die zürcherische Regierung mit der aargauischen Unter- 
handlungen an. Eine Beitragsleistung der beiden Kantone sollte 
die lähmende Erisis beseitigen. Da aber über das Mass der 
beidseitigen Beteiligungen grosse Meinungsverschiedenheiten zu 
Tage traten und die Regierung des Kantons Aargau nicht ein« 
mal eine Einsichtnahme in die finanziellen Verhältnisse der 
Städte Baden, Lenzburg und Zofingen gestatten wollte, stellte 
der zürcherische Regierungsrat, gestützt auf Art. 14 der Bundes- 
verfassung, am 20. Januar 1883 beim Bundesrate kurz ent- 
schlossen ein Interventionsgesuch. Zürich könne unter keinen 



l y Bericht der für Untersuchung der Finanzlage der Garantie- 
städte für das Nationalbahnanleihen von Fr. 9 Millionen ernannten 
Expertenkommission an den B. R. 15. Oktober 1883. 

*) v. Salis. Schweizerisches Bundesrecht. I. Auflage. 1891. Bd. 1, 
pag. 112 ff. 
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Umständen inlessen, das* durch eine ganz imtnlitwige Begün- 
stigung der aargauischen Schuldner Winterthur und mit ihm 
der ganze Kanton an Ehre und Gut Schaden nehme. 

Der Bundesrat besehloas in der Folge durch eine unpar- 
teiische Untersuchung das Maas des in den Tier Gaiantiestädten vor- 
handenen und zur Erfüllung der übernommenen Verbindlichkeiten 
verwendbaren finanziellen Mittel feststellen zu lassen, ohne vorder- 
hand auf die staatsrechtliche Frage einzutreten, ob und in welchem 
Umfange den Bundesbehörden ein Entscheidungsrecht in dem 
pendenten- Konflikt&üe zustehe. Die von der Bundesregierung 
ernannte Expertenkommission erstattete am 15« Oktober 1883 
ihren Bericht und kam zum Schlüsse, dass ohne Mithülfe des 
Bundes der finanzielle Ruin der vier Garantiestidte nicht zu ver- 
meiden sei. Gestutzt auf den Expertenbericht und die ein- 
schlagige Botschaft des Bundesrates, beschloss dann die Bundes- 
versammlung am 21. Dezember 1883, den Kantonen Zürich 
und Aargau ein Darlehen von Fr. 2,400,000 zu gewahren, mit 
der Verpflichtung, diese Summe zur Liquidation des Bestes der 
Garantieschuld der Gemeinden Winterthur, Baden, Lenzburg und 
Zofingen zu verwenden. Die schuldnerischen Kantone hatten 
dem Bunde für das besagte Darlehen Annuitäten von S 1 /* / *u 
entrichten, von welchen 2 7*°/° als Zins und 1% *1* Amorti. 
sationsquote berechnet wurden. Durch diesen Bundesbeschluss 
fiel das Interventionsgesuch des zürcherischen Regierungsrates 
als gegenstandslos dahin. 

Die Nationalbahngarantieangelegenheit ist in den eidge- 
nössischen Bäten in der neuesten Zeit noch einmal zur Sprache 
gekommen. In Behandlung eines Gesuches der Kantone Zürich 
und Aargau um Erlass des restanzlichen Bundesdarlehens von 
1883 ermächtigte die Bundesversammlung den Bundesrat, den 
Zinsfuss des Darlehens von 27*°/° auf lVs / herabzusetzen, 
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unter Aufrechterhaltung des seiner Zeit festgesetzten Rüok- 
zahlungstermins. 1 ) 

Durch den Übergang an die Nordostbahn konnte wenigstens 
ein Stüok der „ Ostsektion tt ausser Betrieb gesetzt werden, näm- 
lich die bereits 10 km. lange Strecke Winterthur -Effretikon, 
welche als drittes Geleise neben den zwei Nordostbahngeleisen 
geführt worden war. 

Durch die demokratische Eisenbahnpolitik des Kantons 
Zürich ist die einst so mächtige Nordostbahn selbst in solche 
Fehler verfallen, dass sie zur Zeit der Nationalbahnafiaire eben- 
falls vor dem Ruine stand, wie wir bei der Behandlung der, 
„Moratoriumslinien " sehen . werden. Ihre Gegner hatten also 
mehr oder weniger ihr Ziel erreicht; allerdings waren auch sie 
kampfunfähig geworden. 



H. 
Die Tosstalbahn. 

(Winterthur-Bauma-Wald) und die Anschlusslinie Wald-Rüti 
(Rapperswil). 

Die Tosstalbahn. 

Wir haben schon früher erwähnt, dass die Stadt Winterthur 
auch der Protektor der Tosstalbahn war, die, wie die projektierte 
Linie Winterthur- Waldshut, in eine Betriebsfusion mit der 
Nationalbahn treten sollte, um das grosse Netz mit Winterthur 
als Mittelpunkt zu bilden. 2 ) 



') Amtliches stenographisches Bulletin der schweizerischen 
Bundesversammlung. 1904. XTV. pag. 600. 

*) Weisung des Stadtrates Winterthur an die Versammlung der 
politischen Gemeinde Winterthur vom 9. März 1876. pag. 20. 
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.' Unter der Ägide der Stadt Winterthur entstand die TÖss- 
talbahngesellschaft, welche am 25. Oktober 1870 1 ) vom zürche- 
rischen Kantonsrate die Konzession für eine Linie „Winterthur- 
Seen-Turbental-Bauma tt erhielt, insofern die Nordostbahn auf 
das ihr zustehende Prioritätsrecht verwehte, was diese auch wohl* 
weislich tat 1 ) 

Im November 1871 erteilte der Kantonsrat dem „Komitee 
Ar eine Bahn Rüti-Wald* auch die Konzession „Wald-Bauma". 8 ) 
Diese letztere ging dann mit Vertrag vom 22./25. Mai 1873 
an die TÖsstalbahngesellschaft über, 4 ) und die Übertragung wurde 
von der Bundesversammlung am 25. Juli 1873 6 ) genehmigt. 
Damit war die besagte Gesellschaft im Besitze der Linie „Winter- 
thur-Bauma- Wald " . 

Sobald die TÖsstalbahngesellschaft die Konzession für das 
erste Teilstück Winterthur-Bauma erhalten hatte, suchte sie um 
eine Staatssubvention nach und wiederholte das Gesuch nach 
Erlass des zürcherischen Eisenbahnsubventionsgesetzes (1872) 6 ); 
der Kanton entsprach ihrem Begehren am 20. August 1872. 7 ) 



J ) Protokoll des R. R. des Standes Zürich vom 25. Weinmonat 
1870. pag. 514 und 515. 

*) Die Direktion der N. 0, B. an den h. R. R. des Kantons Zürich. 
16. April 1871. 

8 ) Protokoll des K R. des Standes Zürich vom 22. Nov. 1871. 
pag. 734 und 735. 

4 ) Das schweizerische Departement des Innern an den R. R. des 
Kantons Zürich. 25. Juni 1873. 

6 ) E. A. S. (n. F.) L pag. 70. 

6 ) Der leitende Ausschuss der Tösstalbahn an den h. R. R. des 
Kantons Zürich. 14. Mai 1872. 

') Z. G. S. XVII. 1872. pag. 13 und 14. 
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Nachdem die Töastalbahn dann auch in den Besitz der 
Eonzeeeion Bauma-Wald gelangt war, ersuchte sie am 12. Juni 
1873 1 ) den Kantonsrat, seinen Bubventionsbeschlu&s vom 20* 
Oktober 1872 auf die ganze Linie „Winterttrar-Banma-Wald" 
auszudehnen, welchem Begehren ebenfalls entsprochen wurde. 2 ) 

Die Tösstalbahngesellschaft verfolgte naturgemäss das Ziel, 
sich auch das Stück Wald-Rüti anzugliedern, um die durch- 
gehende Linie Winterthur-Bauma- Wald-Rüti (Rapperswil) zu 
erhalten, indessen gelang ihr das nicht, denn der Betrieb von 
Wald-Rüti ging an die Vereinigten Schweizerbahnen über. 

Die zürcherischen Behörden motivierten ihren Subventions- 
beschluss damit, dass das auf die Industrie angewiesene und 
etwas abgelegene Tösstal der Unterstützung für eine Schienen- 
verbindung bedürfte, um den Wohlstand der Bevölkerung zu 
heben, indem das Tal wenig kulturfähigen Boden besitze. 8 ) 

An die Subvention knüpften sie jedoch die Bedingung, dass 
das auf 6 Millionen Franken veranschlagte Baukapital gesichert 
sein müsse. 4 ) 

Gemeinden und Private übernahmen 2,125,000 Franken in 
Aktien und der Kanton Zürich 1,975,000 Franken; der Rest 
(1,900,000 Franken) wurde durch ein 5°/oiges Obligationenan- 
leihen unter Solidargarantie (für Kapital und Zinsen) der acht 
Gemeinden Winterthur, Seen, Zell, Turbental, Wila, Bauma, 
Sternenberg und Fischental aufgebracht. 5 ) 



*) Der leitende Ausschuss der Töastalbahn an den h. R. R. des 
Kantons Zürich. 12. Juli 1873. 

■) Z. G. S. XVII. 1878. pag. 164 und 165. 

») Weisung des R. R. an den K. R. vom 17. August 1872. 

«) Z. G. S. XVII. 1873. pag. 164 und 165. 

*) Weisung des R. R. an den K. R. vom 11. August 1888. 
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. Für dieses äusserst günstige Abkommen hatte die Gemeinde 
Wald nur die Verpflichtung zu übernehmen, keine Konkurrenz- 
bahn zu unterstützen. 

Das Unternehmen ist bis zur Stunde selbständig geblieben, 
und es wird der Betrieb seit dem „Rückkauf der Hauptbahnen 
durch die Tösstalbahn besorgt. 



J- 

Die Linie Wädenswil-Einsiedeln 

(und die schweizerische Südostbahn). 

Die Linien unter G VI — X, H und J gehören alle zu der 
Gruppe, die im Dezennium 1870 — 1880 im Kanton Zürich zur 
Ausführung kamen, und haben wir daher die letzte (J) vor uns, 
abgesehen von der Ütlibergbahn (eröffnet am 12. Mai 1872), 1 ) 
die wir als Bergbahn nicht in Betracht ziehen. 

Die Eisenbahn Wädenswil-Einsiedeln verdankt ihre Ent- 
stehung dem Wallfahrtsorte Einsiedeln (Kanton Schwyz), nach 
welchem jährlich viele Tausende aus der Schweiz und dem 
benachbarten Elsass und Süddeutschland hinpilgerten. 

Die Eisenbahngesellschaft „ Wädenswil-Einsiedeln* erhielt 
die zürcherische Konzession „Wädenswil-Samstagern Kantons- 
grenze 44 am 2. Mai 1870 ; 2 ) im August 1872 bewilligte der 
Kantonsrat der Gesellschaft auch eine Staatssubvention von 
290,000 Pranken. 8 ) 

Die Bahn wurde am 1. Mai 1877 eröffnet. 4 ) 



*) Rückkaufsbotschaft, pag. 24. 

2 ) Protokoll des K. R. des Standes Zürich vom 2. März 1870. 
pag. 395 ff. 

8 ) Z. G. S. XVII. 1872. pag, 7 ff. 
4 ) Rückkaufsbotschaft, pag. 22. 
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Für sieh allein hätte die Linie Wädenswil-Einsiedeln wohl 
kaum je eine Rolle gespielt; hingegen als späterer Beständteil 
der „Schweizerischen Südostbahn" beeinflusste sie ganz erheblich 
die Frage der Erstellung der Linie „Thalwil-Zug", wie wir bei 
den Moratoriumslinien der Nordostbahn sehen werden. 

Am 12. Oktober 1889 1 ) vereinigten sieh nämlich 

1. Die Gesellschaft Wädenswil-Einsiedeln ; 

2. Die Zürichsee - Gotthardbähngesellschaft (Rapperswil* 

Pfäffikon); 

3. Das Initiativkomitee der Biberbrück-Gotthardbahn; 

4. Das Initiativkomitee für eine Eisenbahn Pfäffikon- 

Goldau 
zur schweizerischen Südostbahn, mit Sitz in Wädenswil. 

Zweck dieser Vereinigung war: 

Wädenswil-Einsiedeln, 



( Wda 



a) der Erwerb der Linien 

Rapperswil-Pfäffikon ; 

, v , „ , ,. . . f Pfäffikon-Samstagern (Schindellegi), 

b) der Bau der Linien J „ . * \ „, t f 

[ Btberbrück-Goldau (Gotthardbahn) ; 

c) der künftige Betrieb dieser 4 Linien. 

Der gesamte Kapitalbedarf wurde auf 10 Millionen Franken 
veranschlagt und eingeteilt in Fr. 5 Millionen 4°/oige Obligationen 
und Fr. 5 Millionen Stammaktien, zu Fr. 500. — nominell. 

Zu gleicher Zeit hatte auch ein Komitee 2 ) das Konzessions- 
gesuch gestellt für: 



») B. Bl. 1889. IV. pag. 1248 ff. 
«) B. Bl. 1890. III. pag. 506 ff. 
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eine Linie SU Gallen-Herisau-Wattnnl-Rappersnril ; 
für die Mitbenutzung der Linie Rapper snril-P fäffikon ; 
und für die Fortsetzung Pfäffikon-Samstagern-Sihlbrückc-Zug. 
(sog. Transverealbahn : St. Qallen-Rapperswil-Zug). 

Eine solche Transverealbahn bilde, sagt das genannte Komitee, 
die zweckmässigste und kürzeste Verbindung der Nordost- and 
Ostschweiz mit der Centralschweiz und dem Gotthard und diene 
ebenso sehr den verschiedensten lokalen Interessen. Diese Linie 
erweitere die Verkehrszone der Gotthardbahn, indem sie einen 
Teil des Arlbergverkehrs dem Gotthard zufuhren werde und 
habe überdies einen bedeutenden strategischen Wert 

Der Südostbahn kam selbstverständlich das Projekt 
„ St. Gallen-Rapperswil* sehr gelegen, nicht so die Konkurrenz- 
linie „Pföffikon-Zug". Gegen letztere Linie nahmen auch die 
Stände Zürich, Zug und Schwyz energisch Stellung; trotzdem 
erteilte die Bundesversammlung am 20. Juni 1890 l ) auf Antrag 
des Bundesrates die Eonzession für die durchgehende Linie 
„St. Gallen-Rappers wil-Pfaffikon-Zug. tt 

Mit der Südostbahn „Rapperswil-Biberbrück-Goldau" und mit 
der Transversalbahn „St. Gallen-Rappers wil-Zug tt hoffte nämlich 
der damalige Vorsteher des Eisenbahndepartementes, Bundesrat 
Welti, die Linie „Thalwil-Zug" unmöglich zu machen, gegen 
die er vergeblich einen Jahre langen Kampf führte. 2 ) 

Die Südostbahn verwirklichte das ganze Netz (a und b), 
ohne bis heute die „gehegten grossen Hoffnungen 11 erfüllt zu 
sehen (Betriebseröflhung 1. Januar 1890) 8 ). Die Linie» Pfaffikon- 



') E. A. S. (n. F.) XI. pag. 22 ff. 

2 ) Denkschrift zur Geschichte und Beurteilung der Moratoriums- 
linie Thalwil-Zug. 1890. pag. 35; 42. 
8 ) Rückkaufsbotschaft, pag. 24. 
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Sihlbrüeke-Zug* hat, nachdem in der Zwischenzeit auch die 
Bahn „Thalwil-Zug" gebaut worden ist, keine Aussieht auf 
Realisierung mehr, während die Transversallinie (d) „Romans- 
horn-St. Gallen -Herisau- Wattwil (Bodensee- Toggenburgbahn)- 
Uznach-Rapperewil (Rickenbahn) " der baldigen Vollendung ent- 
gegengeht 



K. 
Die Moratoriumslinien der Nordostbahn. 

XL Dielsdorf- Niedertveningen; 
XII. Die rechtsufrige Zürichseebahn; 

XIII. (Zürich) Thaltvil-Zug (Luzern) ; 

XIV. (Zürich) BiUach-Eglisau-Schaff hausen; 
XV. Schaß hausen-Etztvilen ; 

XVI. (Winterthnr) Koblenz-Stein (Basel), 
(ausserhalb des Kantons). 

Wir haben schon wiederholt betont, wie das seit dem Jahre 
1870 herrschende demokratische Regiment im Kanton Zürich, 
mit Hülfe der Stadt Winterthur, seine Eisenbahnpolitik gegen 
die ihm zu mächtig gewordene Nordostbahn richtete. Das Eisen- 
bahnsubventionsgesetz vom Jahre 1872 gab den Demokraten 
dann auch die Handhabe, um durch widersinnige Konkurrenz- 
linien (Nationalbahn) dem Gegner auf den Leib zu rücken. 

Hätte sich die Nordostbahn in ihrer Machtstellung nicht 
dazu verleiten lassen, sich auf einmal in viel zu viele Unter- 
nehmungen zu stürzen, um wirklichen oder vermeintlichen Kon- 
kurrenzlinien zu begegnen, und hätte sie alle ihre Gegner ruhig 
wirtschaften lassen, so wäre ihre Position auch in der tiefsten 
Depression der siebziger Jahre eine feste geblieben. Allein die 
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Nordostbahn nahm mit dem im Jahre 1870 beginnenden Eisen- 

bahnfieber so viele Verpflichtungen und so grosse Lasten auf 

sich, dass sie ohne Hülfe des Bundesrates das Schicksal ihres 

grimmigsten Gegners, der Nationalbahn, geteilt hätte. Um einen 

Begriff zu bekommen von den gewaltigen Aufgaben, welche 

diese Gesellschaft übernommen hatte, wollen wir nachstehend 

die in den siebziger Jahren ausgeführten Linien, übernommenen 

Bauverpflichtungen, Erwerbungen und finanziellen Zuwendungen 

anfuhren. 1 ) 

Fr. 

a)* Bau der Bötzbergbabn : „Brugg-Pratteln* . 11,689,000 

b) „ „ Aargauischen Südbahn: „Aarau- 

Muri.Rothkreuz* 5,797,000 

c) „ „ linksufrigen Zürichseebahn: 

„Zürich - Ziegelbrücke - Glarus" 21 ,810,000 

d) „ „ Linie „Glarus-Linthtal 44 .... 3,867,000 

e) „ „ , „Winterthur-Koblenz* . . 13,900,000 

f) „ „ „ „Niederglatt-Baden* . . . 4,533 000 
g)** , „ „ „Effretikon-Wetzikon-Hinwil" 500,000 
h) Ausbau des Stammnetzes infolge der Einführ- 
ung der neuen Linien 7,800,000 

i) Erwerbung der Nationalbahn 6,464.000 

k) „ „ Linie „Sulgen-Gossau" . . 1,800,000 

1) „ „ Dampfschiffunternehmung auf 

dem Zürichsee . . . 1,341,000 



») Vgl. Stoll. a. a. 0. pag. 35 und 36. 

*) a und b gemeinschaftlich mit der Centralbahn gebaut. 

**) Die Linie „Effretikon-Hinwil" war Eigentum der selbstän- 
digen Eisenbahngesellschaft „Effretikon-Wetzikon-Hinwil." Die Nord- 
ostbahn (als Aktionär mit Fr. 500,000 beteiligt) hatte die Ausführ- 
ung des Baues übernommen. 
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Fr. 
m) Finanzielle Zuwendung an die Gotthardbehn 4,260,000 
d) Finanzielle Zuwendungen an die Linie 

„Wohlen-Bremgarten" 500,000 

o) 1 ) Bauverpflichtung der Linie „Dielsdorf- 
Nieder weningen" . . 1,002,700 
p) „ der rechtsufrigen Zürich- 

seebahn: „Züricb-Meilen- 
Rapperewil" .... 16,782,000 
q) , der Linie „Thalwil-Zug* 9,188,000 

r) „ der Linie „Bülach-Eglisau- 

Schaffhausen* . . . 4,758,100 
8) „ der Linie „ Schaff hausen- 

Etzwilen* .... 4,330,400 
t)* „ der Linie „Koblenz-Stein* 4,798,000 

(o — t : sogenannte Moratoriumslinien der Nordostbahn). 
Das waren Engagements für eine Summe von über 100 
Millionen Franken und zwar für das Decennium 1870 — 1880, 
wovon nur der kleinere Teil im Kanton Zürich durch Staats- 
und Gemeindesubventionen gegen Übernahme von Nordostbahn- 
obligationen zu massigem Zinsfuss gedeckt war; den grössern 
Teil hatte die Nordostbahngesellschaft anderweitig, d. h. durch 
Ausgabe von weitern Aktien und Obligationen zu beschaffen. 2 ) 
Dies gelang ihr für eine Quote des Bedarfes anfangs der 
siebziger Jahre, als unmittelbar nach Beendigung des deutsch- 
französischen Krieges sich ein plötzlicher Aufschwung des wirt- 
schaftlichen Lebens geltend machte, verhältnismässig leicht. 



l ) Stoll. a. a. O. pag. 12. 

*) Von der Bausumme für die Linie „Koblenz-Stein" fällt die 
Hälfte auf die Centralbahn. 

*) Weisung des R. R. an den K. R. vom 8. Brachmonat 1875. 
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AtttoUpttU OUluLUHtll 

Im Jahre 1871 hatte sie Fr. 28,708,000 53,705,000 

und im „ 1875 bereits „ 89,000,000 90,000,000, 

d. h. eine Vermehrung von annähernd 47,000,000 Franken. 1 ) 

Die Nordostbahn hoffte natürlich auf ein längeres Anhalten 
der günstigen Konjunktur, um sich die weiteren Baumittel nach 
Bedarf ohne grössere Schwierigkeiten wieder verschaffen zu 
können ; immerhin war das Anschwellen des Obligationenkapitals 
auf 90 Millionen gegenüber dem Aktienkapital von 89 Millionen 
schon kein vorteilhaftes Verhältnis mehr. 

Ein ausgezeichneter Kenner dieser Verhältnisse, A. Mem- 
minger,*) drückt sich folgendermassen aus : 

„In anderen Staaten ist den Eisenbahnen für die Aus- 
gabe von Schuldtiteln eine Grenze gezogen. Wie es in 
dieser Beziehung in der Schweiz gehalten wird, das be- 
weist die Tatsache, dass zu Ende des Jahres 1875 das Ge- 
sellschaftskapital sämtlicher Eisenbahnen 310 Millionen 
Franken betrug, während die Summe der Schulden 
(ungerechnet die in den Geschäftsberichten nicht 
notierten) auf 500 Millionen angestiegen war. Diese 
kolossale Schuld, welche seither noch um 300 Millionen 
vermehrt wurde, ist von den Verwaltungen kontrahiert 
worden, ohne dass die Aktionäre ein Wort sagen durften. 
Das ungünstigste Verhältnis zwischen Aktien und Obli- 
gationen weist unter allen schweizerischen Bahnen die 
Nordostbahn auf, deren Schuldenlast zu Ende 1875 
37a mal grösser war als ihr Aktienkapital.* 



») Geiser, C. F. Die Krisis der Nordostbahn. Zürich 1877. pag. 14* 
*) Vgl. A. Memminger. a. a. O. pag. 12. 
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Allein ebenso rasch wie der wirtschaftliche Aufschwang 
gekommen war, kam auch der Kiedergaog; schon im Jahre 1874 
war der Höhepunkt überschritten 1 ), und 1875/76 war die Erisis 
bereits da nnd erreichte ihren Höhepunkt im Jahre 1877. 

Die Nordostbahn hatte noch für etwa 50 Millionen Franken 
Bauverpflichtungen vor sich; finanzielle Transaktionen waren 
beinahe unmöglich oder nur zu ganz onerösen Bedingungen. 2 ) 
Sie war gezwungen, für ihre dringendsten Verpflichtungen in 
Paris ein Anleihen von einigen Millionen Franken zu Wucher- 
Zinsen zu kontrahieren und musste sich sogar einen französischen 
„Vogt" gefallen lassen, der für einige Jahre die Verwaltung in 
die Hände nahm und — sie gründlich säuberte und vereinfachte. 

Derselbe, Herr Coutin, hat durch einschneidende Massregeln 
der darniederliegenden Gesellschaft grosse Dienste geleistet und 
gezeigt, dass das Unternehmen nicht etwa schon tot, sondern 
noch sehr lebensfähig war. 

An die Beschaffung der Mittel für die weitern Bauver- 
pflichtungen war natürlich unter solchen Verhältnissen nicht mehr 
zu denken, und so musste die Nordostbahn notgedrungen zur 
Selbsterhaltung anfangs 1877 die Erklärung abgeben, dass sie 
ausser stände sei, diesen Verpflichtungen zur Zeit nachzu- 
kommen. 8 ) 

Infolge dessen schloss sie, unter Mitwirkung des Bundes- 
rates, am 1. Juni 1877 mit den beteiligten Kantonsregierungen 
und Eisenbahnkomitees sogenannte Moratoriumsverträge ab und 
zwar zunächst für die 4 Linien Thalwil-Zug, Bülach-Schaffhausen, 



*) XXII. Geschäftsbericht der N. O. B. 1874. pag. 14. 
*) Geiser, a. a. O. pag. 19 ff. 

») Bundesrats-Beschluss vom 2a Juni 1887. E. A. S. (n. F.) 
IX. pag. 820 ff. 
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Sohaffhausen-Etzwilen und Koblenz-Stein. Am 16. Januar 1878 
trat nach längerm Sträuben auch das Komitee der Rechtsufrigen 
Zürichseebahn bei, und schliesslich wurde durch Bundesbeschluss 
auch noch die Linie Dielsdorf- Niederweniugen einbezogen. Hie- 
nach sollten alle Baufristen um 8 Jahre hinausgeschoben werden. 



Rechtsufrige Zürichseebahn; 
Dielsdorf-Niederweningen ; 
Thalwil-Zng; 
Bülach-Schaffhau8en ; 
Schaffhausen-Etzwilen ; 
Koblenz-Stein. 



Die Bundesversammlung 
genehmigte die Moratorien und 
bescbloss unterm 14. Februar 
1878,') dass die Baufristen 
für die 6 Linien um 8 Jahre, 
beziehungsweise bis Ende 1885 
verlängert werden. 

Die Voraussetzung war, dass dannzumal die Nordostbahn 
genügend erstarkt sei, um die Bauten ausführen zu können, 
worüber der Bundesrat zu entscheiden hatte und dann gleich- 
zeitig auch darüber, in welcher Reihenfolge die Linien in An- 
griff genommen werden sollten. Der Kanton Zürich anerkannte 
seinerseits die Fortdauer der Subventionspflicht für die Mora- 
toriumslinien. 2 ) 

Damit war die Nordostbahn gerettet und die Katastrophe 
von ihr abgewendet, welche die beteiligten Landesgegenden 
ebenso schwer zu fühlen bekommen hätten. 

Nach der unsinnigen und überstürzten Bauerei in den sieb- 
ziger Jahren und den dabei begangenen schweren Fehlern, 
musste noch das ganze folgende Dezennium (1880 — 1890) der 
Ruhe und Erholung gewidmet sein ; die achtjährige Fristerstreck- 
ung verlängerte sich von selbst. 



') E. A. S. (n. F.) V. pag. 28 ff. 

«) Protokoll des K. R. des Standes Zürich vom 26. März 1878. 
pag. 285 
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Zwar erklärten die Experten des Bundesrates im Jahre 
1886 (Ingenieure Koller, Bern; Burri, Basel und Grandjeao, 
La Chaux-de-Fonds) die Nordostbahn sei genügend erstarkt, um 
mit dem Bau der Moratoriumslinien beginnen zu können. Die 
Erstellungskosten derselben veranschlagten die Experten auf 
387« Millionen Franken und berechneten für sie einen Betriebs- 
ausfall von l 8 /* Millionen. 1 ) Diese Rechnung hat sich gerade 
so bewahrheitet wie so viele andere Expertenberichte : Die Bau- 
lasten waren erheblich höher, und der Betriebsausfall verwandelte 
sich in einen Betriebsüberschuss. 

Der Bundesrat drängte mit Recht die Nordostbahn nicht ; 
erst am 23. Juni 1887 2 ) fasste er den folgenden Beschluss: 

1. «Die Gesellschaft der schweizerischen Nordostbahn ist 
genügend erstarkt, um den Bau der Linie Thalwil- 
Zug, der Eisenbahn von Bülach nach Schaffhausen und 
der rechtsufrigen Zürichseebahn an Hand zu nehmen ; 
und was die Linie Koblenz - Stein und diejenige von 
Etzweilen nach Schaffhausen betrifft, die bezüglichen 
Verpflichtungen zu erfüllen. 

2. Der Bundesrat wird die Reihenfolge bestimmen, in 
welcher die Erfüllung der obigen Verpflichtungen zu 
geschehen hat, und es erhält das Eisenbahndepartement 
den Auftrag, einen diesbezüglichen Bericht und Antrag 
ohne Verzug vorzulegen. 

8. Die gesetzlichen Befugnisse der Bundesbehörden in 
Bezug auf Verlängerung der für diese Linien erteilten 
Konzessionen, den Finanzausweis, sowie in Bezug auf 
die Bautermine, bleiben vorbehalten.* 




*) Stoil. a. a. O. pag. 12; 19. 

*) E. A. S. (n. F.) IX. pag. 320 ff. 
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Am 25. Oktober 1 ) desselben Jahres erklärte der Bundesrat, 
es habe die Nordostbahn mit dem Bau der rechtsufrigen Seebahn 
zu beginnen, weil dieselbe bei Eintritt des Moratoriums schon 
im Bau begriffen war, der dann eingestellt werden musste. Die 
Fertigstellung habe bis zum 15. Oktober 1891 zu erfolgen. — 

Mit Beschluss vom 25. Mai 1888*) endlich bestimmte die 
Bundesregierung die Reihenfolge für die Inangriffnahme der 
Bauten an den übrigen Moratoriumslinien: 



Fertigstellung 
bis 
Ende 1895 



1. Koblenz*Laufenburg-Stein ; 
Schaff hausen-Etzweilen ; 
Dielsdorf-Niederweningen ; 

2. Bülach-Schaffhausen. 
8. Thalwil-Zug. 

Für letztere Linie werden weitere Verfügungen vorbehalten, 
bis die Eonzession „Zug-Sihlbrücke* erteilt sein werde. 

Aber auch diese Termine wurden nicht eingehalten ; sie ver- 
schoben sich alle noch um einige Jahre ; erst im Jahre 1890 
begann eigentlich die neue Bauperiode der Nordostbahn wieder. 

Böses Blut machte die Entscheidung des Bundesrates in 
Bezug auf die Linie Thalwil-Zug (3) sowohl beim „Initiativ- 
komitee Thalwil-Zug", als auch bei der zürcherischen Regierung. 
Die Haltung des damaligen Chefs des schweizerischen Eisenbahn- 
departementes in dieser Frage war keine einwandfreie (vide 
auch sub „Wädenswil-Einsiedeln" § 4 J.). 

Wir werden hierauf noch bei der speziellen Behandlung 
der Linie Thalwil-Zug zurückkommen und gehen nun zu den 
einzelnen Moratoriumslinien über. 



J ) E. A. S. (n. F.) pag. 386 ff. 
*) E. A. S. (n. F.). X. pag. 23 ff. 
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XI. Die Linie Dielsdorf - Niederweningen (Wehntallinie). 

Wir behandeln diese kleine Moratoriumelinie querst, weil 
sie nach Wiederaufnahme der Bautätigkeit der Nordostbahn auch 
zuerst gebaut und dem Betrieb übergeben wurde. Nach dem 
Bundesbeschlusse vom 25. Oktober 1887 sollte mit der „Rechts* 
ufrigen Züriohseebahn* begonnen werden. 

Als Fortsetzung der Linie (Zürich) Örlikon-Oberglatt-Diels- 
dorf und als Sackbahn hat das ca. 7 km. lange Stück Dielsdorf- 
Niederweningen nur lokale Bedeutung. Die schon längst ange- 
strebte Verlängerung von Niederweningen durch das aargauische 
Surbtal nach Döttingen- Waldshut würde ihr jedoch sofort einen 
andern Charakter verleiben. Läge das Surbtal auf zürcherischem 
Gebiete, so wäre sicherlich diese Verlängerung schon längst 
ausgeführt worden; im Kanton Aargau dagegen, der in Eisen- 
bafansubventionsfragen von jeher eine ablehnende Stellung ein- 
genommen hat, war an die Realisierung nicht zu denken. 
Aber auch die Bundesbahnen werden diese „Selbstkonkurrenz* 
nicht realisieren, „angesichts ihrer finanziellen Lage 11 , wie der 
stereotype amtliche Satz für alle Ablehnungen gegenwärtig heisst. 

Die Vorgeschichte der Linie Dielsdorf-Niederweningen ist 
kurz. Am 1. Februar 1872 ! ) erteilte der zürcherische Kantonsrat 
dem Verwaltungsrate der Tösstalbahngesellschaft und dem 
Komitee für eine Eisenbahn Winterthur-Singen-Kreuzlingen 
die Eonzession für eine Eisenbahn Winterthur-Bülach-Baden) 
mit Abzweigung nach Niederweningen, zu Händen einer zu 
gründenden Aktiengesellschaft 

Im folgenden Jahre (1878) verzichteten aber die beiden 
Konzessionsinhaber auf die Konzession, weil damals das Trac6 



») E. A. S. (a. F.) VIII. pag. 643 ff. 



«*- 140 t- 

der Nationalbabn (Winterthur - Baden) über Kloten gezogen 
wurde. ') 

Hierauf bewarb sich die Nordostbahn (1874) um die Kon- 
zession Dielsdorf-Niederweningen (Eantonsgrenze) und erhielt sie 
auch durch Bundesbeschluss tooi 18. Juli 1874. 2 ) 

Die Bahnstrecke sollte schon am 1. Juni 1878 dem Betrieb 
übergeben werden 8 ), sie wurde jedoch in die Moratoriumslinien 
einbezogen (B. B. vom 14. Februar 1878) und die Baufrist um 
acht Jahre verlängert. Am 20. Dezember 1888 4 ) bestimmte 
die Bundesversammlung, dass die technischen und finanziellen 
Vorlagen bis 1. Juli 1889 einzureichen seien und die Bahn am 
1. Oktober 1890 vollendet sein müsse. 

Die Einschaltung der Station Steinmaur und die verspätete 
Plangenehmigung verzögerten die Fertigstellung, so dass die 
Bahnstrecke erst am 13. August 1891 dem Betrieb übergeben 
werden konnte. 6 ) 

Laut Vertrag vom 15. Juni 1888 hatten die beteiligten 
Gemeinden der Nordostbahn ein Anleihen von 157,000 Franken 
zu beschaffen gegen Ausgabe von Obligationen der Gesellschaft, 
die zunächst während 12 Jahren unverzinslich waren und von 
da an mit einem Zinsfusse von 2°/o liefen, der sich alle fünf 
Jahre um 7 2 °/°> bis zu 4°/o erhöhte. 



! ) Z. G. S. 1873 XVII. pag. 299 ff. 

») E. A. S. (n. F.) II. pag. 131 ff. 

*) Die Direktion der N. O. B. an den h. B. R. der schweizerischen 
Eidgenossenschaft. 26. Februar 1874 

*) E. A. S. (n. F.) X. pag. 110 ff. 

.») XXXIV. Geschäftsbericht der Direktion der N. O. B. 1891.. 
pag. 94 und 95. Vergleiche auch : Das Initiativkomitee für eine Eisen- 
bahn Dielsdorf-Niederweningen an den h. R. R. des Kantons Zürich. 
22. Februar 1891. 
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Der Kanton Zürich leistete eine Subvention von Fr. 50,500 l ) 
in Erwägung, dass diese Bahnstrecke dem „Wehntal" grosses 
Nutzen bringe und wohl noch durch das Surbtal nach Döttingen, 
bezw. Waldshut fortgesetzt werden durfte. 8 ) 

XII. Die rechtsufrige Zürichseebahn. 
(Zürich-Meilen-Rapperswil.) 

Um das ganze Verkehrsgebiet des Zürichseebeckens aus* 
schliesslich in ihre Hand zu bekommen, baute die Nordost- 
bahn die Bahn längs des linken Ufers, erwarb die Dampfschiffe 
und fügte als Schlusstein die „Rechtsufrige" (Zürich-Meilen- 
Rapperswil) hinzu. 

Nachdem ein „Gründungskomitee" am 4. Juli 187 1 3 ) vom 
zürcherischen Kantonsrate die Konzession „Zürich-Meilen-Feld- 
bach-st. gallische Kantonsgrenze tt erhalten hatte, schloss die Nord* 
ostbabn mit demselben unterm 5. Juli 1873 einen Vertrag ab 
für die Übernahme von Bau und Betrieb der Linie. 4 ) 

Die Baukosten für die ganze, zirka 30 km. lange Linie 
(bis Bapperswil) waren auf 14 — 15 Millionen Franken veran- 
schlagt, Hievon übernahm die beteiligte Landesgegend 5 Millionen 
(mit Inbegriff der zürcherischen Staatssubvention für die zirka 
28 7* km lange zürcherische Strecke k 50,000 Fr. per km., 
d. h. 1,423,000 Fr.) gegen Obligationen der Norddostbahn auf 
15 Jahre, zu einem mittleren Zinsfuss von 2 l /*°/o. Die Nord- 
ostbabn hatte also noch zirka 9 Millionen Franken aufzubringen. 



*) Protokoll des K. R. des Standes Zürich vom 17. August 1891. 
pag. 25a 

8 ) Weisung des R. R. an den h. K. R. vom 20. März 1891, 

•) Z. G. S. XVI. 1871. pag. 100 ff. 

*) Weisung des R. R. an den h. K. R. vom 8. Brachmonat 1875. 
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Am 2. Juli 1873 1 ) bewilligte der zürcherische Kantonsrat 
die Subvention, mit der Bediugung, dass vor der Einzahlung 
das ganze Baukapital von der Nordostbahn gesichert sein müsse 
und zwar spätestens nach Ablauf von 2 Jahren (2. Juli 1875). 

Am 29. Mai 1875 ersuchte die Nordostbahn den Kantons - 
rat, er möchte den Ausweis über das Baukapital als geleistet 
erklären, da die Gemeinden ihre Subventionen (3,600,000 Fr.) 
schon einbezahlt hätten, die Staatssubvention beschlossen sei und 
sie (Nordostbahn) die fehlenden 9 Millionen ohne Schwierigkeit 
aufbringen werde, zumal ihre Aktien selbst bei dem gegen- 
wärtigen ungünstigen Zeitpunkte noch immer über pari ständen. 2 ) 

Am 14. Juni 1875 8 ) entsprach der Kantonsrat diesem Ge- 
suche auf Antrag des Begierungsrates, was wohl nicht ganz ein- 
wandfrei war, denn effektiv war der Finanzausweis nicht geleistet. 

Der unerschütterliche Optimismus, welcher noch im Jahre 
1875 die Nordostbahn Verwaltung beherrschte, die nötigen Mittel 
für die „Rechtsufrige* und alle übrigen noch zu bauenden Linien 
(spätere Moratorien), sowie für eingegangene Subventionsverpflicht- 
ungen etc. ohne Schwierigkeit vermöge ihres Kredites zu be- 
schaffen, musste sich rächen. 4 ) 

Die Arbeiten am Bahnkörper wurden in der Tat in Angriff 
genommen, aber nach zirka 1 l /* Jahren wieder eingestellt, da 
die Nordostbahn 1877 vollständig erschöpft war. 

Nun teilte die „Rechtsufrige* das Schicksal aller Moratoriums- 
linien; erst der Bundesratsbeschluss vom 25. Oktober 1887 er- 
löste sie aus ihrem „Winterschlaf". 



*) Z. G. S. XVI. 1873. pag. 159 und 160. 

*) Die Direktion der N. O. B. an den h. R. R. des Kantons Zürich 
29. Mai 1875. 

*) Protokoll des K. R. des Standes Zürich vom 14. Juni 1875. pag. 7 
4 ) Geiser, a. a. O. pag. 16. 
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Am 18. November 1889 1 ) erklärte der zf 
rat das Baukapital für gesichert, und so konnte dun im folgen- 
den Jahre der Bau wieder aufgenommen werden. 

Am 15. Man 1894 wurde die Strecke Stadelhofen-Rappers? 
wil und am 1. Oktober 1894 die ganie Linie Zürich-Rapperswil 
dem Verkehr übergeben. 1 ) 

XIII. Die Linie Thalwil-Zug (Gotthard). 

Der Staatsvertrag zwischen der Schweiz und Italien vom 
15. Oktober 1869,*) dem am 20. Juni 1870 der Norddeutsche 
Bund und am 28. Oktober 187 1 4 ) dann an dessen Stelle das 
Deutsche Reich beitrat, bestimmte in Ait. 4 y dass die Zufahrts- 
linien zum Gotthard im Sinne möglichster Abkürzung zu korri- 
gieren seien. 

Die badische Regierung, welche damals die Erstellung einer 
Linie Waldshut-Donaueschingen in Aussicht nahm, setzte sogar 
eine Bestimmung durch, nach welcher von der Stadt Baden 
(Aargau) aus eine direkte Verbindung nach Birmensdorf (Linie 
Zürich-Affoltern-Zug) zu erstellen sei, um den Umweg über 
Altstetten abzuschneiden. 6 ) Dass dem Kanton Zürich eine solche 
Zufahrtslinie, die ihn förmlich abschnitt, nicht konvenieren konnte, 
lag auf der Hand; für ihn waren die Zufahrten gegeben und 
zwar in den Linien Schaffhausen-Eglisau-Bülach (Zürich) 
und (Zürich) Thalwil-Zug (Goldau-Gotthard). 



>) Protokoll des K. R. des Standes Zürich vom 18. Nov. 1889. 
pag. 285/286. 

*) Rückkaufsbotschaft, pag. 22. 

») E. A. S. (n. R) VII. pag. 239 ff. 

*) E. A. S. (n. F.) VII. pag. 267 ff. 

') Das Gründungskomitee der Eisenbahn Bülach -Schaffhausen 
an den h. R. R. des Kantons Zürich. 20. Januar 1870. 
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Man wird es heute kaum mehr begreifen können, dass der 
Kanton Zürich einen zweijährigen Kampf um die Linie Thalwil- 
Zug gegen das Eidgenossische Eisenbahndepartement, beziehungs- 
weise gegen dessen damaligen Chef, Bundesrat Welti, fähren 
musste, der diese Linie mit allen Mitteln zu hintertreiben suchte 
und sie in den eidgenössischen Räten als eine „beklagenswerte 
Verschwendung der Hülfsmittel der Nation tt hinstellte. 1 ) 

Sein Ideal war die auf dem Papier sich so schön aus- 
nehmende Linie St. Gallen-Rapperswil-Zug oder St. Gallen- 
Rapperswil-Goldau, welche er auffallend begünstigte, um Thai- 
wil-Zug zu Falle zu bringen. Dabei ist er aber selbst zu Falle 
gekommen, da der entfachte Sturm den Bundesrat zwang, nicht 
mehr länger in den Fußstapfen seines autokratischen Mitgliedes 
zu wandeln und ihn nötigte, die Konzessionserteilung endlich 
bei den eidgenössischen Räten zu beantragen, die von der Haltung 
des Chefs des Eisenbahndepartementes auch nicht erbaut waren. 

Die kantonale zürcherische Eisenbahnpolitik stand in diesem 
Falle weit über derjenigen des Eisenbahndepartementes, und sie 
trug daher auch einen vollständigen Sieg davon. 

Nach dieser Einleitung wollen wir auf den interessanten 
Kampf um „Thal wil-Zug a etwas näher eintreten. 

Wir haben bereits im Abschnitt ö VI. (linksufrige Zürich- 
seebahn) gesehen, dass sich die Nordostbahn durch Vertrag vom 
4. Juli 1872 mit dem „ Central komitee für Begründung einer 
lioksufrigen Seebahn tt verpflichtete, den Bau und Betrieb einer 
Linie „ Zürich- Weesen mit Abzweigung Thalwil-Sihlbrücke-Zug* 
zu übernehmen. 



*) Denkschrift zur Geschichte und Beurteilung der Moratoriums- 
linie Thalwil-Zug. Zürich 1890. pag. 38, 42. 
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Die am 4. Juli 1871 dem Komitee erteilte zürcherische 
Konzession wurde daher am 21. November 1872 durch den 
KantoDsrat auf die Nordostbahn übertragen und die Übertragung 
am 13. Januar 1873 von den Bundesbehörden genehmigt. 1 ) Das 
war der unanfechtbare Rechtsstandpunkt, von dem die zürche- 
rischen Behörden und alle Interessenten im Kampfe um die 
Linie Thalwil-Zug ausgingen. 

Nun sollte die Nordostbahn aber auch die zugerische Kon- 
zession, d. h. die Konzession für die Strecke „Sihlbrücke-Zug* 
einholen, was sie mit Rücksicht auf ihre „Reppischlinie" (Zürich- 
Aflbltern-Zug) so lange als möglich vermeiden wollte und auch 
vom Kanton Zürich nicht dazu verhalten wurde, weil er bei 
jener Linie finanziell beteiligt war. Das erwies sich als ein 
entschiedener Fehler, der später vom Eisenbahndepartement als 
Waffe benutzt wurde. 

Inzwischen kam für die Nordostbahn die „schwere Stunde* 
und die Erlösung durch die Moratoriumsverträge (1. Juni 1877} 
unter Mitwirkung des Bundesrates und deren Sanktionierung 
durch die Bundesversammlung (14. Februar 1878). 

Damit war die Linie Thalwil-Zug ordnungsgemäss in die 
Moratoriumslinien einbezogen und die Baufrist um 8 Jahre (bis 
Ende 1885) verlängert. 

Das Rechtsverhältnis wurde bei der erwähnten Fristver- 
längerung noch dadurch dokumentiert, dass, wenn in der Zwischen- 
zeit ein anderer Bewerber sich finden würde, um die Linie früher 
zu erstellen, die Nordostbahn gehalten war, entweder die Kon« 
Zession diesem abzutreten, oder dann die gleichen Verpflichtungen 
einzugehen. 2 ) 



*) Bundesratsbeschluss. E. A. S. (a. F.) pag. 174. 
f ) "Übereinkunft betr. Moratorium für den Bau der Linie Thal- 
wil-Zug vom 3./4. Mai und 1. Juni 1877. . 

10 
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Im Jahre 1880 wurden in der Tat Bestrebungen für eine 
frühere Erstellung der Linie gemacht, doch blieben sie erfolglos. 1 ) 

Als nun im Oktober 1887 der Bundesrat für alle Mora- 
toriumslinien seine Verfügungen traf (Inangriffnahme und Voll- 
endung der Bauten), mit Ausnahme der Linie Thalwil-Zug, für 
welche er sich die Entscheidung vorbehielt bis nach Erteilung 
der Eonzession Sihlbrücke-Zug*) und die Bundesverwaltung diese 
Verfügungen am 27. Juni 1888 genehmigte, begann der Kampf. 

Schon am 29. Juni 1888 wandte sich das Komitee Thal- 
wil-Zug mit einer scharfen Eingabe an den Bundesrat und ver- 
langte Fristansetzung für den Bau der Linie und Einholung der 
Konzession Sihlbrücke-Zug durch die Nordostbahn. 8 ) Das Komitee 
stellte sich auf den Rechtsstandpunkt, der Bundesrat habe alle 
Moratoriumslinien gleich zu behandeln; die Linie Thalwil-Zug 
werde aber hintertrieben, wie die Linie Zug-Goldau bis jetzt 
hintertrieben worden sei, trotzdem die Gottbardbahn sie bauen 
wollte; die Nordostbahn weigere sich, die Konzession Sihlbrücke- 
Zug einzuholen und habe Protest erhoben, als das Komitee die- 
selbe selbst für die Nordostbahn verlangen wollte. 

Der hohe Bundesrat gab auf diese wohlberechtigte Eingabe 
gar keine Antwort. 

Nun kam ein Zwischenfall, der die Nordostbahn veranlasste, 
Farbe zu bekennen. 

Das Sihltalkomitee, welches am 27. Juni 1888*) die Kon- 
zession für eine Linie „Wiedikon-Sihlwald" erhalten hatte (nach- 



*) Auszug aus dem Protokoll des Stadtrates Zürich vom 19. Mai 
1880. 

*) E. A. S. (n. F.) X. pag. 57 ff. 

8 ) Das Initiativkomitee Thalwil-Zug-Goldau an den h. schweize- 
rischen B. R. in Bern. 29. Juni 1888. 

*) E, A. S. (n. F.) X. pag. 50 ff. 
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dem es sein phantastisches Projekt „ Wiedikon-Sihltal-Zug-Trajekt- 
Sohiffrerbindung Zug-Arth-Goldau", zurückgezogen) 1 ), verlangte 
nun für sich die Eonzession Sihlbrücke-Zug, worauf das Komitee 
Thalwil-Zug das gleiche Begehren stellte. 9 ) Jetzt regte sich 
auch die Nordostbahn, und am 27. November 1888 verlangte 
sie ebenfalls die gleiche Konzession für sich. 8 ) Allein in Bern 
rührte man sich nicht ; der Bundesrat machte keine Vorlage an 
die eidgenössischen Bäte, weder für die Wintersession 1888, noch 
4ür die Frühjahrs- und Sommersession 1889. 4 ) 

Jetzt ging aber auch der zürcherischen Regierung die Geduld 
aus; am 18. Juni 1889 verlangte sie vom Bundesrate die Über- 
weisung der Konzessionsgesuche an die eidgenössischen Bäte. 9 ) 

Der Bundesrat gab auch der zürcherischen' Regierung auf 
ihre Eingabe keine Antwort. Daraufhin fuhr diese aber mit 
gröberem Geschütz auf; 6 ) die Regierung stellte dem Bundesrat, 
unter Androhung weiterer Massnahmen, kurz folgende Fragen : 

„Will der Bundesrat die Konzessionsvorlage der 
Bundesversammlung überweisen oder nicht? 

Wenn nicht, aus welchem Grunde nimmt der 
Bundesrat Stellung gegen die kürzeste Zufahrtslinie 
zum Gotthard?* 



») Aus dem Protokoll des R. R. vom 30. April 1887. 
2 ) Ibidem, vom 3. August 1888. 

») Die Direktion der N. 0. B. an den h. B. R. in Bern. 27. Nov. 1888, 
4 ) Das Initiativkomitee Thalwil-Zug-Goldau an den h. R. R. 
des Kantons Zürich. 6. Juni 1889. 

6 ) Der R. R. des Kantons Zürich an den schweizerischen B. R, 
in Bern. 13. Juni 1889. 

•) Aus dem Protokoll des R. R. vom 3. Oktober 1889. 
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Dann fügte sie noch hinzu, sie müsse annehmen, der Banden 
rat gehe mit der Verhinderungspolitik des Chefs des Eisenbahn- 
departementes, Welti, einig. 

Der kraftige Tenor der zürcherischen Regierung verhallte 
in Bern nicht ungehört. Mit Botschaft vom 10. Dezember 1889 1 ) 
empfahl der Bundesrat den eidgenössischen Räten, die Konzession 
an die Nordostbahn zu erteilen, entgegen dem Antrage seines 
Eisenbahndepartementes.*) Allein Welti gab seinen Widerstand 
noch nicht auf; in den Raten noch sprach er gegen die Eonzessions- 
erteilung: Die Eonzession dieser Bahn sei eine „nationalökono- 
mische Verschwendung !* s ) Durch sein Auftreten gelang es ihm 
auch in der Tat, die Behandlung zn verschieben. 

Aber nun brach der Sturm los; am 23. Mai 1890 fand in 
Zürich eine interkantonale Eonferenz statt (Zürich, Zug, Luzern, 
Schwyz, Glarus, Sohaffhausen und Thurgau), 4 ) infolge welcher 
die Regierung des Kantons Zürich eine Eingabe direkt an die 
Bundesverversammlung richtete, behufs endlicher Erteilung der 
Eonzession. 5 ) 

Der Kampf war zu Ende und Welti geschlagen; am 
25. Oktober 1890 6 ) erteilte die Bundesversammlung die so lang 
umstrittene Konzession. 



«) B. Bl. 1889. IV. pag. 1120 ff. 

*) Auszug aus dem Antrage des Eisenbahndepartementes an den 
B. R. vom 27. September 1889. 

8 ) Denkschrift zur Geschichte und Beurteilung der Moratoriums- 
linie Thalwil-Zug. Zürich 1890. pag. 35. 

*) Aus dem Protokoll des R. R. vom 3. April 1890. 

6 ) Der R. R. des Kantons Zürich an die h. Bundesversammlung 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft. Juni 1890. Vgl. auch: Neue 
Zürcher Zeitung. No. 158. vom 7. Juni 1890. 

•) E. A. S. (n. F.) XI. pag. 40 ff. 
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Der angesetzte Vollendungstermin (1. Januar 1894) konnte 
allerdings nicht eingehalten werden; erst am 1. Juni 1897 
wurde die. Linie Thalwil-Zug, gleichzeitig mit der Linie Zug- 
Goldau, dem Verkehr übergeben. 1 ) 

Wir müssen noch mit einigen Worten auf die damalige 
Üisenbahnpolitik dee Eisenbahndepartementes, beziehungsweise 
dessen Chefs, Bundesrat Welti, zurückkommen. 

Derselbe arbeitete auf den „Rückkauf hin, und da er ihn 
„konzessionsgemäss" aus finanziellen Oründen nicht für möglich 
hielt, suchte er denselben auf dem Vertragswege zu verwirklichen 
und zwar gerade in erster Linie mit der Nordostbahn. 2 ) 

Am 18. Januar 1888 wurde zwischen dem Bundesrat und 
der Nordostbahn eine Vereinbarung getroffen, 

wonach die Nordostbahn dem Bunde ihr gesamtes, be- 
wegliches und unbewegliches Vermögen mit allen Rechten 
und Pflichten gegen 8 l /2°/oige eidgenössische Obligationen 
(mit Zinsgenuss vom 1. Januar 1887 an) abzutreten 
hatte. Jede Prioritätsaktie war mit Fr. 600. — und jede 
Stammaktie mit Fr. 500. — in Anrechnung gebracht. 
Diese Obligationen sollten ratenweise in 70 Jahren 
zurückbezahlt werden. 
Dem Bundesrate lag nämlich die abschreckende und, wie 
die Zeit dartat, grundfalsche Berechnung seiner Experten über 
die Moratoriumslinien vor: 

Baukosten aller Moratoriumslinien 38 7* Mill. Fr. 
Betriebsausfall auf denselben l 8 /* „ „ 

und speziell: 



») XXXXV. Geschäftsbericht der Direktion der N. O. B. 1897. 
pag. 20. 

2 ) Rückkaufsbotschaft, pag. 38 ff. 
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Baukosten der Linie Thalwil-Zug 9,000,000 Fr. 
Betriebsaasfall auf derselben 560,000 « 

Die Linie Thalwil-Zug erschien dem Eisenbahndepartemente 
daher als ein faules Objekt, das nur Nachteile mit sieh bringe, 
gegen den geringen Vorteil der Abkürzung um einige Kilometer 
zum Ootthard! Um diese Linie auszumerzen, sei daher der 
Übergang der Nordostbahn an den Bund das beste Mittel ; denn 
dann brauche man, wie der Bundesrat sich ausdrückte, nur die- 
jenigen Linien auszuführen, für welche die Eonzessionen schon 
erteilt seien, und für Siblbrüoke-Zug sei dies noch nicht geschehen ! 

Diese Auffassung des Bundesrates fand aber bei der be- 
teiligten Landesgegend begreiflicherweise keine sympathische 
Aufnahme. Fernerhin war auch in den eidgenössischen Räten 
die Stimmung über eine derartige Eisenbahnpolitik so, dass der 
Bundesrat nicht mehr auf eine Genehmigung der Vereinbarung 
mit der Nordostbahn (freihändigen Ankauf) rechnen konnte. Als 
daher die Generalversammlung dieser Gesellschaft noch einige 
weitere Bedingungen aufstellte, benützte er den Anlass, um die 
Verhandlungen endgültig abzubrechen. 

Dass dann, um in anderer Weise die Erstellung der Linie 
Thalwil-Zug zu hintertreiben, verschiedene Konkurrenzlinien aufs 
Tapet gebracht und von Bern aus energisch protegiert wurden, 
haben wir schon erwähnt (vide sub Wädenswil-Einsiedeln). Der 
Erfolg war allerdings nicht der erhoffte. 

Die damals von Bern aus gegen den Eanton Zürich in der 
Frage der Linie Thalwil-Zug betriebene Eisenbahnpolitik ist 
keine einwandfreie, namentlich wenn man bedenkt, dass dieser 
Eanton für die Erstellung der Gotthardbahn eine Subvention 
von V/2 Millionen Franken leistete und später als erster seine 
Quote (nochmals 7* Million) bei der Nachsubvention übernahm, 
um das Unternehmen zu retten. 
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XtV. Die Linie (Zürich) Bülach-Eglisau- Schaff hausen. 

Um die Moratoriumslinie Eglisau- Schaff hausen, welche im 
Sinne des zwischen der Schweiz, Italien und Deutschland ab- 
geschlossenen Staatsvertrages (vide O XTTT) eine der nördlichen 
Zufahrtslinien zum Ootthard bildete, hatten die zürcherischen 
Behörden keinen Kampf mehr gegen Bern zu führen wie bei 
Thalwil-Zug. 

Wir haben die Linie Eglisau-Schaffhausen bereits bei dem 
Trac&treit über die Linie Winterthur-Koblenz (Waldshut) er- 
wähnt, bei welchem die Nordostbahn, im Gegensatz zur zürche- 
rischen Regierung und zur Stadt Winterthur, die Führung über 
Bülach-Eglisau verlangte statt über die sogenannte „Wagen- 
breche 11 längs der Töss und diese Führung auch durchsetzte 
(vide G VII). 

Sie erreichte dies durch einen geschickten Schachzug, indem 
sie am 10. Mai 1873 das Eonzessionsgesuch für die Linie Bülach- 
Eglisau-Neuhausen-Schaffhausen (für das schweizerische Gebiet) 
verlangte 1 ) und durch die Bundesversammlung auch am 22. Sep- 
tember 1878') erhielt. 

(Die Nordostbahn hatte in ihrem Gesuche die Wichtigkeit 
dieser Linie als direkte Zufahrt zum Gotthand ganz besonders 
betont.) 

Damit erreichte die Nordostbahn, dass das Stück Bülach- 
Eglisau zum gemeinschaftlichen Trac6 für beide Linien (Winter- 
thur- Waldshut und Bülach-Schaffhausen) wurde. 

Die Nordostbahn wollte auch dem „Initiativkomitee des 
Bezirkes Bülach* zuvorkommen, welches schon im Januar 1870 



l ) Die Direktion der N. O. B. an den h. B. R. der schweizerischen 
Eidgenossenschaft. 19. Mai 1873. 
*) E. A. S. (n. F.) pag. 161 ff. 
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bei den zürcherischen Behörden das Konzessionsgesuch für eine 
Linie Bülach-Rafz (Kantonsgrenze) einreichte, 1 ) dann wieder fallen 
lieB8 8 ) und dasselbe aber am 2. Februar 1872 wieder erneuerte; 8 ) 

Dieses zürcherische Konzessionsgesuch war noch pendent, 
als das neue Bundeegesetz über Bau und Betrieb von Eisen- 
bahnen im Gebiete der schweizerischen Eidgenossenschaft in 
Kraft trat (1872), was die Nordostbahn sofort benutzte, um ein 
Konzessionsgesuch für die ganze Linie Bülach-Schaff hausen 
(Schweizergebiet) in Bern einzureichen und so das zürcherische 
Gesuch zu Fall zu bringen. 

Gleich nach Einreichung ihres Konzessionsgesuches in Bern 
(10. Mai 1873) schloss die Nordostbahn mit dem Initiativkomitee 
„Bülach-Schaffhausen* einen Vertrag ab (23. Mai 1873) über 
die Ausführung der Linie Bülach-Schaffhausen, die innert drei 
Jahren nach Erteilung aller Konzessionen (Schweiz und Baden) 
zu erfolgen hatte. 4 ) Das Komitee verpflichtete sich, der Nord- 
ostbahn ein Anleihen von 2 Millionen Franken zu beschaffen 
gegen 3°/°ig6 Obligationen, rückzahlbar in 10 Jahren. 

Die Nordostbahn suchte, in Verbindung mit der Linie Bülach- 
Schaffhausen, noch eine weitere, direkte Zufahrtslinie zum Gott- 
hard zu erstellen durch die Verbindung Schaffhausen-Thayngen- 
Engen (Randenbahn), für welche sie auch die schweizerische Kon- 
zession am 17. Dezember 1873 erhielt. 6 ) 



') Das Gründungskomitee der Eisenbahn Bülach-Schaffhausen 
an den h. R.. R. des Kantons Zürich. 20. Januar 1870.. 

*) Ibidem. 20. März 1871. 

•) Das Initiativkomitee Bülach-Schaffhausen an den h. R. R. des 
Kantons Zürich. 2. Februar 1872. 

4 ) Vertrag betreffend Ausführung der Eisenbahn Bülach, bezw. 
Segglingen-Schaffhausen vom 23. Mai 1873. 

6 ) E. A. S. (n. F.) I. pag. 331 ff. 
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- Die badischen Behörden machten jedoch bei beiden Linien, 
Bülach-Schaffhausen und Schaffhausen-Engen, Schwierigkeiten, 
weil es Konkurrenzbahnen waren zu der projektierten Bahn 
Waldshut-Stählingen-Donaueschingen und zur bestehenden Ver- 
bindung Schaffhausen-Singen-Donaueschingen. 

Das badische Ministerium beeilte sich daher nicht, der Nord- 
ostbahn die gewünschten Eonzessionen zu erteilen, namentlich 
lag ihm die Abkürzung Schaffhausen-Engen (Randenbahn) gar 
nicht recht. 1 ) 

Es beantwortete daher die Eonzessionsgesuche der Nord- 
ostbahn am 5. Dezember 1873 vorläufig dahin, dass ihm für 
die Linie Schaffhausen-Engen kein Verkehrsinteresse vorzuliegen 
scheine und ferner bei Erstellung der Linie Bülach-Schaffhausen 
durch die Fortsetzung Schaffhausen-Beringen-Stüblingen (Ein- 
mündung in die Bahn Waldshut-Donaueschingen) die kürzeste 
Zufahrt zum Gotthard eher erreicht werde. 

Wenn also die Nordostbahn geneigt sei, die Linie Bülach- 
Schaffhausen-Beringen-Stühlingen zu bauen und zu betreiben, 
so stehe das badische Ministerium nicht an, mit ihr des „Nähern a 
zu verhandeln. 

Auf diesen Bescheid hin, wandte sich die Nordostbahn so- 
wohl an den Bundesrat, als auch an das badisehe Handelsmini- 
sterium, um zu erwirken, dass ihr wenigstens für einmal die 
badische Eonzession für Bülach-Schaffhausen erteilt werde. Dabei 
erklärte sie sich bereit, die Verhandlungen betreffend Fortsetzung 
über Schaff hausen hinaus später wieder aufzunehmen. 

Erst am 21. Mai 1875 2 ) kamen die Verhandlungen zwischen 
der Schweiz und Baden zu einem Abschluss; infolge dessen 



i) XXI. Geschäftsbericht der Direktion der N. O. B. 1873. 
■«) E. A. S. (n. F.) III. pag. 272 ff. 
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erteilte die badische Ständevenammlung der Nordostbahn die 
▼erlangte Konzession auf badischem Gebiete für die Linie Bülach- 
Schaffhausen. 

Bevor jedoch die Nordostbahn zur Ausführung dieser Linie 
schreiten konnte, brach die Krisis über sie herein, die zu den 
Moratoriumsverträgen führte, wie wir dies im einleitenden Ab- 
schnitte K des Nähern auseinander gesetzt haben. 

Die Linie Eglisau-Schaffhausen musste daher das Schicksal 
aller Moratoriumslinien teilen und über ein Jahrzehnt liegen 
bleiben. Erst am 20. Dezember 1888 bestimmte die Bundes« 
Versammlung, dass die technischen und finanziellen Vorlagen bis* 
zum 1. Mai 1892 einzureichen seien und die Linie bis 10. Oktober 
1894 dem Betriebe übergeben werden müsse. 1 ) 

Die Nordostbahn musste nun zunächst auf die Wiederein- 
holung der erloschenen badischen Eonzession bedacht sein. Das 
badische Finanzministerium sandte ihr den Eonzessionsentwurf 
zu, den sie mit Zustimmung des Bundesrates acceptierte, worauf 
ihr am 6. März 1891 die Eonzession definitiv zugefertigt wurde. 8 ) 

Nach Vertrag vom 23. Mai 1873 hatte die beteiligte Landes- 
gegend der Nordostbahn ein Anleihen von 2 Millionen Franken 
zu beschaffen; inzwischen waren 20 Jahre verflossen, und das 
Initiativkomitee konnte nur noch auf rund 1,870,000 Fr. rechnen, 
da einige Gemeinden die früher zugesagten Beiträge nicht mehr 
aufrecht hielten. 8 ) Das Initiativkomitee ersuchte daher am 
27. Juli 1893 die zürcherische Regierung um den gesetzlichen 
Staatsbeitrag, um die Subventionssumme decken zu können. 



») E. A. S. (n. F.) X. pag. 108 ff. 

*) XXXVIII. Geschäftsbericht der Direktion der N. O. B. 1890 
pag. 8. 

8 ) Weisung des R. R. an den K. R. vom 2. Oktober 1893. 
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Die Regierang empfahl das Gesuch, und am 22. Januar 1894 
bewilligte der Kantonsrat die verlangte Subvention von zirka 
Fr. 850,000 (Fr. 50,000 per km.) 1 ). 

Infolge von Trac&treitigkeiten mit den zürcherischen und 
badischen Behörden verzögerte sich der Bau erheblich, so dass 
die Linie erst am 1. Juni 1897 dem Betrieb übergeben werden 
konnte. 8 ) 

Damit war nun die kürzeste nördliche Zufahrt zum Oott-r 
hard in ihrer Gesamtheit erstellt, nämlich: 

iSchaffhausen-Zürich-Zug-Goldau*, 

welche Bunderat Welti zu verunmöglichen suchte, da sie eine 
„nationalökonomische Verschwendung u bedeute. Er konnte sich 
zwar immerhin auf den Bericht der bundesratlichen Experten be- 
rufen, welche für die Moratoriumslinien ein so gewaltiges Betriebs- 
defizit herausgerechnet hatten. Allerdings : Errare humanum est ! 

XV. Die Linie Schaffhausen-Etzwilen (Konstanz). 

Diese Linie, welche das Gebiet des Kantons Zürich nur 
auf zirka 3 km. (Stationen Langwiesen und Feuerthalen) be- 
rührt, haben wir schon bei der Behandlung der Nationalbahn 
(ö X) gestreift. 

Ein Initiativkomitee hatte im Januar 1873 mit der Nordost- 
bahn einen Praliminarvertrag abgeschlossen, nach welchem an 
Stelle der Linie 



*) Protokoll des K. R. des Standes Zürich vom 22. Januar 1894. 
pag. 117 ff. 

2 ) XXXXV. Geschäftsbericht der Direktion der N. O. B. 1897. 
Pag- 30- . 
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j Singen 
\ Kreuzlii 
(08t8ektion der Nationalbahn) 



WinUrfhur-Etzwilen- * „„ 

\ Kreuzungen 



eine Bahn 

Andelfingen-Etzwilen-Singen und 
Schaff T hausen-Etzwilen-Kreuzlin gen (Eonstanz) 
(Bestandteil der sogenannten schweizerischen Rheinlinie) 

erstellt werden sollte. 

Damit wäre aber die Hoffnung der Demokraten, die Volks- 
bahn (Nationalbahn), ins Wasser gefallen. Wie wir unter G X. 
schon erwähnt haben, ist dann auch der obige Vorvertrag des- 
halb von der Generalversammlung der Aktionäre der Eisenbahn- 
Gesellschaft „Winterthur-Singen-Kreuzlingen* abgelehnt worden, 
allerdings nicht zum Vorteil des Kantons Zürich. 

Schon im Jahre 1872 hatte übrigens ein „Aktionskomitee* 
sowohl die thurgauische 1 ), als auch die zürcherische Eonzession 8 ) 
für das Teilstück Etzwilen-Feuerthalen (Schaffhausen) erhalten. 
In der Folge schloss dann dieses Komitee mit der Nordost- 
bahn einen Vertrag ab, nach welchem zur Realisierung des 
Unternehmens eine Aktiengesellschaft gegründet werden sollte. 8 ) 
Das Gesellschaftskapital wurde auf Fr. 2,250,000 festgesetzt, 
wovon die Nordostbahn die eine und die beteiligte Landesgegend 
die andere Hälfte aufzubringen hatte., Das darüber hinaus noch 
erforderliche Kapital musste mittelst Emission von Obligationen 
durch das Unternehmen selbst beschafft werden. Den Betrieb 
der Linie sollte die Nordostbahn übernehmen. 



J ) E. A. S. (a. F.) VII. pag. 628 ff. 
*) E. A. S. (a. F.) VII. pag. 564 ff. 
a ) Stolh a. a. 0. pag. 12 und 13. 
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Die über die Nordostbabn hereinbrechende Finanzkriegs ver- 
eitelte aber auch die baldige Erstellung der Bahn Etzwilen- 
Sohaffhausen; auch sie musste sich zu einem Moratoriums- 
Vertrag bequemen. Am 27. Juni 1888 1 ) setzte die Bundes- 
versammlung die Fristen für die Eingabe der technischen und 
finanziellen Pläne fest, sowie den Schlusstermin für die Erstellung 
der Bahn, und durch Bundesbeschluss vom 20. Dezember 1890 2 ) 
erfolgte die Eonzessionsübertragung an die Nordostbahn. 

Auch hier musste die Baufrist noch verschiedene Male ver- 
längert werden; die Eröffnung der Linie Etzwilen - Feuerthaten 
erfolgte am 1. November 1894 und der ganzen Bahn Etzwilen- 
Schaffhausen am 1. April 1895. 8 ) 

Bekanntlich war die Nordostbahn nach dem elenden Zu- 
sammmenkrach der Nationalbahn auch in den Besitz der Linie 
Winterthur-Etzwilen-Kreuzlingen (Konstanz) gekommen. Ferner 
hatte sie schon vorher die Linien Rorschach-Romanshorn und 
Romanshorn-Ereuzlingen (Eonstanz) eröffnet 4 ) und im Jahre 
1892 auch die Strecke „Koblenz-Stein" fertig gebaut. 5 ) Nach- 
dem dann am 1. Juni 1897, wie wir unter E XIV gezeigt 
haben, auch die Eisenbahn „ Schaff hausen-Eglisau-Bülach- Zürich" 
den Betrieb aufgenonmmen hatte, war die Nordostbahn endlich 
im Besitze einer durchgehenden Linie 

Rorschath-Kmstanz-Schaffhausen-Eglisau-Köblenz- 
Stein-Basel. 

Die langersehnte linksrheinische Schienenverbindung auf 
schweizerischem Gebiet war also verwirklicht. 



1 ) E. A. S. (n. F.) X. pag. 57 ff. 

2 ) E. A. S. (n. F.) XI. pag. 240 ff. 

s ) Rückkaufsbotschaft. Anhang. Beilage VIII. 

4 ) Ibidem, pag. 19. 

5 ) Ibidem. Anhang. Beilage VIII. 
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XVI. Die Linie (Winterthur) Koblenz-Stein (Basel). 

Die Linie Koblenz-Stein, ein Teilsftick der schweizerischen 
Rheinlinie liegt gar nicht auf zürcherischem Gebiete, und er- 
wähnen wir sie deshalb nur der Vollständigkeit halber, da diese 
Linie ebenfalls zu den Moratoriumslinien der Nordostbahn gehört 

Obige Linie wurde der Nordostbahn und der Centralbahn 
gemeinschaftlich konzediert (28. November 1872) 1 ); sie war von 
der Nordostbahn zu bauen und zu betreiben. Die Kosten der 
Erstellung dieser Gemeinschaftsbahn trugen die beiden Bahn- 
gesellschaften je zur Hälfte. 2 ) 

Durch das der Nordostbahn gewährte Moratorium verzögerte 
sich auch die Erstellung der Linie Koblenz-Stein um verschiedene 
Jahre; zur Eröffnung gelangte sie am 1. August 1892. 8 ) 

Mit der Erstellung der Linie Koblenz-Stein sicherte sich 
die Nordostbahn. einen doppelten Vorteil; sie erhielt einen erst- 
klassigen Schienenweg 

(Chur)- Rorschach-Kcmstanz-Schaffhausen-Koblenz-Basel, 
sowie eine betriebstechnisch sehr günstige Verhältnisse auf- 
weisende Linie 

(Lindau) | Rotnanshorn-Winterthur-Bülach- 

(Priedrichshafen) J Eglisau-Köblenz-Basel. 



*) E. A. S. (a. F.) VIII. pag. 50 ff. 

') Stoll. a. a. 0. pag. 12. 

3 ) Rückkaufsbotschaft. Anhang. Beilage VIII. 



— 16» — 

L. 
Die Sihltalbahn. 

Wir haben die Sihltalbahn schon 4 bei den Linien Zürich- 
Affoltern-Zug-Luzern (D IV) und Thalwil-Zug (E XIII) er- 
wähnt, weil sie mit denselben als Projekt Zürich-Sihltal-Zug 
mehr oder weniger in Konkurrenz trat. 

Als sie jedoch gegen keine derselben aufkommen konnte, 
ruhten im Sihltal alle Eisenbahnbestrebungen bis zum Jahre 1887. 

Anfangs 1887 wurde nochmals der Versuch gemacht, durch 
eine Bahn 

„Zürich-Sihltal-Zug-Zugersee (TrajektsohiffVerbindung)- 
Artk-Goldau u 

der Linie Talwil-Zug ein Bein zu stellen, für welches Projekt 
Einige Industrielle des Sihltales die Eonzession nachsuchten. 1 ) 

Allein die zürcherische Regierung trat, auf Veranlassung 
des Komitees Thalwil-Zug 8 ), energisch gegen dieses Projekt auf, 
und das Sihltalbahnkomitee erhielt die Konzession nur bis zum 
Sihlwald (Forsthaus) 8 ). Doch gab es sich damit noch nicht zu- 
frieden und erneuerte sein Konzessionsgesuch, indessen nur bis 
Zug, da ja die Konzession Sihlbrücke-Zug (für Thalwil-Zug) 
noch gar nicht erteilt war. 4 ) 

Auf Vorstellungen der zürcherischen Regierung hin zog 
das „Sihltalbahnkomitee" sein Gesuch (Sihlwald-Zug) im Jahre 



Weisung des R. R. an den h. K. R vom 31. Mai 1890. 

*) Das Initiativkomitee Thahvil-Zug-Goldau an den h .R .R. des 
Kantons Zürich. 6. Juni 1889. 

8 ) B. B. vom 27. Juni 1888. E. A. S. (n. F.) X. pag. 50 ff. 

*) Übereinkunft zwischen dem Initiativkomitee Thalwil-Zug- 
Ooldau und den Konzessionären der Sihltalbahn vom 31. Mai 1890. 
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1890 zurück mit der ausdrücklichen Motivierung : „im Interesse 
der Erstellung der Linie Thalwil-Zug*. 

Für dieses „Entgegenkommen 11 übernahm das Komitee 
Thalwil-Zug die Verpflichtung, dahin zu wirken, dass das Trac6 
der Linie Thalwil-Zug so gelegt werde, dass die Sihlthalbahn 
beim Forsthaus Sihlwald ohne Schwierigkeit sich anschliessen 
könne. Man nahm damals in der Tat an, die erstere Linie 
werde auch dort in das Sihltal einmünden.) 

Infolge des Begehrens der Gemeinde Horgen um eine 
Station (Horgen-Oberdorf) wurde die Linie Thalwil-Zug gegen 
den Horgenerberg weiter südlich gezogen, so dass sie erst bei 
Steinmatt (heutige Station Sihlbrugg) in das Sihltal einmündete. 
Um nicht Sackbahn zu bleiben, musste auch die Sihltalbahn vom 
Forsthaus Sihlwald hinweg bis dorthin verlängert werden (4,2 km.), 
für welche Verlängerung dann Horgen einen Beitrag von 
Fr. 150,000.— leistete. 1 ) 

Diese Verhältnisse brachten es mit sich, dass die Sihltal- 
talbahn in zwei Etappen gebaut wurde: Zürich (Selnau)-Sihl- 
wald und Sihlwald-Sihlbrugg. 

a) Zürich-Sihlwald. 

Am 3. April 1890 wandte sich das „ Initiativkomitee der 
Sihltalbahn tt an die zürcherische Regierung um den gesetzlichen 
Staatsbeitrag (50,000 Fr. per km.), 2 ) worauf der Kantonsrat am 
16. Juni 1890 denselben bewilligte (Fr. 676,000. — ) 8 ). Im 
gleichen Jahre wurde auch das in Aussicht genommene Aktien- 
kapital von 2 Millionen vollständig aufgebracht, so dass sich die 



") Weisung des R. R. an den h. K. R. vom 6. April 1893. 

2 ) Ibidem, vom 81. Mai 1890. 

8 ) Z. G. S. XXII. 1890. pag. 255 und 256. 
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Sihltalbahngesellschaft definitiv konstituieren konnte. 1 ) Die Nord- 
ostbahn hatte sich ebenfalls mit Fr. 100,000. — beteiligt (Be- 
schlosB der Generalversammlung vom 28. Juni 1890). Im August 
1892 konnte die Strecke Zürich-Sihlwald dem Betriebe über- 
geben werden. 2 ) 

b) Sihlwald-Sihlbrugg (Steinmatt). 

Am 15. Juni 1894 erteilten die eidgenössischen Bäte die 
Eonzession für diese Verlängerung der Sihltalbahn. 8 ) Die Bau- 
kosten waren zu Fr. 650,000. — veranschlagt, wovon der Kanton 
Zürich 205,000 Fr. übernahm; ferner Horgen Fr. 150,000.—; 
weitere Beiträge leisteten noch die Stadt Zürch, die Gemeinden 
Adliswil und Langnau, wie schon früher für die erste Strecke. 4 ) 
Am 1. Juni 1897 wurde die ganze Linie Zürich-Sihlwald-Sihl- 
brugg eröffnet, d. h. gleichzeitig mit Thalwil-Zug 5 ). 

Die Sihltalbahn wurde in ihrer ganzen Anlage vollständig 
als Sekundärbahn behandelt, und es wurden ihr daher auch eine 
Reihe von Vereinfachungen im Bau gestattet. 

Für die Stadt Zürioh, Eigentümerin grosser Waldungen im 
Sihltal, die im Sommer ein stark besuchtes Ausflugsziel bilden, 
hat diese Lokalbahn einen nicht zu unterschätzenden Vorteil. 

Für Güter ist der Durchgangsverkehr durch ein besonderes 
Geleise in Zürich (Selnau-Wiedikon) hergestellt ; derselbe ist 
aber naturgemäss nicht bedeutend. 



») XXXVIII. Geschäftsbericht der Direktion der N. 0. B. 1890. 
pag. 11. 

2 ) Rückkauf sbotschaft. pag. 24. 

») E. A. S. (n. F.) XIII. pag. 110 ff. 

*) Weisung des R. R. an den h. K. R. vom 6. April 1893. 

B ) XXXX. Geschäftsbericht der Direktion der N. 0. B. 1892. 

pag. 11- 

11 
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M. 

Die Uerikon-Bauma-Bahn. 

Diese Transversal bahn über Berg und Tal, „Uerikon-Bubi- 
kon-Hittfuil-Bäretsfuil-Bauma" , verdankt ihre Entstehung dem 
Diktator der Nordostbahn in den neunziger Jahren (Guyer-Zeller), 
der seiner engern Heimat mit Hülfe der Nordostbahn zu einer 
Bahn verhelfen wollte. 

Die Nordostbahn musste ihr daher mit einer Million Franken 
372%iger Obligationen und mit 200,000 Franken in Aktien zu 
„Gevatter 11 stehen. 1 ) 

Sie verzichtete sodann auf die Obligationenzinsen wahrend 
der Bauzeit; im Weitem erklärte sich die Nordostbahn bereit, 
die Zinsen auch noch für weitere 5 Jahre (nach Vollendung des 
Baues) zu stunden, sofern die Kasse des Fathenkindes die Be- 
zahlung nicht erlauben sollte. 

Ferner wurde der Uerikon-Bauma-Bahn der unentgeltliche 
AnBchluss und auch die unentgeltliche Mitbenutzung der beiden 
Nordostbahnstationen Uerikon und Hinwil gestattet. Und last 
not least übernahm die Nordostbahn auch noch die Leitung des 
Baues. 

Auch der Kanton Zürich hat auf Grund des Subventions- 
gesetzes eine Million beigesteuert (Kantonsratsbeschluss vom 
17. November 1896). l ) 

Als Gründe für die Erstellung dieser Bahn wurden geltend 
gemacht : 



J ) Bericht des Verwaltungsrates der N. O. B. über seine Ge- 
schäftsführung im Jahre 1895. pag. 16 ff. 
«) Z. G. S. XXIV. 1896. pag. 295 ff. 



— 168 — 

1. sie verbinde die ungefähr parallel laufenden Bahnen 
Tös8talbahn (in Bauma), 

Effretikon-Hinwil (in Hinwil), 

Zürich-Uster-Rapperswil (in Bubikon), 

und die rechtsufrige Zürichseebahn (in Uerikon); 

2. sie sei eine hervorragende Touristenbahn für das 
zürcherische Oberland; 

3. sie kürze für diese Gegend, mit der Fortsetzung per 
Schiff über den Zürichsee, den Weg zum Gotthard um 
ungezählte Kilometer ab; 

4. sie werde in Anlage und Betrieb ein Vorbild für die 
künftigen, normalspurigen Nebenbahnen bilden und 
zeigen, in welch einfacher Weise solche Bahnen zu er- 
stellen und zu betreiben seien. 1 ) 

Wir wollen uns über diese tiefsinnigen Gründe nicht weiter 
auslassen; genug, sie waren so „ einleuchtend tt , dass die General- 
versammlung der Nordostbahngesellschaft nicht anders konnte, 
als sie zustimmend zu würdigen! 

Das mit Freude erfüllte „Initiativkomitee für Uerikon-Bauma* 
erhielt die Eonzession durch Bundesbeschluss vom 29. Juni 1895 ; 2 ) 
die Bahn wurde auch in der Folge (1901) dem Betriebe über- 
geben. Die von jedem Unbefangenen vorausgesehenen Resultate 
sind eingetroffen : Die Bahn kann nicht leben und nicht sterben. 

Des historischen Interesses wegen wollen wir noch ihre 
kurze Vorgeschichte erwähnen: 3 ) 



») Antrag des R. R. an den h. K. R. vom 29. Oktober 1896. 
Vgl. auch : Berieht des Verwaltungsrates der N. 0. B. über seine Ge- 
schäftsführung im Jahre 1895. pag. 10. 

«) E. A. S. (n. F.) XIII. pag. 379 ff. 

3 ) Das Tösstal-Allmann-Komitee an den h. R. R. des Kantons 
Zürich. 30. Mai 1871. 
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Im Jahre 1871 bildete sieh ein Tösstal- Allmann-Komitee 
für die Erstellung einer Bahn 

Bauma-Bäretsml-Hinwih Bubikon- Stäfa (mit Abzweigung 

naeh Wald) 
und Turbenthal-Seelmatten (zürcherisch-thurgauische Grenze) 
mit Fortsetzung nach Weinfelden oder Bürglen, welche mit der 

Zürichsee-Gotthardbdhn (Rapperswil-Wädenswil-Goldau) 
die allerkürzeste Zufahrtslinie vom Bodensee her zum Gotthard 
bilden sollte. Die zürcherischen Eonzessionen wurden auch am 
4. Juli 1871 vom Kantonsrate erteilt; allein sie erloschen 
ohne Sang und Klang. 



l ) Protokoll des K. R. des Standes Zürich vom 4. Juli 1871. 
pag. 664 ff. 



§5. 

Der Kanton Zürich und die Gotthardbahn. 



Der Kanton Zürich war der erste Kanton der Schweiz, der 
den Eisenbahnfragen näher trat und auch auf seinem und dem 
angrenzenden aargauischen Gebiete die erste Eisenbahn verwirk- 
lichen half: die sogenannte Nordbahn (Zürich-Baden). 

Es war auch der Kanton Zürich, der zuerst nicht nur die 
Blicke über die Kantons-, sondern auch über die Landesgrenzen 
hinaus wandte, um internationale Schienenverbindungen von 
Korden nach Süden zu erhalten vermittels eines Alpendurch- 
stiches oder Alpenüberganges. 

Schon in den fünfziger Jahren sah man die Notwendigkeit 
einer Eisenbahnverbindung mit Italien ein, um den Transitver- 
kehr von Norden her durch die Schweiz zu leiten und um den 
eigenen, schon damals beträchtlichen Handelsverkehr mit diesem 
Lande noch weiter zu entwickeln. 1 ) 

Die drohende Gefahr der Umgehung der Schweiz durch 
den Brenner konnte nur durch eine schweizerische Alpenbahn 
abgewendet werden, und es wurden daher verschiedene Routen 
ventiliert: Gotthard, Lukmanier, Splügen und Simplon. 

Für den Kanton Zürich konnte nur die central gelegene 
Gotthardroute, welche die grösste Summe volkswirtschaftlicher, 
politischer und militärischer Interessen der Schweiz in sich ver- 
einigte, ernstlich in Betracht fallen. 



*) Bericht des K. R» an das zürcherische Volk vom 12. April 1870. 
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Man muss den zürcherischen Behörden, ob liberal oder 
demokratisch gesinnt, das Zeugnis ausstellen, dass sie dieses Ziel 
(Ootthard) unentwegt verfolgten, bis es erreicht war und damit 
nicht nur eine hervorragend kantonale, sondern auch schweizerische 
Eisenbahnpolitik betrieben haben. 

Den schweren Fehlern des demokratischen Regimes in» 
eigenen Kanton (Nationalbahn) stehen die grossen Verdienste 
um das Zustandekommen der Ootthardbahn gegenüber. 

Bei der im Jahre 1863 gebildeten Vereinigung von Kantonen 
und Bahngesellschaften zum Zwecke der Erstellung einer Alpen- 
bahn konnte Zürich mit Recht bei der Frage, ob Gotthard oder 
Lukmanier, die Überlegenheit der Gotthardroute geltend machen : 

Centrale und daher besser geschützte militärische 

Lage ganz auf Sohweizergebiet; direkte Verbindung des 

isolierten Kantons Tessin mit der übrigen Schweiz ^ 

bedeutende Abkürzung der Distanzen nach den ober* 

italienischen Städten und zwar von England, Holland, 

Belgien, Nordfrankreich, Elsass und Süd Westdeutschland 

her, ebenso von Zürich und Winterthur und dem grösstea 

Teil des Kantons gegenüber dem Lukmanier; grösste 

Verkehrszone im Norden und im Süden und in der 

Schweiz etc. 

Das Komitee der „Gotthard Vereinigung", in der Erkenntnis 

dass ohne Subsidien eine Alpenbahn nicht möglich sei, entwarf 

eine Subventionsskala für die schweizerische Subventionssumme 

von 20 Millionen Franken (wovon l 1 /* Millionen dem Kanton 

Zürich zugedacht waren) gegen Übernahme von Aktien zweiten 

Ranges. Die Aktien ersten Ranges sollten vorab eine Dividend* 

bis auf 7% erhalten. 



*) Bericht des R. R- an den K. R. vom 11. Weinmonat 1865» - 
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Der zürcherische Regierungsrat empfahl die dem Kanton 
Zürich zugedachte Quote (Antrag vom 10. Oktober 1865) u. a. 
auch mit der Begründung, dass durch die Gotthardbahn die 
Staatebeteiiigung bei der Linie Zürich-Zug-Luzern (1,750,000 Fr.) 
sich besser verzinsen werde; der Grosse Rat stimmte am 
20. Oktober 1865 zu. 1 ) 

Da die übrigen Glieder der Gotthardvereinigung (Kantone 
und Bahngesellschaften) ihre Betrefihisse ebenfalls zusicherten, 
war die finanzielle Grundlage für das Unternehmen geschaffen. 
Nun musste aber die weitere Mithülfe in Italien und Deutschland 
gesucht werden; allein die kriegerischen Ereignisse (Preussen 
und Italien gegen Österreich, 1866) verzögerten die Sache. 

Erst am 15. Oktober 1869 kam es zu einem Staatsvertrage 
zwischen der Schweiz und Italien (dem am 20. Juni 1870 der 
Norddeutsche Bund und am 28. Oktober 1871 an dessen Stelle 
das deutsche Reich beitrat) zum Zwecke der Erstellung der 
Gotthardbahn (vide auch K XIII und K XIV). 2 ) 

Nach diesen Verträgen übernahmen von dem auf 187 
Millionen Franken veranschlagten Baukapital Italien 45, Deutsch- 
land 20 und die Schweiz 20 Millionen ; den Rest hatte die 
Gotthardbahngesellschaft in Obligationen und Aktien aufzubringen. 

Auf den 24. Januar 1870 lud der Bundesrat die beteiligten 
Kantone und Bahngesellschaften zu einer Konferenz nach Bern 
ein behufs Festsetzung der Modalitäten für die ihm zur Ver- 
fügung zu stellenden Subventionen. 8 ) 



*) Protokoll des Gr. R. des Kantons Zürich vom 20. Okt. 1865. 
pag. 558 ff. 

») E. A. S. (a. F.) VII. pag. 239 ff., 267 ff. 

•) Bericht zu dem Beschlussentwurf des R. R. vom 17. Februar 
1870. 
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Die sohon im Jahre 1865 vom zürcherischen Grossen Bäte 
bewilligte Subvention von V/% Millionen Franken wurde am 
29. März 1870 vom Kantoneiaie bestätigt 1 ) und in der Volks- 
abstimmung vom 22. Mai 1870 mit grossem Mehr ( 8 /o gegen V 8 ) 
angenommen. 2 ) 

Am 6. Dezember 1871 konstituierte sieh die Gotthardbahn- 
gesellschaft, nachdem . die schweizerische Subvention von 20 
Millionen Franken durch die Gotthardkantone und die Bahn- 
gesellschaften Nordostbahn und Centralbahn gedeckt war. 8 ) 

Schon im Jahre 1875 zeigte es sich aber, dass die auf 
187 Millionen Franken veranschlagten Baukosten erheblich zu 
niedrig gegriffen waren und ein Mehrbedarf von 74 Millionen 
erforderlich sei für die vorgesehene Ausführung. Da dieser 
Betrag nicht aufzubringen gewesen und dadurch die Erstellung 
der Bahn verunmöglicht worden wäre, wurde ein reduziertes 
Bauprogramm aufgestellt. 

Dadurch konnte der Mehrbedarf auf 40 Millionen reduziert 
werden. Am 4. Juli 1877 fand in Luzern eine internationale 
Konferenz statt behufs Rekonstruktion der Unternehmung. Man 
einigte sich dahin, dass die 40 Millionen in der Weise zu decken 
seien, dass Deutschland 10, Italien 10 und die Schweiz 8 Millionen 
als Nachsubvention und die Gotthardbahngesellschaft den Best 
(12 Millionen) aufzubringen habe. Die Vereinbarung wurde 
durch einen Zusatzvertrag vom 12. März 1878 4 ) festgelegt und 
in Art. 3 desselben noch bestimmt, dass der Bau der Zufahrtslinien 



») Protokoll des K. R. des Standes Zürich vom 28. und 29. März 
1870. pag. 408 ff. 

*) Z. G. S. XV. 1870. pag. 356 ff. 
8 ) Herold, a. a. O. pag. 93 ff. 
*) E. A. S. (n. F.) V. pag. 177 ff. 
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Luzern-Itnntensee, 
Zug-Goldau, 
Giubiasco-Lugano 
(Monte Cenere Linie) 

verschoben werden müsse, bis die Stammlinie Immensee-Pino 
dem Betriebe übergeben worden sei. Sollte jedoch die Gott- 
hardbabngesellschaft inzwischen genügend erstarkt sein, um eine 
dieser Linien zu bauen, so habe der Bundesrat die Reihenfolge 
zu bestimmen. 

Italien und Deutschland bewilligten ihre Nacbsubventionen 
ohne Schwierigkeiten; allein in der Schweiz ging die Sache nicht 
so leicht. 1 ) 

In der Konferenz von 5. Januar 1878 in Bern erklärten 
die Gotthardkantone, sowie die Nordostbahn und Centralbahn 
dem Bundesrate, die 8 Millionen Franken nicht aufbringen zu 
können, es solle daher der Bund Fr. 3,185,000 davon übernehmen. 

Von den 4,815,000 Fr. (Gotthardkantone, Nordostbahn 
und schweizerische Centralbahn) war dem Kanton Zürich wieder 
die höchste Quote (Fr. 800,000) zugedacht. Trotzdem befür- 
wortete der zürcherische Regierungsrat die Übernahme. Die 
Mehrheit der kantonsrätlichen Kommission stimmte zu, die Minder- 
heit aber beantragte Verwerfung, weil durch das Hinausschieben 
des Baues von Zug-Goldau (Zufahrtslinie) auch der Bau von 
Thalwil-Zug gefährdet sei und dabei der Kanton Zürich noch 
am stärksten belastet werde. 2 ) Am 15. März 1878 bewilligte der 
Kantonsrat mit schwachem Mehr die verlangte Nachsubvention 5 ), 



! ) Weisung des R. R. an den h. K. R. vom 11. März 1878. 
*) Kommissionalbericht an den h. K. R. vom 11. März 1878. 
. 8 ) Protokoll des K. R. des Standes Zürich vom 15. März 1878. 
pag. 458 ff. 
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aber am 19. Mai 1878 wurde sie in der Volksabstimmung mit 
26,440 Stimmen gengen 22,200 verworfen. 1 ) 

Ohne grössere Bundesbeteiligung war nun nichts mehr zu 
machen ; mit Botschaft vom 25. Juni 1878 beantragte daher der 
Bundesrat die Übernahme von 6V2 Millionen Franken durch den 
Bund und 1 7* durch die Nordostbahn und Centralbahn.') Allein 
dieser Antrag stiess in der Bundesversammlung auf heftigen 
Widerstand; schliesslich einigte man sich auf folgenden Kom- 
promiss : 

Der Bund gewährt den Gotthardkantonen eine 
Subvention von 4 7» Millionen Franken und überbindet 
ihnen die Deckung des Restes von 2 Millionen (Nord- 
ostbahn und Schweizerische Centralbahn übernahmen 
zusammen l 1 /* Millionan). Er sichert den beteiligten 
Kantonen für einen westlichen und östlichen Alpen- 
durchstich die gleiche Subvention (472 Millionen) zu. 8 ) 

Von den 2 Millionen wurde dem Kanton Zürich, wie die 
folgende Tabelle zeigt, wieder die höchste Quote (502,000 Fr.) 
zugeteilt. 

Kanton Zürich . . 
„ Bern 
„ Aargau 
Halb-Kanton Basel-Stadt 
„ „ Basel-Land 
Kanton Luzern . . 
„ Solothurn . 
. Schaffhausen 



Fr. 502,000. — 

„ 402,000.— 

„ 402,000. — 

„ 402,000. — 

, 60,500. — 

„ 50,000. — 

„ 50,000. — 

„ 50,000. — 



') Protokoll des K. R. des Standes Zürich vom 12. Juni 1878. pag. 6* 
*) Weisung des R. R. an den K. R. vom 4. September 1878. 
») A. S. (n. F.) IV. pag. 1. ff. 
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Kanton Thurgau „ 40,000. — 

t Schwyz . . „ 80,000.— 

Halb-Kanton Obwalden . . „ 5,000. — 

„ , Nidwaiden . . „ 5^000. - 1 ) 

Der Begierungsrat beantragte Annahme 3 ), der Kantonsrat 
stimmte am 16. September 1878 zu 8 ), und am 2 7. Oktober 1878 
fiel die Volksabstimmung ebenfalls bejahend aus. 4 ) 

Der Entscheid im Kanton Zürich wirkte auch auf die an- 
dern Kantone stimulierend, so dass die 2 Millionen bald gedeckt 
und die Rekonstruktion des Gotthardunternehmens gesichert war« 

Im Jahre 1880 beabsichtigte die Qotthardbahngesellschaft, 
auf Ansuchen der Regierung von Luzern und Bern, die Linie 
Immensee-Luzern schon vorzeitig in Angriff zu nehmen; eine 
Kollektiveingabe (von Zürich, Glarus, Schaffhausen, Zug und 
Thurgau) an den Bundesrat, welche die Priorität für Zug-Goldau 
verlangte, hielt sie jedoch davon ab. 5 ) 

In der Frühjahrssession 1884 liess der Bundesrat den eid- 
genossischen Raten die Mitteilung zukommen, dass er die Gott- 
hardbahn eingeladen habe, die technischen und finanziellen 
Grundlagen für den Bau der Linien Luzern-Immensee und Zug- 
Goldau einzureichen. 6 ) 

Nun machten aber die Subventionsstaaten Deutschland und 
Italien Schwierigkeiten, indem sie zuerst die Legung des zweiten 



') Der schweizerische B. R. an Präsident und R. R. des Kantons 
Zürich. 6. September 1878. 

a ) Weisung des R. R. an den h. K. R. vom 4. September 1878. 

») Protokoll des K. R. des Standes Zürich vom 16. Sept. 1878. 
pag. 58 ff. 

*) Z. G. S. XX. 1878. pag. 17 und 18. 

6 ) Aus den Verhandlungen des R. R. vom 24. April 1880. 

•) B. Bl. II. 1890. pag. 901 ff. 
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Geleises auf den Strecken Erstfeld-Göschenen und Airolo-Biasca 
verlangten. 

Der Bundesrat suspendierte daher sein Begehren an die 
Gotthardbahn, und so blieb die Frage der Erstellung der nord- 
lichen Zufahrtslinien zum Gotthard wieder mehrere Jahre liegen. 

Am 19. Juni 1890 1 ) endlich wurde die Gotthardbahn durch 
Bundesbeschluss angehalten, die Linien Zug-Goldau und Luzern- 
Immensee in Angriff zu nehmen. 

Am 1. Juni 1897 wurden Thalwil-Zug und Zug-Goldau 
gleichzeitig dem Betrieb übergeben. 2 ) 

Nach den obigen Erörterungen wird man den Missmut und 
die Entrüstung in zürcherischen Kreisen begreifen, als dieser 
Kanton einen so langen Kampf um die Linie Thalwil-Zug fuhren 
musste (vide K XIII), nachdem er eine derart bedeutende Leist- 
ung (2 Millionen Franken) zu Gunsten der Gotthardbahn ge-> 
macht hatte. 

Luzern hat für seinen geringen Aufwand den grössten Vor- 
teil aus dem Gotthardunternehmen eingeheimst; Zürich wurde 
auch in der Folge als mehr oder weniger „ausserhalb der Gott- 
hardroute liegend * betrachtet, und heute noch ist Basel-Luzern- 
Mailand die Hauptlinie und Goldau-Zürich eine Zweiglinie der 
Gotthardbahn. 



J ) E. A.. S. (n. F.) XI. pag. 38 ff. 

*) XXXXV. Geschäftsbericht der Direktion der N. 0. B. 1897. 
pag. 20. 



§6- 

Rickblick. 



Die Natur des Stoffes hat es mit sich gebracht, dass bei 
unsern Untersuchungen der zürcherischen Eisenbahnpolitik eine 
Menge von Detailausführungen notwendig wurden. Es dürfte 
deshalb angebracht sein, die Ergebnisse dieser Untersuchungen 
in ihren Hauptpunkten noch einmal zusammenzufassen und dabei 
gleichzeitig vergleichshalber kurz die Eardinalpunkte der Eisen- 
bahnpolitik des Kantons Bern heranzuziehen, des einzigen der 
schweizerischen Stande ausser Zürich, dessen Stellungnahme zu 
den Eisenbahnen bis anhin eingehend bearbeitet worden ist. 

Die ersten Bestrebungen zur Erstellung einer Eisenbahn 
auf zürcherischem Gebiete setzten bereits Mitte der dreissiger 
Jahre des 19. Jahrhunderts ein und führten zur Gründung der 
Basler-Zürcher Eisenbahngesellschaft (1838). Diese Gesellschaft 
wollte einen Schienenweg von Basel nach Zürich, längs des 
Rheins, der Aare und der Limmat erstellen und erhielt die 
zürcherische Eonzession im Dezember 1839. Die Eonzession 
wurde auf 99 Jahre erteilt und hiebei die Verpflichtung über- 
nommen, während 15 Jahren keine zweite Linie von Zürich 
nach Baden zu konzessionieren Ein Rückkaufsrecht während 
der Eonzessionsdauer wahrte sich der Staat nicht; nach Ablauf 
derselben konnte er die Konzession entweder beliebig verlängern 
oder die Bahn gegen Entschädigung auf Rechnung des Staates 
übernehmen. 
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Da die Gesellschaft ohne fremde Mithülfe nicht in der Lage 
war, das geplante Unternehmen zu realisieren, wandte sie sieh 
mit einem Gesuche um finanzielle Beteiligung an den zürche- 
rischen Staat. Allein die Regierung des Kantons Zürich gab 
die Erklärung ab, dass sie sich nur zur Gewährung einer Unter- 
stützung verstehen könne, wenn auch die anderen in Frage 
kommenden Kantone (Aargau, Baselland und Baselstadt) eine 
solche in Aussicht stellten« Da aber eine Mithülfe von Saite 
dieser Kantone gar nicht zu erwarten war, konnte das Schicksal 
der Basler-Zürcher Eisenbahngesellschaft nicht zweifelhaft sein, 
und es musste dieselbe im Dezember 1841 in Liquidation treten. 

Im Gegensatz zum Kanton Bern, welcher die erste Kon- 
zession erst anno 1852 erteilte, *) haben also in Zürich die Be- 
strebungen zur Erstellung einer Eisenbahn schon 1 V* Dezennien 
früher eingesetzt. Allerdings war der Erfolg, wie wir gesehen 
haben, ein negativer; denn die Kantone besassen eben damals, 
Zürich mit eingeschlossen, für die Förderung gemeinnütziger, 
grösserer Werke noch wenig Verständnis. 

Den Plan einer Bahnverbindung der Städte Basel und Zürich 
nahm die im Jahre 1846 entstandene Nordbahngesellschaft 
wieder auf. Die der Kordbahn erteilte Konzession stimmt im 
Wesentlichen mit der Konzessionsurkunde der Basler-Zürcher 
Eisenbahngesellschaft überein, enthält aber den Zusatz, es dürfe 
der Kanton Zürich von der Gesellschaft unter keinem Vorwand 
und zu keiner Zeit um finanzielle Mithülfe angegangen werden. 
Trotzdem die Linie Zürich-Basel schon damals für einen der 
zweckmässigsten Schienenstränge angesehen wurde, gelang es 
der Nordbahn nicht, ihr Ziel vollständig zu erreichen. Sie 
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konnte im August 1847 nur die Strecke Zürich-Baden zur Er- 
öffnung bringen, und ee blieb dieselbe mangels finanzieller Mittel 
für den Weiterbau fast zehn Jahre ohne Fortsetzung. 

Im Jahre 1852 erhielt dann ein „provisorischer Ausschuss" 
zu Händen einer später zu bildenden Gesellschaft (Zürich- 
Bodensee Eisenbahngesellschaft) seitens der Kantone Zürich und 
Thurgau die Konzessionen für eine Linie von Zürich über 
YPinterthur, Gundetswil (Kantonsgrenze) und Frauenfeld nach 
Romanshorn. Alle vom Kanton Zürich unter dem liberalen Re- 
giment (bis 1869) erlassenen Konzessionsurkunden sind nun 
dieser „GundetBwilerkonzeesion* vom 30. Dezember 1852 nach- 
gebildet worden. 

Die Konzession wurde wiederum auf 99 Jahre erteilt und 
zum ersten Male dem Bund, beziehungsweise dem Kanton auch 
das Rückkaufsrecht während der Konzessionsdauer gewahrt. Als 
Grundlage der Entschädigung für einen Rückkauf innerhalb der 
Konzessionsdauer wurde der durchschnittliche 25-, 22 1 /»- oder 
20-fache Wert des Reinertrages der letzten, der Rückkaufs- 
ankündigung unmittelbar vorangehenden 10 Jahre angenommen, 
je nachdem der Staat die Bahn nach Ablauf des 30., 40,. 60., 
75. oder 90. Betriebsjahres an sich ziehen würde. Im Minimum 
musste als Entschädigung jedoch immer das ursprüngliche Anlage- 
kapital entrichtet werden. 

Yor allem aber verdienen die Artikel 3 und 15 der Gun- 
-detswilerkonzession erwähnt zu werden. 

Artikel 3 verpflichtete den Kanton Zürich, während der 
nächsten 30 Jahre weder eine Bahn von Zürich über Winter- 
thur nach Gundetswil selbst auszuführen, noch eine weitere 
Konzession für eine solche zu erteilen. Des Fernern erhielt die 
Zürich-Bodensee Eisenbahngesellschaft das Prioritätsrecht bei 
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gleichen Bedingungen für alle in die Linie Zürich-Gundetswil 
einmündenden oder von derselben abzweigenden neuen Linien« 

Artikel 15 stipulierte die Befreiung des Konzessionärs von 
allen kantonalen und Gemeindesteuern. 

Durch die erwähnten Ausschluss- und Vorzugsrechte und 
die Steuervergünstigung erhielt die Zürich-Bodensee Eisenbahn- 
gesellschaft eine Stellung, welche ihrer Rechtsnachfolgerin, der 
Nordostbahn, für lange Zeit eine beinahe unumschränkte Macht 
in Verkehrssachen sicherte. Wenn die genannten Privilegien 
auch als sehr weitgehend bezeichnet werden müssen, so muss 
doch anerkannt werden, dass es nur auf diese Weise mög- 
lich war, dem Kanton Zürich in kurzer Zeit zu einem gut ent- 
wickelten Schienennetze zu verhelfen. 

Überdies übernahm der Kanton Zürich vom Baukapital der 
Zürich-Bodenseebahn (15 Millionen Franken) zusammen mit dem 
Kanton Thurgau und den Städten Winterthur und Zürich 4 Mil- 
lionen in Aktien. 

Welch' ein Wechsel bereits in der Subventionspolitik des 
zürcherischen Staates! 

1841. Basler-Zürcher Eisenbahngesellschaft: 

Die staatliche Mithülfe wird zwar nicht for- 
mell, wohl aber materiell abgelehnt. 

1845. Nordbahngesellschaft: 

Der Staat darf unter keinen Umständen und 
zu keiner Zeit zum Mittragen pekuniärer Lasten 
herangezogen werden. 

1853. Zürich-Bodensee Eisenbahngesellschaft: 

Der Staat beteiligt sich mit einer grösseren 
Summe in Aktien. 
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'Wir Haben gesehen, dass die Zürich-Bodensee Eisenbahn - 
gesellschaft anno 1852 im Kanton Zürich quasi ein Eisenbahn- 
monopol erhalten hatte; ganz ähnliehe Verhältnisse treffen wir 
nun auch in Bern, wo sieh der Kanton im gleichen Jahre, wie 
Geiser bemerkt, 1 ) „an Händen und Füssen gebunden tt der 
schweizerischen Gentralbahn auslieferte. Auch Bern konnte des 
Guten an Ausschluss- und Vorzugsrechten, Reservationen etc. 
beinahe nicht genug tun und glaubte dabei noch, äusserst gunstige 
Vertragsbedingungen mit der Centralbahngesellschaft erzielt zu 
haben. Die Freude sollte übrigens bald gedämpft werden ; schon 
1854 stand die Centralbahn, welche sich zur Ausführung der 
konzessionierten Linien ohne Staatssubvention verpflichtet hatte, 
vor der Zwangsliquidation. Um dieser vorzubeugen, musste der 
Staat Bern im Verein mit den interessierten Gemeinden sich 
bequemen, der Bahngesellschaft mit einer Aktienbeteiligung von 
Fr. 4 Millionen unter die Arme zu greifen. Wie Zürich hat 
also auch Bern seine Haupt- und Stammlinie nur unter Mithülfe 
des Staates erhalten. 

Bevor die Zürich-Bodensee Eisenbahngesellschaft die Linie 
Zürich- Winterthur-Romanshorn fertig stellen konnte, vereinigte 
sie sich mit der Nordbahn zur Nordostbahngesellschaft (1853). 
Wie im Eanton Bern die Centralbahn, hat nun im Eanton 
Zürich bis zum Sturze der liberalen Herrschaft die Nordostbahn 
die Hauptrolle in der kantonalen Eisenbahnpolitik gespielt. 
Während aber der Stand Bern schon wenige Jahre nach der 
ersten Eonzessionserteilung auf kontinuierlichem Eriegsfusse mit 
der Centralbahn stand, um die Monopolstellung dieser Gesell- 
schaft zu brechen, 2 ) gingen in Zürich die Regierung und die 
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leitenden Kreise der Kordostbahn bis zur Verfassungsänderung 
im Jahre 1869 Hand in Hand. Der Einfluss der Bahngesell- 
schaft auf den Staat war sogar eher grösser als umgekehrt. 

Die Nordostbahn erstellte in verhältnismassig kurzer Zeit 
ein Eisenbahnnetz, mit dem sie den Verkehr im Kanton Zürich 
und den angrenzenden Gebieten beherrschte, nämlich: 
Zürich-Baden- Turgi- Waldshut, 
Zürich-Baden-Brugg-Aarau, 
Zürich- Winterthur-Frauenfeld-Rontanshorn, 
Rorschach-Romanshorn-Konstanz, 
Winterthur-Schaffhausen, 
Zürich-Affoltern-Zug-Luzern, 
Örlikon-Bülach-Dielsdorf. 
Mit der Erstellung der Linie Örlikon-Bülach-Dielsdorf (1865) 
fand die Bautätigkeit der Nordostbahn für einmal ihr Ende ; ihr 
sog. „Stammnetz", ungefähr 256 km., war vollendet. 1 ) 

Unter der „liberalen Herrschaft" wurden auf zürcherischem 
Gebiete ausser dem Stammnetze der Nordostbahn nur noch die 
beiden Linien: 

Wallisellen- Uster-Rapperswil (Glattallinie), 
Winterthur-Elgg (Kantonsgrenze)-S/. Gallen-Rorschach 
gebaut. Beide Linien waren Eigentum der im Jahre 1857 durch 
Fusion 

f Rorsohach-Sargans-Chur \ Lukmanier-Lago 
der Südostbahn { /n , ,L . 

[ Kapperswil-oargans (Chur) I Maggiore, 

der st. gallisch-appenzellischen Eisenbahngesellschaft : 
Rorschach-St. Gallen- Wil-Winterthur, 

und der Glattalbahn: Wallisellen-Uster-Rapperswil 
entstandenen Gesellschaft der „ Vereinigten Schweizerbahnen** 



l ) Stoll. a. a. O. pag. 34. 
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Bei Anläse der Übertragung der zürcherischen Eonzessionen 
für die Linien 

Winterthur-Elgg-St Gallen-Rorschach 
und Wallisellen-Uster-Rüti-Rapperswil 
an die „Vereinigten Schweizerbahnen* versuchte die Regierung 
des Kantons Zürich bereits, die seiner Zeit gewährten Privilegien, 
wie Vorzugs- und Ausschlussrechte etc. zu beseitigen. Infolge 
des Widerstandes der neu gegründeten Gesellschaft und vor 
etilem auch des Kantons St. Gallen ist es aber der zürcherischen 
Regierung nicht gelungen, ihren Willen durchzusetzen ; die Kon- 
zessionen wurden unverändert . an die Vereinigten Schweizer- 
bahnen übertragen. 

Wir wollen nun der Eisenbahnsubventionspolitik des Kantons 
Zürich unter der liberalen Herrschaft noch einige kurze Worte 
widmen. 

Von den bis 1869 erstellten zürcherischen Linien wurden 
gebaut : 

Zürich-Dietikon-Baden : Ohne Staatsbeteiligung. 

Zürich-Winterthur-Romanshorn : Mit Staatsbeteiligung. 

(Die Kantone Zürich und Thurgau über- 
nahmen zusammen mit den Städten Winterthur 
und Zürich Fr. 4 Millionen in Aktien.) 

Zürich- Wil-St. Gallen-Rorschach: Ohne Staatsbeteiligung. 
Winterthur- Schaff hausen : Ohne v 

Wallisellen- Uster-Rapperswil : Ohne „ 

Zürich- Affoltern-Zug-Luzem : Mit Staatsbeteiligung. 

(Der Kanton Zürich und die interessierten 
zürcherischen Gemeinden übernahmen für Franken 
3,200,000. — Obligationen, die sich nach dem 
Ertrage der Unternehmung verzinsten). 
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Örtikon-Bülach-Dielsdorf: Mit Staatsbeteüigung. 

(Der Kanton Zürich und die interessierten 
Gemeinden übernahmen je für Fr. 600,000. — 
Obligationen, verzinsbar nach dem Ertrage der 
Unternehmung). 
Wie wir aus dieser Zusammenstellung ersehen, hat sich der 
Kanton Zürich bis zum Jahre 1862 (Subventionierung der Linie 
Zürich-Zug-Luzern) nur bei der Zürich-Bodenseebahn finanziell 
beteiligt. Der Kanton nahm nämlich den Standpunkt ein, es 
rechtfertige sich die Staatsbeteiligung beim Bau von Eisenbahnen 
nur dann, wenn politische oder militärische Interessen eine solche 
bedingen. So habe der Stand Zürich sich bei der Erstellung 
der Zürich - Bodenseebahn finanziell engagiert, weil die besagte 
Bahn mit ihrer Fortsetzung nach Baden, Aarau und der West- 
schweiz als die zukünftige Transitlinie vom schwäbischen Meer 
bis zum Genfersee betrachtet werden müsse. Diese Stellung- 
nahme der zürcherischen Behörden stand im Einklang mit dem 
damals in voller Blüte stehenden individualistischen Zeitgeiste, 
welcher eben jede staatliche Intervention zu Gunsten von Privat- 
unternehmungen entschieden ablehnte. 

Erst im Jahre 1862 machte sich ein Umschwung geltend, 
indem der zürcherische Grosse Rat die Subventionierung der 
Reppischbahn aussprach, von der Erwägung ausgehend, dass 
sich der Staat Zürich nicht länger der Aufgabe entziehen könne, 
denjenigen Kantonsteilen, welche bis anhin noch keine Eisen- 
bahnen ihr eigen nannten, solche, wenn nötig, durch Staaten ülfe 
zu verschaffen. Damit war nun aber auch der „Grundsatz" der 
Staatsbeteiligung normiert, welcher dann im Jahre 1869 in die 
neue Staatsverfassung aufgenommen wurde. 

Wie wir bereits bemerkt haben, waren unter dem liberalen 
Regiment im Kanton Zürich Staat und Nordostbahn ein Herz 
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und eine Seele; an der Monopolstellung der Bahngeselleohaft 
in Verkebrssaohen wurde von keiner Seite gerüttelt. Ganz 
andere Wege aber hat nun im gleichen Zeitraum die bernische 
Eisenbahnpolitik eingeschlagen. Bereits Ende der fünziger Jahre 
nahm der Kanton Bern, wie schon oben kurz erwähnt worden ist, 
den Kampf mit der Centralbahn auf und versuchte die ausschliess- 
liche Herrschaft derselben zu brechen. 1 ) Er forderte zu diesem 
Zwecke die Bestrebungen der Ostwestbahngesellschaft, indem 
er ihr mit einer grösseren Staatsbeteiligung beisprang. Bevor 
jedoch die Linien Neuenstadt-Biel und Bern-Langnau vollständig 
ausgebaut waren, und bevor an der Verbindungsstrecke Biel- 
Bern ein Spatenstreich getan worden war, erwies sich die Lage 
des Ostwestbahnunternehmens als eine durchaus unhaltbare. Um 
sein Subventionskapital nicht ganz zu verlieren und die erwähnten 
Linien nicht um einen Schleuderpreis in die Hände des Gegners, 
der Centralbahn, fallen zu lassen, sah sich der Kanton Bern ge- 
zwungen, die Ostwestbahn käuflich zu übernehmen und auf 
Staatsrechnung zu betreiben. So kam Bern zu seiner „Staats- 
bahn' 4 , welche aber Jahr für Jahr ein bedeutendes Betriebsdefizit 
aufwies. Und den bitteren Erfahrungen Berns mit seiner Staats- 
bahn ist es nicht in letzter Linie zuzuschreiben, dass später der 
Kanton Zürich beim Nationalbahnkrach sich gegenüber dem 
Ansinnen ablehnend verhielt, diese Bahn für sich zu erwerben 
und damit den Übergang an ihren Hauptkonkurrenten, die 
Nordostbahn, zu verhindern. Die Lehre, die Bern empfangen 
hatte, ist in Zürich nicht in Vergessenheit geraten. — 

Den grossen Wendepunkt in der Eisenbahnpolitik des 
Kantons Zürich bildet das Jahr 1869; eine neue Periode des 
Eisenbahnbaues auf zürcherischem Gebiete beginnt. 
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In dem besagten Jahre beschloss nämlich das zürcherische 
Volk mit grosser Mehrheit, seine Staatsverfassung zu ändern und 
übertrug diese Aufgabe einem Verfassungsrate. Die Wahlen in 
den letzteren brachten der bis anhin im Kanton allmächtigen 
liberalen Partei eine schwere Niederlage bei. Ans Staatsruder 
kamen nun die Demokraten, welche einerseits die Stadt Winter- 
thur zum Mittelpunkt des wirtschaftlichen Lebens des Kanton» 
Zürich und der Ostschweiz machen und anderseits die Macht 
der ihnen verhassten „liberalen" Nordortbahn brechen wollten. 
Dieses Ziel sollte erreicht werden durch die Erstellung eines 
neuen Schienennetzes mit Winterthur als Centrum. 

Um nun die nötigen Mittel zum Ausbau des geplanten 
Eisenbahnnetzes zu erhalten, setzten die Demokraten durch, 
dass in die neue Staatsverfassung ein Artikel aufgenommen 
wurde, dahin lautend: 

1. „Die Eisenbahnen, welche um ihrer volkswirtschaftlichen 
Bedeutung willen ausserordentlicher Privilegien seitens 
des Staates gemessen, sind unter dessen Aufsicht, dieser 
Bestimmung entsprechend, zu verwalten. 

2. Diejenigen Gebietsteile des Kantons, welche in Hinsicht 
auf Bevölkerung und Verkehr mit denen in gleicher 
Stelle stehen, welche mit Staatsmitteln zu Eisenbahnen 
gelangt sind, haben ebenfalls Auspruch auf Staats- 
unterstützung. tt 

Auf Grund des erwähnten Verfassungsartikels wurde dann 
im Jahre 1872 das zürcherische Eisenbahnsubventionsgesetz er- 
lassen. Dieses setzt fest, dass sich der Staat beim Bau der- 
jenigen Eisenbahnen, die einem ansehnlichen Teile des Kantons 
zum Vorteile gereichen und den Gesamtinteressen desselben nicht 
widersprechen, mit einem Betrage von Fr. 50,000. — auf den 
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Kilometer Bahnlänge zu beteiligen habe. Die Beteiligung hat 
zu geschehen durch Übernahme von Aktien oder Obligationen 
der fraglichen Unternehmungen. 

In vernünftigen Grenzen zur Anwendung gebracht, hätte 
das Eisenbahnsubventionsgesetz dem Kanton Zürich nur Vorteile 
bringen können. Infolge einer äusserst weitgehenden Auslegung 
der Subventionsbestimmungen steigerte es aber das Eisenbahn- 
fieber ins Ungemessene ; die nüchterne Abwägung der Verkehrs- 
bedürfnisse und der Lebensfähigkeit der Unternehmungen trat 
in den Hintergrund ; der parteipolitische Standpunkt, der Macht- 
hunger und gewisse Antipathien waren leider nur zu oft die 
Triebfedern der unsinnigsten Projekte. Ja, man kann geradezu 
von einer förmlichen künstlichen Züchtung solcher Projekte 
sprechen, die allerdings auf alles andere als auf das Prädikat 
der volkswirtschaftlichen Nützlichkeit Anspruch machen konnten. 

Der Erfolg einer derartigen Subventionspolitik, ein wahres 
deb&cle, liess auch nicht lange auf sich warten. Nach kaum 
achtjähriger Herrschaft hatte die demokratische Eisenbahnpolitik 
schon vollständig Fiasko gemacht; ungezählte Millionen waren 
nutzlos geopfert worden. Die im Jahre 1870 von Nationalrat 
Scheuchzer aufgestellte Prophezeiung: „Die Eisenbahnpolitik 
Winterthurs ist unser Unglück und der Ruin der demokratischen 
Partei", hat sich bis zu einem gewissen Grade erfüllt, denn be- 
reits im Jahre 1877 büssten die Demokraten ihre Eisenbahn- 
politik mit dem Verluste zweier kurulischen Sessel, welche in 
die Hände der Liberalen fielen. 1 ) 

Wie wir schon früher ausführten, hat gleich dem Kanton 
Zürich auch der Stand Bern den Bau von Eisenbahnen auf 



l ) Meister, Dr. U. Die Entwicklung der liberalen Partei des 
Kantons Zürich. 1909. pag. 13. 
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seinem Gebiete durch finanzielle Mithülfe unterstützt. So be- 
teiligte er sich beim Bau des Stammnetzes der Centralbahn und 
subventionierte auch das Ostwestbahnunternehmen, welch' letzteres 
dann schliesslich als „bernische Staatsbahn tt ganz in seinen Be- 
sitz überging. Im Gegensatz zu Zürich hat nun aber Bern vom 
Erlass eines allgemeinen Subventionsgesetzes abgesehen, von der 
Anschauung ausgehend, es sei vorteilhafter, jedes Subventions- 
gesuch individuell zu behandeln und für jede Linie die Höhe 
der Staatsbeteiligung im Speziellen zu bestimmen. 1 ) Allerdings 
wurde auch im Kanton Bern dem diskretionären Ermessen des 
Grossen Rates eine Grenze gezogen. Der Subventionsbeschluss 
von 1875 setzte nämlich mit Ausnahme der 4 Linien 

Brienz-Meiringen-Brünig-Vierwaldstättersee, 

Thun-Konolfingen, 

Lyss-Zofingen (Nationalbahn), 

Burgdorf-Langnau, 
für welche eine feste Subvention ausgesprochen wurde, die Höhe 
der staatlichen Beteiligung im Maximum auf Fr. 50,000. — per 
Bahnkilometer fest. Dieser Maximalbetrag wurde dann 1891 
auf Fr. 40,000. — ermässigt und bestimmt, dass die Staats- 
subvention den dritten Teil des Anlagekapitales der Bahn nicht 
übersteigen dürfe. 

Der vom Stande Zürich eingeschlagene Weg hinsichtlich 
der Eisenbahnsubventionsfrage dürfte wohl der richtigere gewesen 
sein. Es ist jedenfalls vorteilhafter, die* Subvention der L^ime 
des Augenblickes zu entziehen und sje zu einem Rechte ?g 
normieren, auf welches jedes Eisenbahnuptßrnehmen unter Er- 
füllung gewisser, allseitig bekannter Bedingungen ohne Weiteres 
Anspruch machen kann. Eine in sichere Aussicht gestellte 
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Subvention, mit welcher jede Unternehmung zum voraup fest 
rechnen kann, wird auch die Bildung neuer Gesellschaften er- 
leichtern und belebend auf dieselben einwirken 

Bevor wir nun des Näheren auf die Schattenseiten der 
demokratischen Eisenbahnpolitik im Kanton Zürich eingehen, 
sei es uns gestattet, auch die Lichtpunkte zu streifen. 

Höchst anerkennenswert ist die Haltung des demokratischen 
Regimentes gegenüber der Gotthardbahn. Die zürcherischen 
Behörden, welche die Erstellung der genannten Alpenbahn mit 
aller Macht zu fördern versuchten, haben in diesem Falle sich 
nicht nur ein grosses Verdienst um den Kanton, sondern auch 
um die Eidgenossenschaft erworben. Schon bei der ersten Sub- 
vention der Gotthardbahn (1870) hatte der Stand Zürich mit 
IV2 Millionen Franken den höchsten Betrag unter den sog. 
„Gotthardkantonen" übernommen, trotzdem er eigentlich ausser- 
halb der Gotthardroute lag. Und im Jahre 1878 war es wieder 
der Stand Zürich, der bei der Bedrängnis der Gotthardbahn- 
gesellschaft als erster Eanton seine Quote (Fr. 502,000. — ) an 
die der Eidgenossenschaft auferlegte Nachsubvention von 8 Mil- 
lionen bewilligte und damit für die ganze Schweiz die Losung 
zur Rettung des grossen Unternehmens gab. Wir wollen hier 
nicht unerwähnt lassen, dass auch der Eanton Bern die grossen 
verkehrswirtschaftlichen Vorteile eines Alpendurchstiches voll- 
kommen erkannt und sowohl bei der ersten Subvention, als auch 
bei der Nacbsubvention des Gotthardbahnunternehmens seine 
Mithülfe nicht versagt hatte. 1 ) 

Während ferner im Eanton Bern die staatlichen Hoheits- 
rechte schon bei den Verhandlungen betreffend Festsetzung der 
Eonzessionsbedingungen mit der Ostwestbahngesellschaft (1858) 
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viel kräftiger gewahrt wurden 1 ) als in den früher der Central- 
bahn erteilten Eonzessionen, war es im Eanton Zürich dem 
demokratischen Regimente vorbehalten, darin dem bernischen 
Beispiele zu folgen, und dies ist ein weiteres unbestrittenes Ver- 
dienst der demokratischen Aera. Seit 1870 war der Eanton 
Zürich bestrebt, einerseits mit allen Vorzugs- und Ausschluss- 
rechten, Steuerprivilegien etc. aufzuräumen und anderseits in den 
Aufsichtsorganen der von ihm subventionierten Unternehmungen 
Sitz und Stimme zu erhalten. 

Nachdem die im Jahre 1870 erteilten Eonzessionen den 
Bahngesellschaften noch das Vorzugsrecht für Zweigbahnen bei 
gleichen Bedingungen anderer Bewerber eingeräumt hatten, merzt 
übrigens die nächste Eonzessionsgruppe (1871 und 1872) auch 
dieses Vorrecht aus. Und auch hinsichtlich der Geltendmachung 
der schon bestehenden Prioritätsrechte wurden schärfere Beding- 
ungen normiert. Es wurde festgesetzt, dass der Ansprecher des 
Prioritätsrechtes gehalten sei, beim Regierungsrate eine Minimal- 
kaution von Fr. 10,000. — per km. zu deponieren und binnen 
Frist sich darüber auszuweisen habe, dass auch der Aus- 
führung des Unternehmens ausserhalb des zürcherischen Staats- 
gebietes nichts im Wege stehe. Erfülle er diese letztere 
Bedingung nicht, so gehe die Eonzession an den ursprünglichen 
Bewerber über, samt der geleisteten Eaution. Die im Jahre 
1871 und 1872 erteilten Eonzessionen enthalten dann noch die 
weitere Bestimmung, dass von nun an der Ansprecher des 
Prioritätsrechtes dieses von sich aus geltend machen müsse, an- 
statt wie früher hierüber angefragt zu werden. 

Schliesslich wurde auch noch bestimmt, dass die Taxen 
der Bahngesellschaften bereits bei einem 8°/o (bis anhin 10%) 
abwerfenden Reinertrage herabzusetzen seien. 
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Die vorhin erwähnten Vorteile der demokratischen Eisen- 
bahnpolitik werden nun aber durch ihre Nachteile übertroffen. 
Der grösste Fehler der demokratischen Aera war das Bestreben, 
die Stadt Winterthur zur bedeutendsten Stadt der Ostschweiz 
zu erheben und die Stadt Zürich auf den zweiten Bang hinunter- 
zudrücken und dabei gleichzeitig auch den Einfluss der Nordost- 
bahn vollständig zu unterbinden. 

Die projektierten Linien, mit welchen dieses Ziel erreicht 
werden sollte, nämlich: 

Winterthur-Singen-Kreuzlingen (Bodensee), 

Winterthur-Zofingen-Lyss (Genfersee), 

Winterthur-Waldshut (Basel), 

Winterthur' Tösstal (Rappers wil-Chur-Gotthard) 
wurden in kurzer Zeit gebaut; allein mit Ausnahme der Töss- 
talbahn, die auch heute noch eine ganz spärliche Rendite ab- 
wirft, sind sie alle ihrem Gegner, der Nordostbahn, in die Hände 
gefallen. 

Als die traurigste Schöpfung der demokratischen Eisenbahn- 
politik muss indessen zweifelsohne die sog. Nationalbahn be- 
zeichnet werden, welche im Jahre 1875 durch Fusion der beiden 
Eisenbahngesellschaften „ Winterthur - Singen - Kreuzungen " und 
„ Winterthur - Baden - Zofingen a entstanden war. Der frühere 
Eisenbahndirektor des Kanton Bern, Regierungsrat Hartmann, 
hat seiner Zeit die Ostwestbahnangelegenheit das „schwärzeste 
Blatt der bernischen Eisenbahngeschichte" genannt; 1 ) man geht 
jedenfalls nicht zu weit, wenn man das Nationalbahnunternehmen 
als den „Glanzpunkt" der zürcherischen Eisenbahnpolitik hin- 
stellt. Durch den geistreichen Tracezug der Nationalbahn von 
Singen und Kreuzungen über Etzwilen-Winterthur-Kloten-Seebach- 



J ) Geiser, a. a. 0. pag. 29. 
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Badeu-Zofiugeu und Langental nach Lyss, mit welchem das 
grösste Verkebrs?entrum der Ostschweiz, die Stadt Zürich, um- 
gangen wurde, sollten die beiden mächtigen Bahngesellschaften, 
die Centralbahn und die Nordostbahn, zusammen an die Wand 
gedrückt werden. Die demokratische Schöpfung, die durch- 
gehende „Transitlinie" vom Bodensee bis an den Genfersee, 
welche die wichtigsten Yerkehrscentren abseits liegen liess, hätte 
jedoch selbst unter normalen Verhältnissen nicht gedeihen können. 
Unglücklicherweise fiel aber ausserdem die Betriebsaufnahme 
der Nationalbahn in die schwere Wirtschaftskrisis der siebziger 
Jahre, welche Handel und Verkehr fast vollständig lahm legte. 
So konnte ihr Schicksal kein zweifelhaftes sein. Der Todes- 
kampf war kurz; bereits im Februar 1878 ordnete das Bundes- 
gericht die Zwangsliquidation der Nationalbahn an, und es ging 
dieselbe in der Folge um einen Kaufpreis von nicht ganz vier 
Millionen Franken an ihren verhasstesten Gegner, die Nordost- 
bahn, über. 

Der demokratische Nationalbahntraum kostete die beteiligten 
Kreise an die dreissig Millionen; der Kanton Zürich selbst ver- 
lor seine Subventionsbeteiligung von ungefähr 3 1 / 2 Millionen bis 
auf den letzten Rappen. 

Winterthur hat also sein Ziel, an Stelle der Stadt Zürich 
die Metropole des wirtschaftlichen Lebens des Kantons zu werden, 
nicht erreicht; im Gegenteil, nur mit Hülfe des Bundes ist es 
ihm gelungen, dem durch die unsinnige Beteiligung an Eisen- 
bahnunternehmupgen drohenden Konkurse zu entgehen. 

allein nicht nur die Stadt Winterthur ist bis an den Rand 
des Abgrundes gekommen, die demokratische Eisenbahnpolitik 
hat es auch dahin gebracht, dass die einst so blühende Nord- 
ostbahn ohne Zweifel dem Untergang verfallen gewesen wäre, 
wenn nicht zu ihrer Rettung ebenfalls der Bund eingegriffen 
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hätte. Dank der Stellungnahme der Demokraten zu den Eisen- 
bahnen wurde nämlich auch die Nordostbahngesellschaft Ton dem 
allgemeinen Eisenbahnfieber der siebziger Jahre angesteckt. Sie 
kannte, wie Geiser 1 ) sich ausdrückt, „keine Grenzen ihrer Wirk- 
samkeit mehr, Linie um Linie wurde unternommen, das eine 
Mal um eine erträumte Konkurrenz zu verhindern, das andere 
Mal um einen noch direkteren Weg zum Gotthard zu eröffnen, 
das dritte Mal um die liberale Partei im Eanton Zürich zu 
kräftigen oder den Freunden in der Stadt einen Gefallen zu 
erweisen. a 

Die Nordostbahn baute in dieser Epoche (1870—1880): 
Die linksufrige Zürichseebahn (Zürich -Tal wil- Ziegelbrücke - 

Glarus), 
Winterthur-Bülach-Koblenz (Waldshut), 
(Bülach) Nieder glatt- Otelßngen- Wettingen (Baden), 
Effretikon- Wetzikon- Hinwil (nur mit finanzieller Beteiligung), 
Glarus-Linttal, 

Die Bötzbergbahn (Brugg-Pratteln-Basel), j gemeinschaftlich mit 

> der Centralbahn er- 
Die aargauische Südbahn, I stellt 

und begann mit dem Bau 
der rechtsufrigen Zürichseebahn (Zürich -Meilen -Rapperz wil). 

Im Ferneren hatte sie sich noch zum Bau folgender Linien 
verpflichtet : 

(Zürich) Thalwil-Zug (Luzern), 
Bülach-Eglisau-Schaff hausen, 
Schaffhattsen-Etzwilen (Konstanz), 
Koblenz-Stein (Basel), 
Dielsdorf- Niederweningen. 



Geiser, C. F. Die Krisis der Nordostbahn. Zürich 1878. pag. 11. 
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Durch die erwähnten Linien (bereits ausgeführte Bauten 
und Bauverpflichtungen) hätte sich das Netz der Nordostbahn 
in einem Dezennium um über 320 km. erweitert, also mehr als 
verdoppelt ; *) bald aber zeigte sich, dass die Gesellschaft ihre 
Kräfte überschätzt hatte. 

Nach Beendigung des deutsch-französischen Krieges machte 
sich nämlich auf allen Gebieten des wirtschaftlichen Lebens ein 
plötzlicher Aufschwung geltend; grosse Kapitalmengen harrten 
ihrer Verwendung. Allein nur allzu rasch kam der Bückschlag ; 
Mitte der siebziger Jahre hatte die grosse Finanz- und Handels- 
krisis bereits mit voller Kraft eingesetzt und erreichte ihren 
Höhepunkt im Jahre 1877. Die Nordostbahn, welche die oben 
erwähnten Bauverpflichtungen im Vertrauen übernommen hatte, 
ihr Kredit werde hinreichend sein, sich die nötigen Kapitalien 
jederzeit zu beschaffen, musste bittere Erfahrungen machen. Es 
kam soweit, dass dieselbe anfangs des Jabres 1877 die Er- 
klärung abgeben musste, sie sei ausser stände, den Bauverpflich- 
tungen zur Zeit nachzukommen. Um die schweren Folgen, 
welche ein Zusammenbruch der Nordostbahn für weite Kreise 
nach sich gezogen hätte, abzuwenden, erklärte sich der schweize- 
rische Bundesrat, auf eine Eingabe der Gesellschaft hin, zur 
Hülfe bereit. Unter seiner Mitwirkung gelang der Abschluss 
der sog. Moratoriumsverträge, und es wurden der Nordostbahn 
durch Beschluss der Bundesversammlung vom Februar 1878 
die Baufristen für die Linien 

Zürich-liapperswü, 
Dielsdorf-Niederweningen, 
Thalwü-Zug, 
Bülachr Schaffhansen, 



l ) Rückkaufsbotschaft, Anhang. Beilage II. 
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Schaff 'hausen-Etztvilen, 

Koblenz-Stein, 
um acht Jahre verlängert. 

Erst in den neunziger Jahren konnte die Nordostbahn effektiv 
ihre Bautätigkeit wieder aufnehmen und zur Erstellung der 
Moratoriumslinien schreiten. 

Zu dem Netze der Nordostbahn und den beiden Linien 
der Vereinigten Schweizerbahnen auf dem Gebiete des Kantons 
Zürich sind dann noch einige kleinere Schienenwege, wie 
Wädenstvil-Einsiedeln, 
Die Sihltalbahn, 
Uerikon-Bautna, 
als selbständige, normalspurige Lokalbahnen hinzugekommen. 

Von diesen Linien hat nur die erstgenannte, Wädenswil- 
Einsiedeln, in der zürcherischen Eisenbahnpolitik eine nennens- 
werte Rolle gespielt und zwar als Teilstück der im Jahre 1889 
entstandenen „Schweizerischen Südosthahn tt . Die Südostbahn 
„Rapperswil-Pfäffikon-Biberbrücke-Goldau und Wädenswil-Biber- 
brücke-Einsiedeln" wollte die zweckmässigste Verbindung zwischen 
der Nordostschweiz und dem Gotthard herstellen und erfreute 
sich der besonderen Gunst des damaligen Vorstehers des schweize- 
rischen Eisenbahndepartementes. Mit der genannten Bahn glaubte 
nämlich Bundesrat Welti die Erstellung der Moratoriumslinie 
Thal wi]- Zug verunmöglichen zu können, gegen die er mit aller 
Macht zu Felde zog. Allein nach hartnäckigem Kampfe, in 
welchem die Regierung des Kantons Zürich mit anerkennens- 
werter Energie die Interessen ihrer Untertanen verfocht, musste 
Welti unterliegen, da die kantonale zürcherische Eisenbahnpolitik 
in diesem Falle derjenigen des Eisenbahndepartementes weit 
überlegen war. 




ich 
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Mit der Erstellung der genannten Linien und vor allem 
durch den im Jahre 1897 beschlossenen Rückkauf der schweize 
rischen Hauptbahnen durch den Bund hat die grosszügige kan-?^ 
tonal- zürcherische Eisenbahnpolitik, wie wir bereits im Vorwort 
bemerkten» ihren Abschluss gefunden. Der Eanton Zürich wird 
sich auf seine engern häuslichen Aufgaben beschränken müssen ; 
er muss nun in erster Linie dafür sorgen, dass durch Lokalbahnen, 
welche rasch und billig den Verkehr zwischen landwirtschaftlichen 
und industriellen Ortschaften vermitteln, das bestehende normal- 
spurige Eisenbahnnetz noch besser ausgebaut wird. Nachdem 
der Stand Zürich für die auf seinem Gebiete liegenden Normal- 
bahnen, sowie für die Gotthardbahn, grosse Opfer gebracht hat, 
darf als sicher angenommen werden, dass er auch den Bau von 
schmalspurigen Eisenbahnen und Strassenbahnen durch Sub- 
ventionen fördern wird, um dadurch neue Verkehrsbeziehungen 
innerhalb seines Gebietes zu ermöglichen. J 

Bereits ist in dieser Richtung auch ein Anfang gemacht ■ 

worden, indem, abgesehen von einigen Anschlusslinien an die 
Strassenbahnen der Stadt Zürich, mit finanzieller Beteiligung ? st * 
des Staates die elektrischen Regionalbahnen fW 

Meilen-Wetzikon, \ 

Bremgarten-Dietikon, MUl 

Uster- Oetwil, 
gebaut wurden. Man darf umso bestimmter damit rechnen, dass ^ 

der Eanton Zürich in Zukunft den eingeschlagenen Weg weiter j 

verfolgen wird, als derselbe ja schon längst eingesehen hat, -■ 

dass die für ein rationell angelegtes Eisenbahnnetz gebrachten R 

Opfer durch die volkswirtschaftlichen Vorteile mehr als auf- 
gewogen werden. Der Erfolg wird auch sicherlich nicht aus- 
bleiben. 



Zürich. Eisenbahnpolitik 1909. 
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